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In der jüngeren Vergangenheit 
hat die ARSTI sich relativ we-
nig mit der EU und den damit 

zusammenhängenden Fragen befasst, 
dies gilt es nachzuholen. Ein Beitrag 
in diesem Heft bringt eine Darstel-
lung der Entstehung und eine Ana-
lyse der wichtigsten Charakteristika 
der EU. Der zweite Beitrag diskutiert 
die von linker Seite vorgeschlagenen 
Strategien für den Umgang mit der 
EU und legt zu dieser Frage eigene 
Eckpunkte vor.

Das Thema EU ist sehr vielschich-
tig. In den zwei Artikeln können nicht 
alle damit zusammenhängenden As-
pekte ausführlich dargestellt werden. 
Einige wichtige Punkte werden nur 
sehr kurz angesprochen. Im Text wird 
jeweils auf solche Lücken in der Dar-
stellung hingewiesen.

Vorgeschichte, frühe utopische 
Konzepte und Ideen

Wenn man so will, hat die EU eine 
lange Vorgeschichte. Erste Vorschlä-
ge für ein vereintes Europa gehen bis 

Kapitalistischer Internationalismus – 
Die Europäische Union
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In eigener Sache

Die politischen Ereignisse über-
schlagen sich in zum Teil unvorher-
sehbarer Weise. In den vorigen Num-
mern sind wir auf die gefährliche Zu-
spitzung der Weltlage eingegangen, 
wie sie sich uns darstellt, u.a. mit 
der Aufkündigung des Atomabkom-
mens mit Rußland durch die USA, 
der militärischen Bedrohung des 
Iran, mit einem Venezuela unter US-
Boykott, Nordkorea ohne Deal und 
Trumps Verschärfung des Handels-
kriegs gegen China. Das Schlimme 
ist, die Brandherde bestehen weiter 
und die EU-Staaten, auch Deutsch-
land, machen sich immer mehr zu 
Komplizen dieser imperialistischen 
Politik.

Gegenwär t i g  s t eh t  nun  in 
Deutschland die Innenpolitik mehr 
im Rampenlicht mit einschneiden-
den Veränderungen in der Partei-
enlandschaft, die man in diesem 
Ausmaß nicht voraussehen konnte. 
Da überraschte vor allem der phä-
nomenale Aufschwung der Grünen 
(wie lange?), der getragen war von 
den realen Geschehnissen ökologi-
scher Katastrophen. Für die SPD 
waren die Wahlen eine Fortsetzung 
des existenzbedrohenden Nieder-
gangs, dessen Ursachen noch nicht 
ganz erforscht sind. Aber auch die 
CDU hatte starke Verluste, wobei 
viele Jugendliche für die Grünen 
votierten. Mag auch das Ergebnis 
der Wahl zum EU-Parlament nicht 
auf Bundestagswahlen eins zu eins 
übertragbar sein, so hat es doch 
die Tür noch weiter geöffnet für ein 
Mehr an unsozialer neoliberaler Poli-
tik künftiger Regierungskoalitionen. 
Wir werden uns noch näher mit die-

sem Umbruch im Parteienspektrum 
beschäftigen müssen. 

Wie dem Bericht über unser 
Mai-Seminar zu entnehmen ist, war 
die Europäische Union für uns ein 
Thema und wir drucken das dies-
bezügliche Referat in diesem Heft 
ab. Auch auf die Landtagswahlen 
in Bremen gehen wir ein, galt doch 
der Stadtstaat (10 % Arbeitslosig-
keit) bei manchem immer noch als 
„linke Hochburg“ in der BRD. Der 
befürchtete Aufschwung der AfD hat 
in der alten BRD nicht im befürch-
tetem Ausmaß stattgefunden. Doch 
die Gefahr der Radikalisierung nach 
rechts bleibt im krisenträchtigen 
Kapitalismus immer latent. Ist doch 
ein Nachlassen der Hochkonjunk-
tur rundum angekündigt, was die 
Zunahme der Armut bei einem Teil 
der Bevölkerung bedeuten könnte. 
Die AfD-Erfolge in den ostdeutschen 
Bundesländern sollten eine Warnung 
sein. Zudem hat sich gezeigt, dass 
die Partei Die Linke auch in der ehe-
maligen DDR nicht mehr viele Pro-
teststimmen auffangen kann.

In unserem Nachbarland Öster-
reich herrschen schier unglaubliche 
Zustände, welche die dortige politi-
sche Verkommenheit auf die Spitze 
trieben. Der aufgedeckte Skandal 
hat zwar zum Sturz der Regierungs-
koalition von FPÖ und Konservativen 
geführt, aber die eigentlich fällige 
Aussicht auf eine Besserung der po-
litischen Kultur schwindet immer 
mehr. Von diesem Tiefpunkt berich-
tet unser Genosse aus Österreich.

Wir haben auf unserem Semi-
nar auch über die bedrohliche und 
schwierige Lage in Venezuela disku-

tiert und haben uns die ungünstigen 
Bedingungen für linke und soziale 
Politik vor Augen geführt. Dazu dru-
cken wir auch einen Artikel eines 
Kenners der Situation nach. Wer 
darüber hinaus interessiert ist, dem 
können wir einen umfangreichen Ar-
tikel darüber unseres Bremer Autors 
zusenden.

In den bürgerlichen Medien hat 
es um die November-Revolution 
1918 so viel Lügen und Verschwei-
gen gegeben. Wir drucken dazu, als 
Beitrag zur Richtigstellung, den 
Artikel aus der Arbeiterpolitik, wie 
in der letzten Nummer angekün-
digt, ab.

Gerade richtig zu den Debatten 
um die EU-Wahlen und zum Wahl-
erfolg der Grünen erhielten wir eine 
grundsätzliche Analyse zum Thema 
Ökologie aus marxistischer Sicht. 
Darin wird betont, wie wichtig es 
ist, den drohenden Ökokatastrophen 
entgegenzutreten. Es sind aber das 
kapitalistische System und seine 
Wirtschaftsweise selbst, die einem 
durchschlagenden Erfolg entgegen-
stehen.

Nach drei Jahren haben wir end-
lich unsere Website umgestaltet und 
aktualisiert. Einige Sachen stehen 
noch aus, aber zumindest alle Aus-
gaben der Arbeiterstimme seit Ende 
2002 sind dort zum download bereit-
gestellt, natürlich auch die aktuel-
len Ausgaben der Zeitung.

Bei Sendungen an unser Post-
fach bitte den Namen Thomas Gradl 
durch Arsti ersetzen!

Wir danken unsern Abozahlern 
und Spendern und bitten unsere Le-
serinnen und Leser auch weiterhin 
um Unterstützung.
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und gründete die Paneuropa Union. 
Diese Paneuropa Union gibt es auch 
heute noch. Sie ist jetzt ziemlich weit 
rechts verortet, damals, also 1924, 
wurde sie aber vom eher fortschritt-
lichen Bürgertum, von Liberalen und 
auch von einigen Linken unterstützt. 
Ein Unterstützer war auch Aristide 
Briand, der mehrmaligen französi-
sche Ministerpräsident und Außen-
minister, der selbst 1930 eine Denk-
schrift „Über die Errichtung einer Eu-
ropäischen Union“, wie der übersetzte 
Titel lautet, veröffentlichte.

In ihrem Heidelberger Programm 
von 1925 schrieb die SPD: „Sie“, 
also die SPD, „tritt ein für die aus 
wirtschaftlichen Ursachen zwingend 
gewordene Schaffung der europäischen 
Wirtschaftseinheit, für die Bildung der 
Vereinigten Staaten von Europa, um 
damit zur Interessensolidarität der 
Völker aller Kontinente zu gelangen.“ 
Dieser Satz, ohne weitere Ausfüh-
rungen und Erklärungen, findet sich 
im Abschnitt „Internationale Politik“, 
neben 6 weiteren Forderungen z.B. 
zur Abrüstung, gegen koloniale Aus-
beutung und Demokratisierung des 
Völkerbunds.

Zusammenfassend kann man 
feststellen. Es existierten diverse Ide-
en über einen Zusammenschluss in 
Europa. Solche Vorstellungen speis-
ten sich aus mehren Quellen und fan-
den in verschiedenen Gesellschafts-
schichten und bei verschiedenen 
politischen Richtungen eine gewisse 
Anerkennung und Zustimmung. Re-
alpolitik war es aber nicht.

Entwicklung nach dem 2. 
Weltkrieg

Das änderte sich nach dem 2. 
Weltkrieg. Bereits kurz nach Been-
digung des Krieges gab es entspre-
chende Aktivitäten. Am bekanntes-
ten davon ist vielleicht die Rede von 
Winston Churchill (er war damals 
nicht Ministerpräsident sondern Op-
positionsführer) am 19. September 
1946 an der Universität in Zürich, in 
der er von den „United States of Eu-
rope“ sprach, die anzustreben seien. 
Es wurden mehrere Vereinigungen 
gegründet die sich diesem Ziel wid-
meten z.B. die „Union der Europäischen 
Föderalisten“ 1946, oder die „Europä-
isches Bewegung International“, 1948. 
Eine weitere, wichtige Organisation 
war das „American Committee for a 
United Europe“ (Amerikanisches Komi-
tee für ein vereintes Europa, ACUE). Es 
wurde 1948 gegründet und war bis in 
die 60ger Jahre aktiv. Bei der Grün-
dung wirkte Coudenhove-Kalergi als 
Ratgeber mit. Geschäftsführer des 
ACUE war William J. Donovan, ein 
ehemaliger Geheimdienstler und sein 
Stellvertreter kein geringere als der 
damalige CIA Chef Allen Welsh Dul-
les (der Bruder des US Außenminister 
John Foster Dulles). Die ACUE wurde 
aus US-Haushaltsmitteln finanziert, 
daneben auch vom amerikanischen 
Kapital (z.B. Rockefeller Stiftung). 
Man muss keiner Verschwörungs-
theorie anhängen, um dieser Organi-
sation einen erheblichen Einfluss als 
Anreger, Koordinator und besonders 
als Quelle von finanziellen Mitteln 
zuzusprechen. Finanziell unterstützt 
(und beraten) wurde zum Beispiel die 
„Union Europäischer Föderalisten“ an 
der auch Robert Schuman und Paul-
Henri Spaak führend beteiligt waren. 
1948 fand in Den Haag die erste „Eu-

ropean Conference on Federation“ un-
ter dem Vorsitz Winston Churchills 
statt. An der Konferenz nahmen Par-
lamentarier aus den 16 Staaten teil, 
die Empfänger des Marshallplans 
waren. Von der Konferenz ging die 
Gründung des Europarat (1949) aus 
und man arbeitet bereits am Entwurf 
einer Verfassung für die „Vereinigten 
Staaten von Europa“.

In der Realität ging es dann doch 
nicht ganz so schnell mit den Ver-
einigten Staaten von Europa, aber 
es kam bald zu konkreten Schritten 
mit der Gründung der Montanuni-
on und dann der EWG (für Details 
siehe Kasten).

Damit war die Situation eine völ-
lig andere als die vor dem Krieg. Vor 
dem Krieg fanden die Befürworter 
einer europäischen Einigung keinen 
Zugang zur praktischen Politik. Jetzt 
wurde dieses Thema ein Teil der Re-
alpolitik. Das bedarf einer Erklärung. 
Die weltpolitischen Situation hatte 
sich fundamental geändert. Mit der 
sich immer deutlicher und im Zeit-
verlauf immer schneller herausbil-
dende Konfrontation zwischen den 
USA und der Sowjetunion formier-
ten sich neue Bündnisse und Blöcke. 
Die USA, als neue Führungsmacht, 
formulierten ihre Ziele für den unter 
ihren Einfluss stehenden Teil Euro-
pas: Wiederaufbau nach den Zerstö-
rungen des Krieges und Stabilisie-
rung der Verhältnisse im Sinne der 
westlichen, antikommunistischen 
Blockbildung. Zur Förderung des 
Wiederaufbau diente der Marshall-
plan. Die Gelder des Marshallplan 
waren mit der Forderung nach Aus-
bau einer europäischen Kooperation 
und der Förderung des freien Handel 
verbunden. Bald spielte in diesen Plä-
nen die Einbeziehung Deutschlands 
eine wichtige Rolle. Einbeziehung 

• 3.4.1948: Verabschiedung des 
Marshallplan im US Kongress, 
Laufzeit bis Juni 1952

• 5. Mai 1949: Gründung des Eu-
roparates

	 Gründungsmitglieder: Belgien, Dä-
nemark, Frankreich, Irland, Italien, 
Luxemburg, Niederlande,, Schwe-
den und das Vereinigte Königreich,

 Beitritte: 1949 Griechenland, Türkei, 
1950 BRD, 1956 Österreich, 1963 
Schweiz, 1976 Portugal, 1977 Spa-
nien; inzwischen sind praktisch alle 
Staaten Europas Mitglieder.

• 1949 Gründung der NATO
	 Gründungsmitglieder: Belgien, Dä-

nemark, Frankreich, Island, Italien, 
Kanada, Luxemburg, Niederlande, 

Norwegen, Portugal, Vereinigtes 
Königreich, Vereinigte Staaten. Bei-
tritte: 1952 Griechenland, Türkei, 
1955 BRD, 21982 Spanien

• Mai 1950: Präsentation des Schu-
man-Plans, Vorschlag für eine 
Montanunion

• 24.10.1950 Pleven Plan – Vor-
schlag für eine Europäische Vertei-
digungsgemeinschaft (EVG)

• April 1951: Unterzeichnung des 
Vertrags zur Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl 

Europäische Zusammenarbeit
die frühe Phase, die Formierung des westlichen Blocks
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war dabei auch unlösbar mit dem 
Ziel der Kontrolle durch Einbindung 
verknüpft. 

Von Anfang war die Frage der 
wirtschaftlichen Kooperation eng mit 
der militärischen Zusammenarbeit 
verbunden. Nach dem Scheitern der 
EVG und der dann folgenden Wie-
derbewaffnung der BRD im Rahmen 
ihrer Aufnahme in die NATO, hat 
sich die bis heute im wesentlichen 
erhaltene Arbeitsteilung in EWG, 
EG, EU als hauptsächlich wirtschaft-
liche und zivile Veranstaltung und 
NATO, zuständig fürs militärische, 
herausgebildet.

Obwohl ständig von den „Vereinig-
ten Staaten von Europa“, von europäi-
scher Zusammenarbeit und ähnlichem 
die Rede war, führte die zunehmen-
de Konfrontation im Kalten Krieg in 
der Realität zu einer Teilung Europas. 
Dazu gehörte auch die Entscheidung 
der BRD für die klare „Westorientie-
rung“ und das Nichteingehen auf 
ein eventuell vereintes, aber neut-
rales und vielleicht auch nicht ein-
deutig kapitalistisches Deutschland. 
Die Einbeziehung der BRD in und 
die Nutzung ihrer Ressourcen für 
die westlichen wirtschaftlichen und 
militärischen Bündnisse ist ein ganz 
wesentliches Moment der Nach-
kriegsordnung. 

Die Propaganda für die euro-
päischen Zusammenarbeit, für ein 
vereintes Europa war ein Teil des 
ideologischen Überbaus und dien-
te zur Verfestigung des westlichen, 
antikommunistischen Blocks. Dabei 
wurde bewusst an die utopischen 
Vorstellungen der Vorkriegszeit an-
geknüpft und auf ein nicht kompro-
mittiertes Ziel hin orientiert. Das Ver-
einte Europa war die freundlich und 
fortschrittlich klingende Vision, der 
gemeinsame Markt sollte die Basis 
für die weitere kapitalistische Ent-
wicklung sein.

Praktisch alle führenden Politi-
ker haben relativ schnell diese Linie 
akzeptiert. Ein Konsens der länder-
übergreifend und auch parteien-
übergreifend war (bei den westlich, 
bürgerlichen, antikommunistischen 
Parteien). Bei allen Unterschieden, 
die bei sonstigen Themen bestanden 
und natürlich auch zu Einzelheiten 
in der Europa-Frage, bestand Einig-
keit über das Ziel einer Öffnung der 
Märkte und darüber hinaus einer 
engen staatlichen Zusammenarbeit. 
Dieser Konsens wurde von der ein-
deutig dominierenden Führungs-
macht USA angeregt, unterstützt und 
orchestriert. Europa, als eventuell 
konkurrierender Block zu den USA, 
stand damals überhaupt nicht zur 
Debatte und wäre auch völlig unrea-
listisch gewesen.

Als entscheidend für die weite-
re Entwicklung der Nachkriegszeit 
muss man den starken wirtschaftli-
chen Aufschwung, der spätestens mit 
den 50er Jahren einsetzte, betrachten. 

Die Prosperität des Kapitalismus im 
Zuge des Nachkriegsbooms ermög-
lichte eine weite Verbreitung von 
Massenwohlstand und damit eine 
Stabilisierung des Nachkriegssys-
tem. Die allmähliche Etablierung ei-
nes gemeinsamen Marktes hat sicher 
die kapitalistische Prosperität unter-
stützt. Aber die wichtigste Ursache 
dafür liegt nicht in der europäischen 
Zusammenarbeit und deren Institu-
tionen. Es gab ja nicht nur das deut-
sche „Wirtschaftswunder“, sondern 
auch ein österreichisches (war damals 
nicht in der EWG) und z.B. auch ein 
spanisches „Milagro Espanol“ (spani-
sches Wunder, damals auch nicht in 
der EWG) und mehr oder weniger 
vergleichbare Entwicklungen außer-
halb Europas wie z.B. in Japan oder 
auch in den USA selbst.

Trotz dieses günstigen wirtschaft-
lichen Umfelds hat sich die Realisie-
rung der europäischen Projekts als 
schwierig und kompliziert heraus-
gestellt. Die EVG ist gescheitert, weil 
die Bereitschaft Souveränität aufzu-
geben, nicht so ausgeprägt war, um 
gerade beim sensiblen Thema Mili-
tärwesen damit zu beginnen. Auch 
die Entwicklung der EWG erfolgte 
oft sehr zäh. Als Stichpunkte dazu 
sollen das Veto De Gaulles gegen die 
Neuaufnahme von Großbritannien 
1961, und seine zeitweise praktizierte 
Politik des leeren Stuhl bei den euro-
päischen Institutionen (1965 bis 66) 
genannt werden. Oder man denke 
an die Mühen mit der gemeinsamen 
Agrarpolitik (Mitte der 70er Jahre 
wurden fast 90 % der EWG Mittel 
dafür aufgewendet, obwohl die re-
ale Bedeutung der Landwirtschaft 
gemessen als Anteil der dort Tätigen 
oder am Anteil des BIP ständig im 
Sinken war).

Aber, die EWG erwies sich als Er-
folgsmodell. Sie hat neue Mitglieder 
aufgenommen, die Integration ver-
tieft und neue Politikfelder in die ge-
meinschaftliche Zuständigkeit über-
führt. Alternativorganisationen, wie 
etwa die EFTA, konnten sich nicht 
wirklich behaupten. Die Besonderheit 
der EWG/EG bestand im Gegensatz 
etwa zur EFTA von Anfang an darin, 
dass sie eigene supranationale Insti-
tutionen aufbaute und diese im Lau-
fe der Zeit stärkte. Damit verbunden 
war jeweils eine Souveränitätsüber-
tragung von den Mitgliedsstaaten 
auf die Gemeinschaft. Dies ist bemer-

(EGKS, Montanunion), durch 
Frankreich, Belgien, Luxemburg, 
Niederlande, BRD und Italien

• 27.5.1952 Unterzeichnung des 
EVG Vertrags, geplant war eine 
gemeinsame Armee der beteilig-
ten Staaten (Frankreich, Belgien, 
Luxemburg, Niederlande, Italien, 
BRD), alle militärischen Kräfte der 
BRD sollten in der gemeinsamen 
Armee integriert sein, die anderen 
Staaten können auch nicht-integ-
rierte nationale Kontingente unter-
halten. 

• Juli 1952: Inkrafttreten des Ver-
trags zur Montanunion

• 30.8.1954 Ablehnung der Ratifi-
kation des EVG Vertrags durch das 

französisches Parlament, Scheitern 
der EVG

• 23.10.1954 Pariser Verträge, zwi-
schen Frankreich, Großbritannien, 
USA und BRD, Teilsouveränität für 
die BRD, Beschluss zur Wiederbe-
waffnung der BRD und Aufnahme 
in die NATO

• 9.5.1955 bundesdeutsche Ratifi-
zierung der Pariser Verträge, Voll-
zug des NATO Beitritts der BRD

• 25. März 1957: Unterzeichnung 
der Römischen Verträge zur Grün-
dung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und 
der Europäischen Atomgemein-
schaft (EURATOM)
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kenswert, weil über die langfristige 
Zielsetzung des Einigungsprozess 
(die sogenannte Finalitätsfrage, z.B. 
Bundesstaat oder Staatenbund) nie 
eine verbindliche Übereinkunft ge-
troffen wurde, ja nicht einmal ein 
informeller Grundkonsens aller Be-
teiligten hergestellt werden konnte.

Das europäische Projekt wurde 
unter Anleitung und (sanften) Druck 
der USA gestartet, zuerst um die eu-
ropäischen Verbündeten zu stabili-
sieren. Durch den Nachkriegsboom 
dehnte sich das Wirtschaftsvolumen 
insgesamt aus, so dass für fast alle der 
Kuchen größer wurde. Deshalb führ-
te der sich herausbildende gemeinsa-
me Wirtschaftsraum zuerst einmal 
nicht zu einer starken Verschärfung 
der Konkurrenz. Das ursprüngliche 
Ziel Wiederaufbau wurde abgelöst 
durch neue Ziele, die deutlich über 
das Niveau der Vorkriegszeit hin-
ausgingen. Im Laufe der Entwick-
lung konnten sich die europäischen 
Kapitale entfalten. Die Abhängigkeit 
von den USA wurde ökonomisch 
und politisch allmählich reduziert. 
Selbstverständlich gab es auch au-
ßerhalb Europas erhebliche politische 
und wirtschaftliche Veränderungen, 
die hier nicht alle dargestellt werden 

können. Beispielhaft soll nur der Zu-
sammenbruch des Währungssystem 
von Bretton Woods genannt werden.

Die EU nach 1989

Die Auflösung des „Ostblock“ 
und der Sowjetunion ab November 
1989 bedeutete für die EG einen er-
heblichen Einschnitt. Es stellten sich 
neue Fragen, für die eine Antwort 
gefunden werden musste. Ähnlich 
wie der beginnende Kalte Krieg das 
Projekt „Europäische Einigung“ stark 
beeinflusst hat, hat auch das Ende des 
Kalten Krieges erheblichen Wirkung 
entfaltet. Das politische Umfeld der 
EG/EU hat sich wesentlich geändert. 
Zur Debatte stand, eventuell, eine 
„Neuerfindung“ der EU.

In diesen Zusammenhang wurden 
folgende grundsätzliche Entschei-
dungen getroffen:

Die EG bleibt in ihrer Grundstruk-
tur erhalten, unternimmt aber weitere 
Schritte in Richtung einer Vertiefung 
der Zusammenarbeit. Der bedeu-
tendste Schritt ist dabei die Einfüh-
rung einer gemeinsamen Währung. 
Nach Außen wird diese Entwicklung 
in der Umbenennung von EG zu EU 
zum Ausdruck gebracht.

In diese EU werden viele neue 
Mitglieder aufgenommen. 

Weitgehend, wenn auch nicht 
vollständig, parallel dazu erfolgt die 
Aufnahme der gleichen Länder in 
die NATO.

Die „Neuerfindung“ lief also auf 
ein einen weiter so, aber mit vertief-
ter Zusammenarbeit, hinaus. Alle 
beitretenden Länder mussten die 
bestehende EU mit ihren Strukturen 
akzeptieren. Eine Anpassung an die 
vielen neuen Mitglieder fand prak-
tisch nur in Bezug auf den Ausbau 
von Mehrheitsentscheidungen statt. 

Die Absicht zur Vertiefung führ-
te konkret zum Vertrag von Maast-
richt (1992) in dem die Ausdehnung 
der Gemeinschaftszuständigkeit auf 
Umweltpolitik, Einwanderung und 
Asylrecht, Gesundheit und Drogen-
bekämpfung festgelegt wurde und 
die gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) gestartet wurde. 
Mit Maastricht eng verknüpft ist das 
Vorantreiben der Einführung des 
Euro (zum 1. 1. 1999 als Buchgeld, 
2002 auch als Bargeld). Diese Schrit-
te wurden vor allem von Kohl und 
Mitterand vorangetrieben. Dem Ver-
nehmen nach, war diese Vertiefung 
und die Einführung einer gemein-
samen Währung mehr oder weniger 
die Bedingung von Mitterand für die 
Zustimmung zur deutschen Vereini-
gung. Es ging also auch hier wieder, 
wie bereits ganz zu Beginn, um eine 
Einhegung von Deutschland im eu-
ropäischen Verbund.

Dann war noch geplant die Eu-
ropäischen Union durch eine Euro-
päische Verfassung zu krönen. Dazu 
wurde ein Vorschlag vom europä-
ischen Konvent erarbeitet, dieser 
wurde 2004 von allen Mitgliedern 

Chronik der Beitritte
• März 1957: Unterzeichnung der 

Römischen Verträge zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) und der Euro-
päischen Atomgemeinschaft (EU-
RATOM); Gründungsmitglieder: 
Frankreich, Belgien, BRD, Italien, 
Luxemburg, Niederlande

• 1961 erstes Aufnahmegesuch von 
Großbritannien und Dänemark, 
Veto De Gaulles

• 1967 zweites Beitrittsgesuch – Wi-
derstand De Gaulles, Nach Rücktritt 
De Gaulles (1969) Initiative der EG 
zur Erweiterung und daraufhin

• Januar 1973: EG-Betritt von Groß-
britannien, Irland und Dänemark, 
Norwegen tritt wegen eines negati-
ven Referendums nicht wie geplant 

bei, Grönland als autonomer Teil 
Dänemarks tritt 1985 wieder aus

• Januar 1981: Beitritt Griechenlands
• Januar 1986: Beitritt Spaniens und 

Portugals
• 3. Oktober 1990: Deutsche Verei-

nigung und damit Beitritt der neu-
en Bundesländer.und Ost-Berlins 
zur EG 

• 1. Januar 1995: Beitritt von Schwe-
den, Finnland und Österreich (in 
Norwegen 1994 wieder ein ableh-
nendes Ergebnis im Referendum)

• Januar 2004: große EU-Osterwei-
terung, Beitritt von Polen, Tschechi-
en, Slowakei, Ungarn, Slowenien, 
Lettland, Litauen, Estland, Malta 
und Zypern

• Januar 2007: Beitritt von Rumänien 
und Bulgarien

• Juli 2013: Beitritt von Kroatien

• Juni 2016: Referendum über den 
Austritt aus der Europäischen Union 
in Großbritannien mit dem Ergebnis 
pro Austritt (51,89 %, Beteiligung 
72,2%)

•? Austritt Großbritanniens aus EU
• Offizielle Beitrittskandidaten sind 

zur Zeit:
Türkei, seit 1999 Kandidat, seit 2005 

Verhandlungen, deren Abschluss 
allerdings fraglich ist

Montenegro (seit 2010)
Serbien (2012)
Albanien (2014)
Nordmazedonien (seit 2005, Ver-

handlungen waren wegen des Na-
mensstreit mit Griechenland blo-
ckiert, nach der Umbenennung in 
Nordmazedonien sind Verhand-
lungen noch nicht wieder aufge-
nommen)
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unterzeichnet und sollte 2006 in Kraft 
treten. Aber in Frankreich und den 
Niederlanden wurde die Ratifizie-
rung 2005 durch Volksabstimmun-
gen abgelehnt. Als Ausweg aus dieser 
Sackgasse wurde stattdessen 2007 der 
Vertrag von Lissabon abgeschlossen. 
(Formaljuristisch ändert dieser die 
bestehenden Verträge, aber ersetzt 
sie nicht wie die Verfassung das ge-
tan hätte. Durch diese formalistische 
Argumentation konnten weitere 
Volksabstimmungen umgangen wer-
den. Inhaltlich bleiben die Vorschläge 
der Verfassung aber weitgehend er-
halten.) Dieser Vertrag ist das heute 
maßgebende Dokument für die EU.

Die EU heute, Charakteristika 
und Probleme

Durch die Erweiterungen hat sich 
die Heterogenität in der EU stark ver-
größert. Das betrifft sowohl die ma-
terielle Basis, also die ökonomische 
Situation der einzelnen Mitglieder, 
als auch die politischen Verhältnisse 
und Traditionen. Die Interessen sind 
vielseitiger geworden, auch die Art 
wie sie sich organisieren und in der 
politischen Sphäre zum Ausdruck 
gebracht werden. 

Es gibt heute mindesten drei 
„Gruppen“, der „Nordwesten“ (hier 
konzentrieren sich die EU-weit und 

international konkurrenzfähigen 
Kapitale, man legt Wert auf geringe 
Staatsdefizite), der „Süden“ (schwä-
chere Wirtschaftskraft, weniger kon-
kurrenzfähig, Neigung zu größeren 
Staatsdefiziten) und der „Osten“ mit 
ganz eigenen Interessen und Politik-
stilen. Eine Besonderheit der osteu-
ropäischen Länder liegt darin, dass 
sie nach Ende des Realsozialismus 
keine etablierte Kapitalistenklasse 
aufweisen konnten. In der Folge wur-
den sehr viele Bereiche (Industrie, 
Banken, Handel) von ausländischen 
Kapital übernommen. Damit ist eine 
große Zone mit abhängigen Kapitalis-
mus in der EU entstanden. Zusätzlich 
gibt es innerhalb dieser Länder star-
ke Unterschiede im ökonomischen 
Entwicklungsstand, etwa zwischen 
Tschechien einerseits und Rumänien/
Bulgarien andererseits.(Auf eine aus-
führlichere Untersuchung der östli-
chen Mitglieder und ihrer Bedeutung 
für die EU muss hier verzichtet wer-
den, genauso wie auf die Darstellung 
des Verhältnis der EU zur Ukraine 
und zu Russland.)

Scheitern der gemeinsamen 
Asylpolitik

Die Blockade der EU in der Mi-
grations- und Flüchtlingspolitik ist 
ein Beispiel für die spezielle Positio-
nierung der osteuropäischen Länder. 
Durch ihre strikte Weigerung Mig-
ranten aufzunehmen, wird die an-
geblich gemeinschaftliche Asylpolitik 
untergraben. Der Anspruch der EU 
als Problemlöser aufzutreten, wird 
als Unfähigkeit bloßgestellt

Die Folgen der Euro Einführung

Die Einführung des Euro verlief 
technisch reibungslos und die neue 
Währung konnte sich einen respekta-
blen Platz unter den kapitalistischen 
Währungen erobern und behaup-
ten. Der Euro hat das Währungsri-
siko unter den beteiligten Ländern 
ausgeschaltet und gewiss auch die 
Schwankungen zu den anderen Wäh-
rungen, insbesondere den Dollar, 
wegen seines viel größeren Gewichts 
limitiert. Aus dieser Sicht kann man 
den Euro durchaus als Erfolg werten. 
Allerdings gibt es auch eine Problem-
seite. Die Einführung des Euro war 
als eine Vertiefung der Integration 
gedacht (oder wurde zumindest so 
angekündigt). Aber die Einheitswäh-
rung löste keine (quasi automatische) 
Angleichung der Verhältnisse über 
den Markt aus. In der Realität wur-
de durch die gemeinsame Währung 
die unterschiedliche ökonomische 
Stärke der Länder weiter verstärkt 
anstatt abgebaut. Ein deutliches Zei-
chen dafür sind die Ungleichgewich-
te in den Leistungsbilanzen, großen 
Exportüberschüssen, besonders von 
Deutschland, stehen logischerweise 
Leistungsbilanzdefizite bei anderen 
Ländern gegenüber. Eine gemein-
same Währung für einen disparaten 
Wirtschaftsraum ist aber ein Problem. 
Sie lässt nur eine gemeinsame Geld- 
und Zinspolitik zu, obwohl für ein-
zelne Mitglieder der Währungsunion 
eine Differenzierung sinnvoll und 
notwendig wäre. Von dem vollzoge-
nen Schritt, der Einführung des Euro, 
geht deshalb ein gewisser Druck aus, 
weitere Vereinheitlichungen des be-

Die EU ist staatsrechtlich ein ziem-
lich kompliziertes Gebilde. Die Zu-
ständigkeit (Kompetenz) für einzelne 
Aufgaben wird der EU per Vertrag 
von den Mitgliedsstaaten übertra-
gen. Dies ist in der Geschichte der EU 
mehrmals geschehen. Die einschlägi-
gen Bestimmungen wurden zuletzt im 
Vertrag von Lissabon zusammenge-
fasst. Das Kernstück des Lissabonner 
Vertrags ist der „Vertrag über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union“ 

(AEUV). Hier wird festgelegt wie die 
Institutionen der EU funktionieren, 
welche Kompetenzen sie haben, ihre 
Zusammensetzung, ihre Wahl und 
Abwahl, bei welchen Entscheidungen 
das EU-Parlament zustimmen muss 
etc. Nur dort wo die Zuständigkeit 
ausdrücklich auf die EU übertragen 
worden ist, kann diese gesetzgeberisch 
durch Verordnungen und Richtlinien 
tätig werden. In ausschließlicher EU 
Zuständigkeit sind z.B. Handelsver-

träge. Praktisch keine Kompetenzen 
hat die EU beim Steuerrecht. 

Im EU-Recht gibt es aber auch 
Bereiche für gemeinsames Handeln 
ohne Souveränitätsübertragung. 
Eine Beispiel dafür ist die „Gemein-
same Außen und Sicherheitspolitik“ 
GASP. Diese findet sozusagen außer-
halb bzw. neben der EU-Kommission 
statt. Deshalb gibt es auch keinen EU-
Kommissar für Außenpolitik, sondern 
eine „hohe Vertreterin für Außen und 
Sicherheitspolitik“. Das EU-Parlament 
hat hier keine Zustimmungsrechte. 
Entscheidungen im EU-Rat zur Au-
ßenpolitik müssen grundsätzlich ein-
stimmig getroffen werden.

Vertiefung der Zusammenarbeit, 
Entwicklung der Verträge
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troffenen Wirtschaftsraum folgen zu 
lassen. Finanztechnisch ist das durch 
die sogenannte „Europäische Ban-
kenunion“ von 2014, die die EZB als 
zentrale Bankenaufsicht einsetzt und 
einen einheitlichen Bankenabwick-
lungsmechanismus festlegt, teilweise 
schon geschehen. Erforderlich wäre 
aber neben der rechtlich, formalen 
Seite auch eine größere materielle 
Gleichheit, das heißt entweder eine 
reale Angleichung der Ökonomien 
der Euro-Länder und/oder ein finan-
zieller Transfer von den starken in die 
schwachen Länder, gewissermaßen 
analog zum Finanzausgleich zwi-
schen den deutschen Bundesländern. 
Es gibt Anzeichen dafür, dass auch 
einflussreiche Regierungen in der EU 
diese Problematik erkannt haben und 
zu einem gewissen Gegensteuern 
bereit sind (z.B. kann man die Vor-
schläge von Macron so sehen, eine 
genauere Analyse dieser Vorschläge 
kann hier leider nicht erfolgen). Al-
lerdings ist unklar, was davon um-
gesetzt wird und es gibt starke Wi-
derstände gegen eine solche Politik. 
Die Alternative zu einer Angleichung 
ist ein bewusstes Hinnehmen der 
Unterschiede zwischen armen und 
reichen Regionen und deren weiteres 
Anwachsen. Auf Dauer wäre das öko-
nomischer und politischer Spreng-
stoff und Basis für neue Krisen. Klar 
ist, dass sich der Euro nur technisch, 

durch sein Vorhandensein und der 
Schwierigkeit und der Risiken einer 
Rückabwicklung als Klammer für die 
Zusammenhalt der EU erwiesen hat. 
Ökonomisch und sozial ist er bis jetzt 
ein Spaltpilz.

Die Stellung Deutschlands: 
Führungsmacht, Hegemon oder? 

Es wurde schon mehrmals darauf 
hingewiesen, dass die Einhegung 
Deutschlands ein wesentliches Motiv 
bei der Schaffung der gemeinschaft-
lichen Strukturen war. Sogar bei der 
Einführung des Euro soll dies noch 
eine Rolle gespielt haben. Letztlich ist 
aber Deutschland die stärkste Kraft in 
der EU geworden. Gegen einen deut-
schen Widerspruch geht praktisch 
nichts. Allerdings ist die Vormacht-
stellung nicht so stark, dass Deutsch-
land die EU allein dominieren könn-
te. Es braucht dazu Verbündete. Diese 
Aussage bezieht sich nicht nur auf die 
formale Seite, also auf Abstimmun-
gen im EU-Rat, bei denen jeweils eine 
Mehrheit organisiert werden muss. 
Deutschland kann nur dann als Füh-
rungsmacht auftreten, wenn es auch 
die allgemeinen Interessen aufgreift 
und vertritt. Hegemonie bedeutet, 
normalerweise, nicht extrem einsei-
tiges Agieren, sondern das Finden 
einer Balance. Im Allgemeinen war 
sich die deutsche Politik dessen be-
wusst und pflegte einen vorsichtigen 
Politikstil. In jüngerer Zeit gibt es 
aber Anzeichen, dass versucht wird 
die eigenen Interessen härter durch-
zusetzen. Insbesondere wenn es, aus 
deutscher Sicht, um Kerninteressen 

geht, wie etwa bei der Verteidigung 
der starken Exportposition (innerhalb 
und außerhalb der EU), die Durchset-
zung von ausgeglichenen Staatshaus-
halten bzw. strikte Austeritätspolitik 
bei Krisen und die Ablehnung von 
weiteren Transfers innerhalb der EU.

Demokratiedefizit

Die Kompetenzen des EU Parla-
ment wurden mehrmals erweitert. 
Aber sie haben immer noch nicht das 
erreicht, was bei Parlamenten in de-
mokratischen Staaten üblich ist.

Das beginnt das mit dem Wahl-
modus, zur Zeit zählt nicht jede Stim-
me gleich. Die kleinen Länder sind 
überproportional vertreten. Die Zahl 
der Sitze ist letztlich ausgehandelt. Es 
gibt keine Formel die die Zahl der 
Sitze z.B. nach Bevölkerungsgröße 
errechnet. 

Und dem Parlament fehlen wich-
tige Rechte, insbesondere das Budge-
trecht und das Recht die Exekutive, 
also die EU-Kommission, wirklich zu 
bestimmen.

Durch die Art der Entscheidungs-
findung in der EU wird die politische 
Substanz der zu entscheidenden Fra-
gen eher verschleiert als offengelegt. 
Generell ist der Rat, das heißt die 
Staats- und Regierungschefs oder 
die Fachminister, das bestimmenden 
Gremium. Die eigentliche Arbeit bei 
der Vorbereitung von Verordnun-
gen (= Gesetzen) findet in etwa 150 
Arbeitsgruppen statt. In diesen Ar-
beitsgruppen beraten Beamte aus den 
Fachministerien der Mitgliedsländer 
über die Vorschläge der Europäi-

Neben dem Lissabonner Vertrag, 
dem alle Mitglieder zugestimmt ha-
ben und der für alle verbindlich ist, 
gibt es noch weitere völkerrecht-
liche Verträge zwischen den Mit-
gliedsstaaten mit Regelungen für 
bestimmte Politikbereiche, wie etwa 
den Fiskalpakt. Diesen zusätzlichen 
Verträgen sind nicht alle Mitglieder 
beigetreten, sie sind deshalb auch 
nicht für die gesamte EU gültig. 
Der Weg mit zusätzlichen Verträ-
gen wurde beschritten, weil starke 
Interessen bestanden die Regelun-
gen durchzusetzen, aber keine Zu-
stimmung aller Mitglieder erreicht 
werden konnte. 

• 18. April 1951: Unterzeichnung des 
Vertrags zur Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (EGKS, 
Montanunion), durch Frankreich, 
Belgien, Luxemburg, Niederlande, 
BRD und Italien 

• 24. Juli 1952: Inkrafttreten des Ver-
trags zur Montanunion

• März 1957: Unterzeichnung der 
Römischen Verträge zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft EWG) und der Europä-
ischen Atomgemeinschaft (EURA-
TOM) 1. 1. 1958 Inkrafttreten

Die wichtigsten Ziele:
• Aufheben der Import-Export Kon-

tingente, Abbau der Zölle – 1968 

wurde Zollunion erreicht
• Freien Austausch für Waren, Dienst-

leistungen, Personen und Kapital
• gemeinsame Handelspolitik ge-

genüber Drittstaaten, gemeinsame 
Landwirtschafts- und Verkehrspo-
litik

• Schaffung europäischer Instituti-
onen

• „beständige Wirtschaftsauswei-
tung“, „ausgewogener Handelsver-
kehr“, „redlicher Wettbewerb“ 

• Angleichung innerstaatlicher 
Rechtsvorschriften 

• 1965 Politik des leeren Stuhles 
durch De Gaulle. Beendet durch 
den Kompromiss von Luxemburg 
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schen Kommission, die allein das for-
male Recht der Gesetzesinitiative hat. 

Zuerst muss sich jede Regierung 
der Mitgliedstaaten intern auf eine 
Position einigen, was je nach Kon-
stellation und gegebener Koalition 
schon sehr schwierig sein kann. Dann 
wird diese Position mit den anderen 
Regierungen verhandelt, mit ent-
sprechenden Zugeständnissen und 
Gegengeschäften, die natürlich auch 
Thema übergreifend sein können. Die 
Arbeitsgruppen und auch der Rat der 
Minister bzw. Regierungschefs, die 
dann letztlich die Beschlüsse fassen, 
tagen grundsätzlich geheim. Es gibt 
keine öffentlich einsehbaren Proto-
kolle oder ähnliches. Offiziell veröf-
fentlicht werden nur die Beschlüsse, 
nicht aber die Argumentation, die 
Taktik der Verhandlung, begleiten-
de Absprachen etc. Dieses etwas un-
durchsichtige Verfahren bietet den 
zahlreich vorhandenen Lobbygrup-
pen günstige Möglichkeiten auf den 
Gang der Dinge einzuwirken. Der, oft 
mühsam, im Rat gefundene Kompro-
miss muss zwar, in vielen aber nicht 
allen Fällen, noch vom EU Parlament 
behandelt und gebilligt werden. 
Meistens ist das Parlament aber nicht 
in der Lage das im Rat verhandelte 
Paket noch einmal aufzuschnüren. In 
der Öffentlichkeit werden Entschei-
dung oft nach dem Muster wahrge-
nommen: Deutschland (oder Frank-

reich oder die Südländer etc.) hat/
haben sich durchgesetzt oder nach-
gegeben. Die Entscheidungsfindung 
wird also (mit einen gewissen Recht) 
als Konkurrenz zwischen Staaten und 
nicht als Konkurrenz von politischen 
Richtungen wahrgenommen.

Die Art wie in der EU Entschei-
dungen getroffen werden ist für viele 
nicht mehr durchschaubar. Dement-
sprechend entsteht der Eindruck von 
übermächtiger Bürokratie und von 
Einmischung von Anderen/Fremden 
in die eigenen Angelegenheiten und 
von einer diffusen Abhängigkeit von 
„Brüssel“. Richtig ist auch, dass Poli-
tiker verschiedener Couleur (oft die 
deklarierten EU-Freunde) sich aus 
durchsichtigen opportunistischen 
Gründen hinter der EU verstecken. 
Regelungen, an denen ihre Partei und 
ihre Regierung aktiv mitgewirkt hat, 
werden als Vorgabe von „Brüssel“ 
dargestellt. Es wird verschwiegen, 
wer diese Regelung betrieben hat und 
warum er dies gemacht hat.

Festschreibung Neoliberaler 
Hegemonie

Seit dem Vertrag von Maastricht 
und spätestens seit dem Lissabonner 
Vertrag, der ja sozusagen die Verfas-
sung der EU darstellt, ist ein klares 
neoliberales Wirtschaftsmodell die 
Handlungsgrundlage der EU.

Die Basis bilden die vier, bereits 
in den Römischen Verträgen als Zie-
le deklarierten vier Grundfreiheiten. 
Das sind die 
• Kapitalverkehrsfreiheit
• Warenverkehrsfreiheit

• Dienstleistungsfreiheit
• Personenverkehrsfreiheit.

Relevant ist dabei besonders, wie 
diese Freiheiten inzwischen vom Eu-
ropäischen Gerichtshof interpretiert 
werden, nämlich nicht mehr als Zie-
le, sondern als Grundrechte, die von 
einzelnen einklagbar sind. 

Weitere neoliberale Festschrei-
bungen im EU Recht sind 
• das Beihilfeverbot (sprich das Ver-

bot von Subventionen, der Rat 
kann aber Ausnahmen genehmi-
gen)

• Strikte Vorgaben für öffentliche 
Ausschreibungen

• die Vorgabe, dass bei der Eisen-
bahn, der Post, den Telekommu-
nikations- und Energienetzen 
Wettbewerb vorhanden sein muss 
(und damit ein einziger öffentli-
cher Anbieter ausgeschlossen ist). 
Zentral ist der Vertrag von Maas-

tricht (1992) und der sogenannten 
Stabilitätspakt (1997), die die Grund-
lage für die Einführung der Euro bil-
den. Hier sind die Verschuldungs-
grenzen 3% und 60% definiert. Die 
Unabhängigkeit der EZB (von den 
Regierungen aber auch von jeder 
demokratischen Kontrolle) und die 
Verpflichtung der EZB allein auf das 
Ziel der Preisstabilität, und nicht 
auch auf Vollbeschäftigung, das Ver-
bot der Staatsfinanzierung durch die 
Notenbank.

Wesentlich bei den oben genann-
ten Festlegungen ist ihre Veranke-
rung im EU Primärrecht. Das heißt 
sie sind Bestandteil des Lissabonner 
Vertrags. Und dieser kann nur ein-
stimmig geändert werden und die 
Änderung muss dann von allen Mit-

1966. Es ging um Abstimmungsre-
geln im Ministerrat. Durch bereits 
in den Römischen Verträgen verein-
barte Ausdehnung von Mehrheits-
entscheidungen, hätten die großen 
Länder (Frankreich, BRD,Italien) 
ihr faktisches Vetorecht verloren. 
Im Kompromiss von Luxemburg 
erklärten die Mitglieder informell 
und nicht rechtsverbindlich auf 
Mehrheitsentscheidungen verzich-
ten zu wollen, wenn ein Land den 
verhandelten Gegenstand für we-
sentlich erklärt.

• 1967 Zusammenlegung der Ex-
ekutivorgane der europäischen 
Institutionen EGKS,EWG und EU-

RATOM zu den Europäischen Ge-
meinschaften EG (Fusionsvertrag)

• 1979 Einführung des Europäi-
sches Währungssystem (EWS), be-
schränkte die Schwankungen der 
teilnehmenden Währungen inner-
halb einer Bandbreite (normaler-
weise +/- 2,25%)

• 1984 Thatcher erreicht „Briten 
Rabatt“

• 1985 Schengen, Beginn der schritt-
weise Abschaffung der Grenzkon-
trollen, mehrmals modifiziertes 
Abkommen genannt Schengen I bis 
Schengen III, ohne Großbritannien 
und Irland aber mit Schweiz, Liech-
tenstein, Norwegen und Island 

• 1987 Einheitliche Europäische 
Akte (EEA), EU-Parlament wird 
direkt gewählt, Stärkung des Mehr-
heitsprinzips im Rat, die Realisie-
rung des Europäischen Binnen-
markt soll bis 1992 abgeschlossen 
sein

• Februar 1992: Unterzeichnung des 
Vertrages von Maastricht (offiziell 
„Vertrag über die europäische Uni-
on“) Zusammenführung von EG, 
EURATOM und EGKS zur Euro-
päischen Union (EU)

• Ausdehnung der Gemeinschafts-
zuständigkeit auf Umweltpolitik, 
Einwanderung und Asylrecht, Ge-
sundheit und Drogenbekämpfung
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gliedsländern ratifiziert werden. So-
mit würde bereits ein Land genügen, 
um eine Änderung zu blockieren. 

Eine Weiterentwicklung stellt 
der sogenannte Fiskalpakt von 2012 
dar. Dieser Pakt ist nicht im europäi-
schen Primärrecht verankert, sondern 
als zusätzlicher Völkerrechtlicher 
Vertrag zwischen den Regierungen 
abgeschlossen (ohne GB, Tschechi-
en und Kroatien). Die Überführung 
in das EU Vertragsrecht war/ist für 
später geplant, die im Pakt genannte 
Frist von fünf Jahren ist aber bereits 
überschritten. 

Der Fiskalpakt bezieht sich auf 
die Bestimmungen des Stabilitätspakt 
und des Maastrichter Vertrags, kon-
kretisiert und verschärft sie. 

Im einzelnen verpflichten sich die 
Länder:

• Auf einen ausgeglichenen Haus-
halt (dabei gilt ein Defizit von 0,5% 
des BIP als ausgeglichen) und einen 
Abbau der Staatsverschuldung auf 
unter 60% des BIP. 

• Auf die Aufnahme von Regeln, 
die im Prinzip der deutschen Schul-
denbremse entsprechen, in ihre Ver-
fassung oder eine Kodifizierung auf 
vergleichbaren Niveau.

Allerdings sieht der Fiskalpakt 
mehrere Ausnahmemöglichkeiten 
vor, die durch Sondersituationen 
oder konkreten Bedingungen eines 
Landes bedingt sein können.

Die EU Kommission hat die Auf-
gabe den Fiskalpakt zu überwachen. 
Die Länder müssen regelmäßig über 
ihre Bemühungen die Regeln einzu-
halten berichten. Die jüngsten Dis-
kussionen zwischen der EU-Kommis-
sion und der italienischen Regierung 
über den italienischen Haushalt beru-
hen auf diesen Fiskalpakt.

Seinen bisher deutlichsten Aus-
druck hat die Neoliberalisierung bis-
her in der Behandlung der Krisen um 
Griechenland gefunden.

Europa als Friedensgarant?

Richtig ist, dass es nach 1945 
in Europa weitgehend friedlich 
geblieben ist. Ein Krieg etwa zwi-
schen Frankreich und Deutschland 
ist heute geradezu unvorstellbar 
geworden. Richtig ist aber auch, 
dass das nur innerhalb der EU und 
im Bezug zu anderen europäischen 
„Kernländern“ gilt. Die Auflösungs-

kriege um Jugoslawien haben ge-
zeigt, auch in Europa sind Kriege 
noch möglich und die EU bzw. ihre 
führenden Mitglieder waren dabei 
keineswegs nur Friedensstifter. Bei 
nüchterner Betrachtung muss man 
auch zum Ergebnis kommen, dass 
der entscheidende Faktor für die 
friedliche Entwicklung zwischen 
den europäischen Ländern nicht in 
erster Linie die EU ist, sondern der 
Zusammenhalt der kapitalistischen 
Länder gegen die Sowjetunion unter 
der Hegemonie der USA. Verändert 
sich diese Konstellation, gerät auch 
der Friede in Europa in Gefahr. Auch 
das haben die Kriege in Jugoslawien 
gezeigt. 

Vergessen darf man auch nicht, 
dass EWG/EU Mitglieder von An-
fang an an diversen Kriegen beteiligt 
waren, etwa Frankreich in Indochina, 
Algerien, bei der Suez-Krise und bei 
vielen weiteren Einsätze in Afrika, 
Großbritannien bei der Suez Krise, 
im Falkland- und Irakkreig, auch 
Deutschland ist mit etlichen Ausland-
seinsätzen vertreten.

Die Vorstellung von der „Friedens-
macht EU“ wird durch einige Äußer-
lichkeiten (scheinbar) unterstützt, z.B. 
durch die Arbeitsteilung zwischen 
EU und NATO. Für militärisches ist 
eben die NATO zuständig und nicht 
die EU. Die Schwierigkeit der 28 Mit-
glieder gelegentlich eine gemeinsame 
Linie zu finden, führt dann dazu, dass 
sich die EU als ganzes nur zurückhal-
tend positionieren kann. Man kann 
das als vorsichtige Politik missver-
stehen. Viele Kommentatoren bejam-
mern es wortreich als Schwäche und 
mangelnde Handlungsfähigkeit Eu-

• Start der gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP), als inter-
gouvernementaler Bereich mit Son-
derstellung

• Eine Volksabstimmung zur Rati-
fizierung in Dänemark lehnt den 
Vertrag ab. Nach Einfügung von 
Spezialklauseln zur Nicht-Teilnah-
me am Euro findet eine zweite Ab-
stimmung Zustimmung

• November 1993: Inkrafttreten des 
Vertrages von Maastricht und Grün-
dung der EU

• 1997 Vertrag von Amsterdam (1999 
Inkrafttreten), Ausbau und Rege-
lung von Mehrheitsentscheidungen, 
mehr Rechte für das europäische 

Parlament, Zusammenarbeit in po-
lizeilichen und justiziellen Fragen. 
Darin enthalten auch der Stabili-
täts- und Wachstumspakt (kurz 
Euro-Stabilitätspakt), Definition der 
Obergrenzen der Verschuldung von 
3% bzw. 60%, Regelung von mögli-
chen Sanktionen

• 1997 Inkrafttreten des Dubliner 
Übereinkommen, Regelung zur 
Durchführung von Asylverfahren

• Januar 1999: Einführung des Euros 
als Buchgeld

• Januar 2002: Einführung des Euros 
als Bargeld in Belgien, Deutschland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Irland, Italien, Luxemburg, Nieder-

lande, Österreich, Portugal, Spani-
en, 2007 Slowenien, 2008 Malta, Zy-
pern, 2009 Slowakei, 2011 Estland, 
2014 Lettland, 2015 Litauen

• 2001 Vertrag von Nizza, 2003 In-
krafttreten, Neuregelung von Mehr-
heitsentscheidungen im europäi-
schen Rat, Zustimmung in Irland 
erst in der zweiten Volksabstim-
mung, geplanter Verfassungsver-
trag Konvent erarbeitet den Vertrag 
bis 2003, Unterzeichnung am 29. 10. 
2004, geplantes Inkrafttreten 2006, 
Ablehnung durch Volksabstimmun-
gen in Frankreich (55% Nein Stim-
men bei 69% Beteiligung) und den 
Niederlanden (61% Nein-Stimmen 
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ropas. Real bedeutet das aber nur, die 
EU kann (noch?) nicht effizient genug 
als imperialistischer Akteur auftreten.

Militarisierung

Neuere Entwicklungen strafen 
das Gerede vom Friedensprojekt EU 
sowieso Lügen, besonders das Projekt 
PESCO (Permanent Structured Coopera-
tion). Hier geht es um die Zusammen-
arbeit auf militärischen Gebiet. 2017 
wurde diese Kooperation gestartet 25 
Länder beteiligen sich daran (ohne 
GB (Brexit), Dänemark und Malta).

Die teilnehmenden Staaten ver-
pflichten sich ihre „Verteidigungsaus-
gaben stetig weiterzuentwickeln“ (es 
wird aber nicht festgelegt was das 
genau bedeutet z.B. im Sinne von Pro-
zentsätzen oder Zeiträumen) und zur 
Teilnahme an europäischen Ausrüs-
tungsprogrammen, wobei die Teil-
nahme an den einzelnen Rüstungs-
projekten separat entschieden wird. 
PESCO bringt zwar eine gewisse Aus-
formung des Gemeinschaftsrechts bei 
militärischen Fragen, die Souveräni-
tät der Länder ist aber ausdrücklich 
nicht aufgehoben.

Es gibt starke Kräfte in der EU, 
die PESCO nur als Anfang betrach-
ten und darauf hinwirken, die mi-
litärische Zusammenarbeit weiter 
auszubauen.

Ausblick

30 Jahre nach der Auflösung der 
Sowjetunion sind weitere einschnei-
dende Veränderungen der weltpoli-
tischen Situation erkennbar. Das soll 
hier nur stichpunktartig festgehalten 
werden. 

Der Aufstieg Chinas – insgesamt 
eine Verschiebung des ökonomischen 
Schwerpunkts nach Asien, darin ein-
geschlossen ist ein relativer Bedeu-
tungsverlust Europas. 

Das Verhältnis USA - Europa 
steht ernsthaft zur Debatte. (Und das 
vermutlich auch ohne den speziellen 
Politikstil von Trump.) Bisher war es 
immer noch ein Verhältnis von He-
gemon zu abhängigen Verbündeten.

Auch bezüglich der näheren und 
weiteren Umgebung von Europa 
(Russland, Türkei, Naher Osten, Af-
rika) gibt es mehr Fragezeichen als 
Gewissheiten. 

Die Einschätzung der EU fällt 
in dieser Hinsicht zwiespältig aus. 
Einerseits ist die EU als großer Ver-
bund wesentlich besser gerüstet mit 
anderen Mächten harte Verhand-
lungen und Kämpfe auszufechten 
als es die vielen europäischen Na-
tionalstaaten einzeln wären. Ande-
rerseits stellt sich die Frage, ob die 
Vereinheitlichung der EU wirklich 
schon so weit fortgeschritten ist, 
um in allen diesen, zum Teil sehr 
fundamentalen Fragen eine gemein-
same Position vertreten zu können. 
Eventuell sind die materiellen Un-
terschiede einfach zu groß, so dass 
einzelne Länder bessere Wege ohne 
EU für sich erkennen, oder glauben 
erkennen zu können. 

Es ist offensichtlich, dass eine 
gemeinsame Linie schon jetzt sehr 
schwierig zu erreichen ist. Die wei-
tere Abgabe von Souveränität in 
zentralen Themen wie Außenpolitik 
und Militärwesen an eine Zentral-
instanz, wäre für viele Staaten und 
ihren herrschenden Klassen mit Ri-
siken und Einflussverlust verbun-
den. Es ist aber denkbar, dass ein 
Schub für mehr Zentralität dann 
erfolgt, wenn die Umstände (Kon-
kurrenz zu USA und/oder China) 
eine stärkeren Zusammenschluss 
der europäischen Kräfte nahelegen 
oder erzwingen. 

Nicht unwahrscheinlich ist ein 
weiteres Auffächern in eine EU der 
verschiedenen Geschwindigkeiten 
und der verschiedenen Integrati-
onsstufen, die es in der Praxis schon 
seit einiger Zeit gibt.

Trotz jahrzehntelangen Aufbau 
eines gemeinsamen Marktes und 
gemeinsamer Institutionen ist die 
Entwicklung noch nicht unum-
kehrbar. Der Ausgang ist offen. Alle 
denkbaren Pfade (von weiterer In-
tegration hin zu einem Bundesstaat 
bis zu einem Auseinanderbrechen) 
sind möglich. Potentielle, auch die 
Substanz erschütternde Krisen, sind 
am (durchaus nahen) Horizont er-
kennbar, wie etwa eine große kapi-
talistische Überproduktion/Schul-
denkrise oder die Klimaänderung 
mit ihren direkten und indirekten 
Folgen. Aber hier und heute lässt 
sich der reale Verlauf mit seinen 
politischen Implikationen nicht pro-
gnostizieren.

Juni 2019

bei 63% Beteiligung)
• 2007 Vertrag von Lissabon (2009 

Inkrafttreten), die Regelungen der 
geplanten Verfassung werden im 
wesentlichen übernommen, Volks-
abstimmungen nicht notwendig, da 
nur Vertragsänderung und keine 
Vertragsersetzung.

• 2011 Sixpack, 6 EU-Verordnungen 
und Richtlinien, die gleichzeitig be-
schlossen wurden, die bisherigen 
Regelungen des Maastrichter Ver-
trags und des Stabilitätspakt werden 
im neoliberalen Geist konkretisiert 
und verschärft plus (eher techni-
sche) Vorgaben für Datenerhebung 
und Berichtspflicht.

• 2011 Euro-Plus-Pakt, Maßnahmen-
paket zur „Erhöhung der Wettbe-
werbsfähigkeit“ der teilnehmenden 
Länder, nicht rechtsverbindlich 
(ohne GB, Schweden, Tschechien 
und Ungarn)

• 2011 Europäisches Semester, Ver-
fahren zur Überprüfung der natio-
nalen Haushaltsentwürfe.

• 2012 Fiskalpakt (zusätzlicher Völ-
kerrechtlicher Vertrag zwischen den 
Regierungen, ohne Großbritannien, 
Tschechien und Kroatien), unter-
schiedliche Bestimmungen für Eu-
ro-Länder und nicht Euro-Länder, 
Verpflichtung zu ausgeglichenen 
Haushalt (Defizit von 0,5% des BIP 

gilt als ausgeglichen), Abbau der 
Staatsschulden unter 60%, nationale 
Verankerung einer Schuldenbremse.

• 2014 Europäische Bankenunion, 
EZB wird zentrale Bankenaufsicht, 
einheitlicher Bankenabwicklungs-
mechanismus

• 2017 PESCO, (Permanent Struc-
tured Cooperation), „Permanente 
Strukturierte Zusammenarbeit“ auf 
militärischen Gebiet, ohne Großbri-
tannien, Dänemark und Malta, Ver-
pflichtung die Verteidigungsausga-
ben regelmäßig zu erhöhen, Zusam-
menarbeit bei Rüstungsprojekten, 
keine Übertragung der Souveränität 
in militärischen Fragen auf die EU
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Am 18. und 19. Mai fand 
unsere Frühjahrstagung, 
die wir schon seit vielen 

Jahren Jahren gemeinsam mit der 
Gruppe International Dorfen veran-
stalten, wie immer in München statt. 
Dieses Jahr konnten wir eine höhere 
Teilnehmerzahl als in den letzten 
Jahren verzeichnen. Ein Genosse der 
Gruppe Arbeiterpolitik war wieder 
gekommen und auch unser öster-
reichischer Freund nahm wieder an 
dem Treffen teil. Aus der Diskussion 
der Themen im Vorfeld hatte sich 
letztendlich folgende Tagesordnung 
ergeben:
Samstag:

1. Die Europäische Union vor der 
Wahl: eine kritische Einschätzung 
der aktuellen Situation
2. Diskussion über die Lage in Ve-
nezuela 

Sonntag:
3. Der Unmut wächst: 
Gelbwestenproteste in Frank-
reich/Klimademonstrationen der 
Schüler*innen – Wohin könnte die 
Reise gehen? Diskussion

Als Hauptthema wollten wir die 
Aussprache über die EU führen; dass 
am Wochenende darauf die EU Wah-
len stattfanden, drückt sich lediglich 
im Titel aus. Im vorliegenden Referat 
und auch in der Diskussion gingen 
wir auf diesen Punkt nur am Rande 
ein. Eigentlich kann man das ganze 
Gedöns, das zurzeit um die EU ge-
macht wird, nicht mehr hören – die 
EU als Friedensgarant, Wohlstands-
bringer, eine einheitliche Währung 
– die Wahl„kämpfer*innen“ wurden 
nicht müde, ihr Hoheslied auf die EU 
zu singen. Wie die neoliberale EU 
Griechenland an den Rand des Ab-
grunds getrieben hat, was die hohe 
Arbeitslosigkeit in den südlichen 
und östlichen Ländern, besonders 
bei der Jugend, für eine Rolle spielt 
und welche Position die Friedens-
nobelpreisträgerin auf militärischen 
Gebiet einnehmen will – ganz zu 
schweigen von den Waffenexporten 
aus der EU – steht auf einem anderen 
Blatt und war im Wahlkampf nur von 
linker Seite zu hören. 

Was die EU tatsächlich für ein 
Gebilde ist, wem sie nützt, wem sie 
schadet und wen sie bedroht, das 
alles wollten wir genauer untersu-
chen und Antworten darauf finden. 
Ein Genosse hatte sich dieses kom-
plexen Themas angenommen und 
stellte seine Ausarbeitungen dazu als 
Grundlage für die Diskussion vor. 
Das Referat wird wie üblich in dieser 
Nummer der Arsti abgedruckt, wo-
bei Anregungen aus der Diskussion 
eingearbeitet werden. 

Die Diskussion selber hier in ih-
rer Gänze wiederzugeben, ist nicht 
möglich, es werden nur einige wich-
tige Thesen daraus zusammengefasst:

Eine solidarische EU, von der 
oft gesprochen wird und die allen 
Wohlstand bringen soll, ist nur Ver-
nebelungstaktik, die vorgibt, die Inte-
ressen der Lohnabhängigen würden 
eine Rolle spielen. Kapital und Unter-
nehmen haben die EU fest in ihrem 
neoliberalen Griff. Eine EU-weite 
gewerkschaftliche Solidarität, die 
diesen Namen verdient, gibt es nicht. 
Deutschlands Unternehmen haben 
innerhalb der EU mit ihrem großen 
Niedriglohnsektor (SPD) auf Kosten 
anderer Mitgliedsländer am meisten 
profitiert. Damit dies so bleibt, haben 
die deutschen Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände einen gemein-
samen Aufruf zur EU-Wahl heraus-
gebracht. Darin heißt es u.a. „Jeder 
Einzelne profitiert im Alltag von mehr 
Wettbewerb, größerer Produktauswahl, 
günstigeren Preisen und hohen Verbrau-
cherschutzstandards. Menschen reisen 
unkompliziert zwischen den Mitglied-
staaten. Sie können ohne Einschränkun-
gen in einem anderen EU-Land leben und 
arbeiten. Diese Freizügigkeit gilt auch für 
den Waren- bzw. Kapitalverkehr und für 
Dienstleistungen. Der Binnenmarkt er-
leichtert das Leben und das Wirtschaften 
gleichermaßen.“

So ist das Klassenbewusstsein auf 
den Hund gekommen! 

Zurück zur Diskussion. Es wäre 
die Aufgabe für linke Kolleginnen 
und Kollegen in ihren Gewerkschaf-
ten, gegen das neoliberale Unterneh-
mertum für eine wirklich solidarische 

EU einzutreten. Denn das, was die 
Arbeiterklasse in Deutschland nicht 
schafft, kann sie nicht von den euro-
päischen Gewerkschaften fordern.

Es sollten Haltelinien innerhalb 
der Gewerkschaften für die EU ge-
zogen werden. Eine solidarische EU 
zum Wohl der arbeitenden Klasse 
muss sich diese schon selber schaffen 
– dazu müsste auch die Agenda der 
EU neu gestaltet werden.

Bereits jetzt werden Erosionser-
scheinungen in einigen EU-Staaten 
sichtbar. Der neoliberale Kurs hat in 
vielen EU-Staaten prekäre Arbeits-
verhältnisse geschaffen und hohe 
Arbeitslosigkeit auf die Tagesord-
nung gesetzt. Besonders in einigen 
südlichen Ländern wird von einer 
verlorenen Generation bei den Ju-
gendlichen gesprochen. Zur Zeit 
befindet sich die Wirtschaft in einer 
Hochkonjunkturphase – was passiert 
denn dann erst in einer Krise? Dass 
diese bereits am Horizont aufscheint, 
darüber sind sich auch bürgerliche 
Ökonomen einig. 

Die neuesten Alleingänge durch 
den Präsidenten der USA bei der ge-
fährlichen Zuspitzung des Irankon-
flikts haben den Mächtigen in der 
EU deutlich vor Augen geführt, in 
welcher Liga die EU militärisch spielt. 
Sie werden eine Militarisierung der 
EU weiter vorantreiben, ihnen kom-
men die Forderungen Trumps nach 
einer Erhöhung des Rüstungsetats 
auf zwei Prozent des BIP eventuell 
ganz gelegen – auch wenn sie darü-
ber Krokodilstränen vergießen. Sie 
wissen, dass eine Wirtschaftsmacht 
ohne militärische Macht nicht viel zu 
melden hat.

Angesichts der Rüstungsexporte 
und der weltweiten Kriegseinsätze 
der EU meinte ein Genosse: „Die Frie-

Unser Frühjahrstreffen in 
München
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durch die Hände geronnen. Nun 
rächt es sich, dass immer nur auf die 
Einnahmen aus dem Öl gesetz t wurde 
– werden konnte (?) – und fast keine 
anderen Industrie aufgebaut wor-
den war. Venezuelas Abhängigkeit 
vom Öl ist auf 90 % gestiegen. Das 
Absinken des Ölpreises wirkt sich 
also umso verheerender aus – zusätz -
lich ist die Ölförderung in Venezuela 
fast um ein Drit﻿t el gesunken. Damit 
sind dem „Sozialdemokratischen Wohl-
fahrtsstaat“ Venezuela die Grundla-
gen entz ogen worden, mit denen für 
die Ärmsten der Bevölkerung in den 
Favelas die Alphabetisierungskam-
pagne und die Gesundheitsfürsorge 
aufgebaut worden waren. 

Kritik wurde auch an der Bildung 
der Partei geäußert. Die Selbstorga-
nisation von unten sei durch die Ali-
mentierung quasi unterlaufen wor-
den. Ungünstig wirkte es sich dabei 
auch aus, dass es in Venezuela keine 
Arbeiterklasse gibt – die Arbeiter in 
den Städten sind Tagelöhner. Ein Ge-
nosse führte den Gedanken weiter 
aus und bezeichnete sie nach Marx 
mit dem Begriff  Lumpenproletariat. 
Ebenfalls ungünstig wirkte sich auch 
der in Venezuela tief verwurzelte An-
tikommunismus aus. 

In Venezuela herrscht zurzeit ein 
politisches Pat﻿t  – die „Profi teure“ des 
Ölreichtums in der Armee und der 
Bevölkerung unterstütz en Maduro. 
Die Opposition hat kein politisches 

und wirtschaftliches Programm; sie 
ist in sich selbst gespalten und uneins. 
Nur das gemeinsame Ziel, der Sturz 
Maduros, hält sie zusammen. 

Den Friedensverhandlungen in 
Oslo wurden wenig Chancen für eine 
konstruktive Lösung eingeräumt. Die 
Lage ist von außen nur schwer einzu-
schätz en. Eine Einmischung von au-
ßen durch die USA und ihrer Vasallen 
ist strikt abzulehnen. 

Die Parole muss lauten: Hände 
weg von Venezuela!

Am Sonntag widmeten wir uns 
den beiden Bewegungen, die zurzeit 
in Europa für Aufmerksamkeit sor-
gen: den Protesten der Gelbwesten in 
Frankreich und den Klimademonst-
rationen der Schülerinnen und Schü-
ler Fridays for Future.

Zu beiden Themen lagen keine 
ausgearbeiteten Referate vor. Die Dis-
kussionen werden zusammenfasst 
wiedergegeben:

Zunächst zu den Protesten der 
Gelbwesten in Frankreich.

Frankreich war schon immer ein 
Anzeiger für gesellschaftliche Ver-
werfungen und Ungerechtigkeiten, 
es kann auf eine lange Tradition von 
Volksaufständen zurückblicken. Die 
Gelbwesten zeigen gesellschaftli-
che Widersprüche auf, die sich an 
Maßnahmen des Staates als Vertre-
ter der herrschenden Klasse und 
ideeller Gesamtkapitalist entzün-
deten. Auslöser in Frankreich war 

durch die Hände geronnen. Nun 
rächt es sich, dass immer nur auf die 
Einnahmen aus dem Öl gesetz t wurde 

und wirtschaftliches Programm; sie 
ist in sich selbst gespalten und uneins. 
Nur das gemeinsame Ziel, der Sturz 

denspolitik der Friedensnobelpreisträge-
rin endet an ihren Grenzen.“

Der zweite Tagesordnungspunkt 
des Samstags war der schier aus-
sichtslosen Situation in Venezuela 
gewidmet. Leider konnte unser Au-
tor aus Bremen, der dazu einen Ar-
tikel verfasst hat﻿t e – wir haben ihn 
in unserer letz ten Nummer empfoh-
len – wg. Terminüberschneidungen 
nicht an der Tagung teilnehmen. Als 
Grundlage für die Diskussion hat﻿t en 
wir den Teilnehmern seinen und ver-
schiedene andere Artikel empfohlen, 
die bei der Redaktion angefordert 
werden können.

Den Artikel von Edgardo Lander 
„Venezuela: Das Scheitern des bolivari-
schen Projekts“ drucken wir in diesem 
Haft nach. Er ist zuerst in der Mai-
Nummer 2019 der Zeitschrift Marx 
21 erschienen.

Zur Eröff nung der Diskussion hat-
te der Nürnberger Altgenosse einige 
Thesen und Informationen zusam-
mengetragen, die wir in diesem Heft 
ebenfalls abdrucken.

Die ganze Diskussion hier wieder-
zugeben, würde den Rahmen spren-
gen. Viele der angesprochenen Pro-
bleme werden auch in dem Artikel 
von Edgardo Lander angesprochen. 

Wir fassen die wichtigsten Punkte 
der Diskussion zusammen:

Die ökonomische Grundlage für 
die bolivarische Revolution in Vene-
zuela ist den Chavisten buchstäblich 
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die geplante Anhebung der Steuern 
für Benzin und Diesel. Die Wurzeln 
allerdings sind in ganz Europa vor-
handen – es sind: zu wenig bezahl-
barer Wohnraum, prekäre Arbeits-
verhältnisse, Arbeitslosigkeit und 
Jugendarbeitslosigkeit, Altersarmut 
– die Liste ließe sich unschwer fort-
setz en. Der Niedergang kommunis-
tischer Parteien und die Schwäche 
der Gewerkschaften (sie sind quasi 
Systemträger geworden) haben den 
Raum aufgemacht für andere poli-
tische Protestformen. So stellt sich 
die Gelbwestenbewegung als Form 
emanzipatorischer, basisdemokrati-
scher Bewegung dar, die von Arbei-
tern, Angestellten und Kleingewer-
betreibenden getragen wird. Am 1. 
Mai stießen auch Gewerkschaften 
zu den Protestierenden. Politisch 
können die Gelbwesten nicht genau 
verortet werden; sie sagen von sich, 
weder links noch rechts zu sein, ten-
dieren aber mit ihren Forderungen 
eher nach links. Antisemitismus und 
Gewaltexzesse in ihren Reihen lassen 
sich nicht abstreiten, sie waren aber 
bei der Größe und Dauer der Bewe-
gung eher Randerscheinungen und 
wurden als willkommenes Mit﻿t el zur 
Kriminalisierung medial entspre-
chend ausgeschlachtet. 

„Die Historikerin Michelle Zanca-
rini-Fournel ist der Meinung, dass die 
Repression ein höheres Ausmaß hat als 
im Mai 1968. Mit 6.475 Festnahmen 
zwischen dem 17. November und dem 7. 
Januar beispielsweise werden die Zahlen 
von 1968 übertroff en.“ (aus Arpo Nr. 
1/2019, S. 7)

Wir stellten uns die Frage, wie 
die Klassenfrage in die Gelbwesten-
bewegung getragen werden könne. 
Ein Ausgangspunkt läge in der un-
gerechten kapital- und unterneh-
merfreundlichen Steuerpolitik. Ein 
Genosse sah die Proteste bereits als 
Vorstufe für kommunistische Klas-
senauseinandersetzungen. Diese 
Ansicht wurde jedoch mehrheitlich 
nicht geteilt. Festgestellt wurde, dass 
die Herrschenden vor den Protesten 
der Gelbwesten und dem, was sich 
weiter daraus entwickeln könnte, 
durchaus Respekt haben – sie haben 
bereits Zugeständnissen gemacht 
und sind zu weiteren bereit, um die 
Bewegung und die Proteste und ihre 
Strukturen zu befrieden – bevor die 
nächste größere Krise, die sich ja be-
reits ankündigt, kommt.

Am Ende unserer diesjährigen 
Frühjahrstagung beschäftigten wir 
uns mit der Klimabewegung der 
Schülerinnen und Schüler Fidays for 
Future. Der Klimawandel ist men-
schengemacht, davon sind zurzeit 
über 90 % der Wissenschaftler über-
zeugt. Ebenso werden andere Ent-
wicklungen eingeschätzt, wie: das 
Artensterben, die Vermüllung der 
Meere besonders mit Plastik und 
die Verschmutz ung des Grundwas-
sers – daraus resultieren letz tendlich 
zum Teil auch die Migrationsströme. 
Es ist dies ein Ausdruck der Wider-
sprüche des Kapitalismus und seiner 
Produktionsweise. Die Jugendlichen 
sehen ihre Zukunft dadurch zu Recht 
bedroht. Mit dem „Handeln“ der 
Herrschenden, die ideologisch vor-
geben, viel zu tun, während real an-
gesichts der Herausforderungen fast 
nichts passiert, lassen sie sich nicht 
mehr abspeisen. Auch die ehemali-
gen Umweltaktivisten der Grünen 
sind für die jungen Menschen keine 
Vorbilder mehr, denn jetz t mischen 
sie ja auch schon im Politikbetrieb 
mit. (trotz dem haben die Jüngeren 
bei der EU-Wahl vermehrt Grün ge-
wählt). Die Bewegung losgetreten 
hat﻿t e die schwedische Schülerin Gre-
ta Thunberg, die seit letz tem Herbst 
jeden Freitag hartnäckig gegen die 
Klimakatastrophe demonstriert hat. 
Mit den Verbreitungsmöglichkeiten, 
die Digitalisierung und neue Kom-
munikationsformen bieten, konnten 
erstaunlich schnell Massenproteste – 
sogar weltweit - organisiert werden. 
Durch diese Bewegung am Freitag 
auf der Straße, trotz angedrohter 
Repressalien, erzielten sie sichtliche 
Erfolge. Sie konnten vor der UNO, 
der Kohlekommission und den Welt-
wirtschaftsforum in Davos sprechen. 
Wenn die Schülerinnen und Schüler 
dasselbe nach Unterrichtsschluss ge-
tan hät﻿t en, wären sie lange nicht so 
schnell so in aller Munde gewesen; 
denn das Schulschwänzen war quasi 
Katalysator für das Thema Klimaka-
tastrophe. All das sind Anzeichen da-
für, wie stark Teile dieser Generation 
die Bedrohung der Grundlagen des 
Lebens auf dem Planeten und ihrer 
eigenen Zukunft empfi nden. 

Klimawandel und ökologische Be-
drohung sind Themen, bei denen das 
Denken in Klassenfragen auf den ers-
ten Blick nicht angebracht erscheint; 
es scheint sich vielmehr um Gat-

tungsfragen zu handeln. Allerdings 
sind es durchaus Fragen, die aus den 
Widersprüchen der kapitalistischen 
Produktionsweise und der kapitalis-
tischen Gesellschaft entstehen und 
damit doch wieder Klassenfragen.

Ein Genosse brachte die Marxsche 
Auff assung vor: „…daß das Kapital 
seine Produktivkräfte nur entwickeln 
kann, indem es die Springquelle allen 
Reichtums untergräbt: den Arbeiter 
und die Erde.“

Das Schlusswort zu dem Themen-
komplex sprach unser Altgenosse: 
„Bewegungen entstehen aus den Wider-
sprüchen des Kapitalismus. Sie sind ein 
Ansatz  dafür, dass sich überhaupt etwas 
rührt. Sie sind Anzeichen von Klassenbe-
wusstsein, das nur entstehen kann, wenn 
die Menschen beginnen, sich aus ihrer 
Bedrängung zu lösen. Es ist ein langer 
Weg – aber es besteht durchaus die Chan-
ce, das es fruchtbar wird.“

Die Tagung in München hat uns 
darin bestätigt, unseren Weg weiter-
hin zu verfolgen.

Zum Thema Gelbwesten emp-
fehlen wir den Artikel in der Arbei-
terpolitik Nummer 1 aus 2019 (www.
arbeiterpolitik.de): Die Gelben Westen 
zwingen Macron zum Zurückweichen 
und flößen den besitzenden Klassen 
Furcht ein.

An zei ge

Aus der Geschichte der 
Bremer Arbeiterbewegung 
bis 1920
Bremen 1980, 65 Seiten, Broschur. 3,– €.
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90261 Nürnberg
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Die Wende in Lateinamerika 
ist für uns alle ein großer 
Rückschlag und wir sind 

noch nicht am Ende angelangt. Vor allem 
das revolutionäre Kuba wird dadurch zu-
nehmend bedroht. Das Land wurde von 
einem Venezuela im Umbruch stark un-
terstützt, was nun nicht mehr fortgeführt 
werden kann.

Wie ein Fanal kam einst aus Caracas 
der „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“. 
Viele Sozialisten und Kommunisten sa-
hen einen neuen Hoffnungsschimmer. 
Doch bei allem Fortschritt in Venezuela, 
die Entwicklung dort und in der Welt 
lief anders. Venezuela war und blieb ein 
kapitalistisches Land und auf Grund 
seiner Unterentwickeltheit und Be-
drohlichkeit stand auch nichts anderes 
in Aussicht. Der Sozialismus oder gar 
Kommunismus stand niemals vor der 

Tür. Die kommunistische Partei rech-
nete mit einer Anhängerschaft von zwei 
bis drei Prozent und war nahe davor, 
von der Maduro-Staatspartei integriert 
zu werden. Es ging um eine Art links-
sozialdemokratische Politik, die fußend 
auf der kapitalistischen Wirtschaftsord-
nung das Land sozialer und fortschritt-
licher machen sollte; unter Einbeziehung 
selbstbewussterer Massen. Das konnte 
nur auf Kosten der herrschenden Klassen 
gelingen, die sich nun mit Zähnen und 
Klauen dagegen wehren. Wird es als of-
fener Klassenkrieg ausgetragen bis zum 
bitteren Ende, wird auch die siegreiche 
Seite nur noch ein Torso sein. Kommt 
es zum Kompromiss, besteht die Gefahr, 
dass er nicht von Dauer sein wird, was 
aber von der weltpolitischen Entwicklung 
abhängt. Nun ein Blick auf das Land und 
die gegenwärtige Situation. 

Der Befund über den katastrophalen 
Zustand des Landes ist unbestritten, ob 
von der Opposition oder von den An-
hängern der bolivarischen Bewegung. 
Der Staat und die Wirtschaft sind am 
Zusammenbruch, die Inflation wird bo-
denlos, die Verelendung des Volkes und 
die Hungersnot nehmen zu, die Krimi-
nalität greift um sich. Durch den ver-
stärkten Würgegriff des US-Imperiums 
zieht sich die Schlinge weiter zu. Es ist 
abzusehen, dass dann auch politisch das 
gegenwärtige Patt nicht mehr lange an-
halten wird. Weder die Regierung noch 
die gespaltene Opposition können einen 
Auswegaufzeigen.

Wir drucken einen Artikel von Edgar-
do Lander, der in deutsch zuerst in der 
Mai-Nummer 2019 der Zeitschrift Marx 
21 erschienen ist.

Arbeiterstimme

Venezuela: Das Scheitern des 
bolivarischen Projektes

Hauswand in Caracas, 2008
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Der bolivarische Prozess in 
Venezuela begann mit der 
Wahl von Chávez im Jahr 

1998, in einem kritischen Moment 
in der Geschichte des Landes. In ei-
ner Gesellschaft,  in der bereits zwei 
Jahrzehnte zuvor die Erschöpfung 
des Rentierölmodells und des damit 
verbundenen Staates begonnen hatte, 
eine Gesellschaft, die eine schwere 
Wirtschaftskrise mit einem instabilen 
und stark delegitimierten politischen 
System durchlebte, gelang es Chávez 
mit seinen Vorschlägen und seinem 
Diskurs, eine Orientierung zu geben, 
eine gemeinsame Hoffnung, dass eine 
andere Richtung für die Gesellschaft 
möglich wäre.

Aufbau einer besseren Zukunft

Im ersten Jahrzehnt der Chávez-
Regierung gab es wichtige Verände-
rungen in der Gesellschaft. Es wurde 
ein konstituierender Prozess durch-
geführt, der in der Annahme einer 
neuen Verfassung durch ein Refe-
rendum gipfelte. Sie hat eine breite 
Palette von Modalitäten der partizi-
pativen Demokratie festgelegt, die 
nicht zum Ziel hatte, die repräsenta-
tive Demokratie zu ersetzen, sondern 
die Demokratie zu vertiefen. Zu einer 
Zeit, als eine starke neoliberale Wel-
le über den ganzen Kontinent rollte, 
wurden nicht nur politische Rechte, 
sondern auch soziale, wirtschaftliche 
und kulturelle Rechte, wie das Recht 
auf Bildung auf allen Ebenen und 
der Zugang zu einem kostenlosen 
öffentlichen Gesundheitssystem, fest-
geschrieben. Zum ersten Mal in der 
Geschichte wurden indigene Völker 
und ihre Rechte, einschließlich der 
territorialen Rechte, anerkannt. Eine 
umfassende staatliche Kontrolle über 
die Ölindustrie und andere Schlüssel-
industrien wurde etabliert.

Infolge einer stärkeren öffentli-
chen Kontrolle der Öleinnahmen und 
eines anhaltenden Anstiegs der Öl-
preise stiegen die Steuereinnahmen 
erheblich. Die öffentlichen Ausga-
ben wurden stark auf die Sozialpo-
litik ausgerichtet, die so genannten 
Misiones („Bolivarianische Missio-
nen“), die sich in erster Linie an die 
am stärksten benachteiligten Bevöl-
kerungsgruppen richteten. Der Sozi-
alversicherungsschutz wurde außer-
ordentlich ausgebaut. Als Ergebnis 

dieser Politik und eines über mehrere 
Jahre anhaltenden Wirtschaftswachs-
tums konnten sowohl die Armut als 
auch die kritische Armutsgrenze 
(gemessen am Geldeinkommen) wie 
auch der Ungleichheitsindex deut-
lich gesenkt werden. Alle wichtigen 
sozialen Indikatoren, wie Schulbe-
suchsquote, Ernährungsniveau und 
Kindersterblichkeit verbesserten sich.

Es gab tiefgreifende Veränderun-
gen in der von der Mehrheit getra-
genen politischen Kultur. Von all-
gemeinen Bedingungen der Apathie 
und Distanz in Bezug auf ein diskre-
ditiertes politisches System, in der 
jede Vorstellung einer Gemeinschaft 
verschwunden war, hin zu einem 
neuen Zustand von Optimismus, 
Würde und Überzeugung, dass mit 
Organisation und kollektiver Mobi-
lisierung der Aufbau einer besseren 
Zukunft möglich würde. Es gab rei-
che und vielfältige Prozesse der Ba-
sisorganisierung, wie die technischen 
Wasserausschüsse, die kommunalen 
Wasserräte, die Stadtlandschaftsaus-
schüsse, die Gesundheitsausschüsse 
und später die Gemeinschaftsräte, an 
denen Millionen von Menschen be-
teiligt waren. Mehr als ein Jahrzehnt 
lang genoss die Chávez-Regierung 
ein hohes Maß an Legitimität in der 
venezolanischen Gesellschaft und ge-
wann zwischen 1998 und 2012 aufei-
nanderfolgende Wahlen.

Globale Ausstrahlungskraft und 
Widerstände

In Lateinamerika spielten die 
Beispiele und Initiativen der boli-
varischen Regierung eine wichtige 
Rolle bei der Entstehung so genann-
ter fortschrittlicher Regierungen, die 
im größten Teil Südamerikas an die 
Macht kamen. Ihre Initiativen waren 
sowohl bei der Niederlage der Ge-
samtamerikanischen Freihandelszo-
ne (FTAA), der neoliberalen Verfas-
sungsordnung, die die US-Regierung 
auf dem gesamten Kontinent durch-
setzen wollte, als auch bei der Schaf-
fung neuer lateinamerikanischer 
Solidaritäts- und Integrationsmecha-
nismen wie UNASUR, CELAC, Alba 
und Petrocaribe wichtig.

Dieser außergewöhnliche Ver-
änderungsprozess wurde zu einer 
globalen Referenz, zu einem Licht-
blick für die lateinamerikanischen 

Gesellschaften und Bewegungen, 
aber auch für weit entfernte Gemein-
schaften wie die palästinensischen 
Flüchtlingslager in Beirut und die 
sozialen Bewegungen in Indien und 
Südostasien.

Wie zu erwarten war, stand das 
bolivarische Projekt in einem poli-
tischen Prozess, der als antiimperi-
alistisch und später als sozialistisch 
definiert wurde, während all dieser 
Jahre unter dem äußeren Druck der 
globalen Rechten, insbesondere der 
US-Regierung. Von Anfang an sah 
sich die Chávez-Regierung mit im-
perialistischen Aktionen konfrontiert, 
die darauf abzielten, sie zu entsorgen. 
Die US-Regierung hat die Versuche 
der venezolanischen Rechten, sie zu 
stürzen, jederzeit politisch und finan-
ziell unterstützt, beginnend mit dem 
Staatsstreich vom April 2002 und der 
Aussperrung in der Ölindustrie, die 
das Land zwischen 2002 und 2003 für 
zwei Monate praktisch lahm legte.

Der aktuelle politische Wandel 
Lateinamerikas in Richtung Neoli-
beralismus und das Bündnis mit den 
Vereinigten Staaten haben den konti-
nentalen Kontext, in dem der boliva-
rische Prozess bis vor kurzem statt-
gefunden hatte, erheblich verändert, 
was zu einer starken und wachsenden 
Isolation führte, nicht nur auf inter-
nationaler, sondern auch auf latein-
amerikanischer Ebene. Die venezo-
lanische Regierung hat nicht nur die 
lateinamerikanische Unterstützung, 
die sie zuvor hatte, verloren, sondern 
sieht sich systematischen Angriffen 
der meisten Mitglieder der Organi-
sation Amerikanischer Staaten (OAS) 
und dem ständigen Druck der soge-
nannten Lima-Gruppe ausgesetzt.

Widersprüche und 
mehrdimensionale Krise

Dieser zutiefst ungünstige Kon-
text reicht jedoch bei weitem nicht 
aus, um die tiefe mehrdimensiona-
le Krise zu erklären, in der sich das 
Land heute befindet. Wie im Folgen-
den dokumentiert wird, begannen 
sowohl die Rezession als auch der 
nachhaltige Rückgang der Ölpro-
duktion im Jahr 2014, drei Jahre vor 
den von der Regierung Trump ver-
hängten Finanzsanktionen. Der boli-
varische Prozess war von Anfang an 
von tiefgreifenden Widersprüchen 
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und internen Schwachstellen geprägt, 
die im Laufe der Zeit immer deutli-
cher wurden. Dies bedeutete, dass, 
unabhängig von den hochtrabenden 
Diskursen die Fähigkeit, externen 
Belastungen zu widerstehen, einge-
schränkt war. Dazu gehören:
• Die Widersprüche zwischen einem 

Projekt, das sich selbst als antika-
pitalistisch und multikulturell be-
zeichnet, auf der einen Seite und 
seine extreme Abhängigkeit vom 
Öl- und Bergbaurentiermodell, 
verbunden mit der Vertiefung der 
kolonialen Exporteinbindung in 
das globale Regime der internati-
onalen Arbeitsteilung auf der an-
deren Seite. 

• Die außerordentliche Abhängigkeit 
von der Rolle von Hugo Chávez 
als unbestrittener charismatischer 
Führer des bolivarischen Prozesses. 
Das hatte zutiefst widersprüchliche 
Folgen. Chávez schaffte es, mit der 
Lethargie, Apathie und Resignation 
der Gesellschaft zu brechen, indem 
er eine neue Richtung anbot. Auf 
der anderen Seite erlebte der vene-
zolanische Prozess aber auch die 
negativen Folgen einer Ein-Mann-
Führung. Dieses Führungsmodell 
erzeugt am Ende eine Art von Ver-
göttlichung des Führers und die 
Forderung nach treuer Ergebenheit. 
In diesem Zusammenhang stört 
kritische Debatte, und dissidente 
Stimmen werden marginalisiert. 

• In den letzten Jahren gab es einen 
starken Widerspruch zwischen 
dem Anreiz und der Förderung 
mehrerer Formen von Basisorga-
nisationen und der Schaffung verti-
kaler Kontrollstrukturen dieser Or-
ganisationen sowie der Schaffung 
einer permanenten finanziellen 
Abhängigkeit vom Staat, wodurch 
die autonomen Möglichkeiten die-
ser Organisationen untergraben 
wurden. 

• Ebenso schwerwiegend sind die 
Grenzen eines sozialen Transfor-
mationsprozesses, der sich auf po-
litische, organisatorische und insti-
tutionelle Dynamiken konzentriert, 
ohne eine entsprechende Verände-
rung der wirtschaftlichen Struktur 
der Gesellschaft. Es werden Schritte 
in Richtung einer größeren politi-
schen Demokratie unternommen, 
ohne dass dies von einer Demo-
kratie im Bereich der Produktion 
begleitet wird. Ohne eine eigene 

produktive Basis können populä-
re Organisationen nicht aufhören, 
vom Staat abhängig zu sein. 

• Der Widerspruch zwischen der 
Erweiterung der Demokratie und 
der Förderung ihrer partizipativen 
Modalitäten einerseits und einer 
militärischen Kultur des vertikalen 
Befehls, die mit einer starken mili-
tärischen Präsenz in allen Bereichen 
des Staates (Ministerien, Institutio-
nen und öffentliche Unternehmen, 
Gouverneure, Bürgermeisterämter) 
und der Regierungspartei verbun-
den ist, andererseits. 

• Die Auffassung und Praxis der Po-
litik als Konfrontation zwischen 
Freund und Feind führte in der ve-
nezolanischen Gesellschaft zu einer 
Kultur des Sektierertums, des Miss-
trauens und der Nichtanerkennung 
des anderen, was die Möglichkeiten 
für Dialoge und Vereinbarungen, 
auch auf minimaler Ebene, ange-
sichts der tiefen humanitären Krise, 
in der sich das Land befindet, stark 
behindert. 

• Die strukturelle Grundbedingung 
der venezolanischen Gesellschaft, 
die ein grundlegender Faktor der 
gravierenden wirtschaftlichen, po-
litischen und kulturellen Schwie-
rigkeiten ist, mit denen sie seit 
Jahrzehnten konfrontiert ist, ist die 
Krise ihres Rentierölmodells. Mit 
anderen Worten: ihre sehr hohe 
Abhängigkeit vom Export eines 
einzelnen Produkts und das ent-
sprechende Modell eines zentralis-
tischen und klientelistischen Staa-
tes. In den Jahren der Regierung 
Chávez wurden, im Gegensatz zu 
den herrschenden Diskursen, nicht 
nur keine Schritte in Richtung einer 
Überwindung der Ölexportabhän-
gigkeit Venezuelas unternommen, 
sondern diese verschärfte sich noch 
weiter, bis die Ölexporte 96 Prozent 
des Gesamtwertes der Exporte des 
Landes erreichten. 

Wirtschaftlicher Zusammenbruch 
in Venezuela

Als der bolivarische Prozess in 
den Jahren 2006 und 2007 als sozia-
listisch definiert wurde, unter einem 
starken kubanischen Einfluss, wur-
de der Sozialismus mit dem Staat 
gleichgesetzt. Ohne die Folgen des 
Versuchs in Kuba, die gesamte Wirt-

schaftstätigkeit von staatlichen Ins-
titutionen lenken zu lassen, fundiert 
und kritisch zu bewerten, wurde ein 
sehr breites Spektrum von Land-
wirtschafts-, Industrie-, Dienstleis-
tungs- und Handelsunternehmen zu 
staatlichen Unternehmen, insgesamt 
schätzungsweise über 500. Ihre Füh-
rung wurde in die Hände von politi-
schen Vertrauenspersonen gelegt, oft 
Militärs, obwohl diese keine Kennt-
nis von der Tätigkeit hatten, die sie 
auszuführen hatten. Der Privatsektor 
ist nicht besser aufgestellt. Nach der 
jüngsten Umfrage der Industrie- und 
Handelskammer Conindustria wur-
den bis Mitte 2017 nur 45 Prozent der 
Industriekapazität genutzt.

Um den aktuellen Stand der vene-
zolanischen Wirtschaft zu analysie-
ren, gibt es keine aktuellen offiziellen 
Informationen. Die meisten der von 
der Zentralbank Venezuelas und dem 
Nationalen Statistikinstitut veröffent-
lichten Statistiken liegen drei bis vier 
Jahre zurück. Die Regierung hat ein-
deutig beschlossen, keine Informati-
onen zu veröffentlichen, die das Aus-
maß der Wirtschaftskrise bestätigen 
würden. Die Schätzungen, die von 
Wirtschaftsanalysten, akademischen 
Zentren, Wirtschaftsverbänden und 
internationalen Institutionen verbrei-
tet wurden, sind sehr unterschiedlich.

In den letzten Jahren erlitt die ve-
nezolanische Wirtschaft einen noch 
stärkeren Rückgang als bei der Aus-
sperrung in der Ölindustrie 2002-
2003. Das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) ist in drei aufeinander folgen-
den Jahren gesunken: 2014 (-3,9 Pro-
zent), 2015 (-6,2 Prozent), 2016 (-16,5 
Prozent). Der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) schätzt die Zahl 
für 2017 auf -12 Prozent, so dass die 
venezolanische Wirtschaft Ende 2017 
wahrscheinlich ein BIP von nur 66 
Prozent des Wertes von 2013 aufwies. 
Da sich die Krise im Laufe des Jahres 
2018 verschärft hat, ist es nach einigen 
Prognosen wahrscheinlich, dass sich 
das BIP bis Ende 2018 der Hälfte des 
Niveaus von 2013 angenähert hat. 
Ein Abstieg von wahrhaft katastro-
phaler Natur. In diesen Jahren gab 
es ein starkes Haushaltsdefizit des 
öffentlichen Sektors: 2012 (15,1 Pro-
zent), 2013 (13,2 Prozent), 2014 (8,8 
Prozent), 2015 (10,3 Prozent), 2016 (17 
Prozent). Die Inflation im Jahr 2017 
übertraf 2000 Prozent und es begann 
eine Zeit der Hyperinflation. Bis Mitte 
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2018 betrug die Inflation mehr als 100 
Prozent monatlich. Der IWF schätzt, 
dass die jährliche Inflation bis Ende 
2018 eine Million Prozent erreicht hat.

Abhängigkeit vom Ausland und 
Verschuldung

Der Gesamtwert der Exporte sank 
von 99 Milliarden US-Dollar im Jahr 
2012 auf 27 Milliarden US-Dollar im 
Jahr 2016. In einem vollständig von 
Importen abhängigen Land sanken 
die Importe zwischen 2012 und 2016 
von 66 Milliarden 
US-Dollar auf 16 
Mil l iarden US-
Dollar, was einem 
Rückgang um 75 
Prozent entspricht 
und aufgrund des 
Fehlens von Pro-
duktionsmitteln 
und Ersatzteilen 
schwerwiegende 
Auswirkungen auf 
die Wirtschaftstä-
tigkeit insgesamt 
hatte. Besonders 
dramatisch waren 
die Auswirkun-
gen auf die Verfüg-
barkeit von Nah-
rungsmitteln, Me-
dikamenten und 
Transport.

Seit  2015 ist 
ein Defizit in der 
Leistungsbilanz zu 
verzeichnen. Die 
internationalen Reserven sanken von 
35 Milliarden US-Dollar im Jahr 2009 
auf 8,7 Milliarden US-Dollar im Juli 
2018. Die Gesamtauslandsverschul-
dung wird auf 184,5 Milliarden US-
Dollar geschätzt, ohne „kommerzi-
elle Verschuldungsverpflichtungen, 
Schulden gegenüber PDVSA-Liefe-
ranten, Verstaatlichungsschulden, 
multilaterale Verpflichtungen und 
andere“ mitzurechnen (Die PDVSA, 
Petróleos de Venezuela S.A., ist die 
größte Erdölgesellschaft Lateiname-
rikas und Venezuelas größter Expor-
teur. Anmerkung der Redaktion). 
Dies ist zwanzigmal größer als die 
gesamten internationalen Reserven 
des Landes und entspricht fast dem 
Siebenfachen der Gesamtmenge der 
Exporte im letzten Jahr, für die es 
offizielle Informationen gibt (2016).

Trotz jahrelang sehr hoher Ölprei-
se stieg die Auslandsverschuldung 
pro Kopf von 1.214 US-Dollar im Jahr 
1999 auf 3.916 US-Dollar im Jahr 2017. 
Die Tatsache, dass die Regierung der 
rechtzeitigen Zahlung dieser Schul-
den Vorrang vor dem dringendsten 
Nahrungsmittel- und Gesundheitsbe-
darf der Bevölkerung eingeräumt hat, 
war ein wesentlicher Faktor in der 
aktuellen sozialen Krise. China und 
Russland waren in den Jahren des bo-
livarischen Prozesses die Hauptquel-
len der Fremdfinanzierung.

Zusammenbruch der Ölproduktion

Der Zusammenbruch des Öl-
preises, der zwischen 2012 und 2014 
von durchschnittlich 100 US-Dollar 
pro Barrel auf durchschnittlich 41 
Dollar pro Barrel im Jahr 2015 fiel, 
war ein wesentlicher Bestandteil der 
Wirtschaftskrise im Land. Er reicht 
jedoch bei weitem nicht aus, um sie 
zu erklären. Kein anderes Ölland hat 
in den letzten Jahren eine ähnliche 
Verschlechterung erlebt. Außerdem 
haben sich die Ölpreise bis Mitte 2018 
auf über 66 US-Dollar pro Barrel er-
holt, ein Preis, der über dem Durch-
schnitt der 14-jährigen Regierungs-
zeit von Chávez liegt.

Abgesehen vom Ölpreis befin-
det sich die Ölindustrie praktisch in 
einem Kollaps, der einige der wich-

tigsten Widersprüche und Verzer-
rungen des bolivarischen Prozesses 
aufzeigt. Während sich die nationale 
Regierung das Ziel gesetzt hatte, die 
Ölförderung bis 2019 auf sechs Milli-
onen Barrel pro Tag zu erhöhen, war 
die venezolanische Produktion (nach 
sekundären Quellen) laut OPEC-Mo-
natsbulletin für Juni 2018 auf 1,34 Mil-
lionen Barrel pro Tag gesunken, nur 
44 Prozent der Produktion von 2009 
und das niedrigste Niveau seit Jahr-
zehnten. Dieser Produktionseinbruch 
hat weder mit der Absicht zu tun, 
die Treibhausgasemissionen zu re-

duzieren, noch mit 
der OPEC-Politik 
zum Schutz des Öl-
preises. Es besteht 
eine außerordent-
liche Diskrepanz 
zwischen den Pro-
duktionszielen, die 
sich die Regierung 
selbst gesetzt hat, 
und dem erreich-
ten Produktions-
niveau.

Nicht jedes ex-
portierte Barrel 
Öl führt zu neu-
en Einnahmen, da 
ein erheblicher Teil 
dieser Exporte da-
rauf ausgerichtet 
ist, die Ölschuld 
zu tilgen, die der 
venezolanische 
Staat gegenüber 
China erworben 
hat. Die PDVSA-

Raffinerien arbeiten so prekär, dass 
sie nicht mehr in der Lage sind, den 
Inlandsmarkt zu versorgen. In den 
letzten Jahren sind die Betriebskosten 
gestiegen, was zu einer entsprechen-
den Verringerung des Steueranteils 
des Unternehmens an den Gesamt-
einnahmen geführt hat. Nach der 
jüngsten Veröffentlichung des PDV-
SA-Konzernabschlusses für 2016 sank 
der Nettogewinn von mehr als neun 
Milliarden US-Dollar im Jahr 2014 auf 
828 Millionen US-Dollar im Jahr 2016.

Es gibt viele Ursachen für die 
Verschlechterung des Unterneh-
mens und den Zusammenbruch der 
Produktion, unter denen neben den 
oben genannten externen Faktoren 
die Unfähigkeit des Managements, 
die zu Ineffizienz und Improvisati-
on führt, Korruption, die skandalös 
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überteuerten Preise der Betriebe, 
die kontinuierliche Entlassung von 
qualifiziertem Personal und die be-
grenzten Investitionen in Wartung 
und Technologie zu nennen sind. 
Die praktisch kostenlose Verteilung 
von Benzin auf dem Inlandsmarkt 
und der damit verbundene massive 
Schmuggel bedeutet Verluste für den 
Staatshaushalt in Höhe von Milliar-
den US-Dollar pro Jahr.

In der Ölindustrie herrscht Kor-
ruption. Die Beauftragung von Sub-
unternehmen zu überhöhten Preisen 
– und unter Zahlung von Provisionen 
– auch bei Operationen, die vom Un-
ternehmen selbst durchgeführt wer-
den könnten, wurde zur weit verbrei-
teten Praxis. Ohne diese monumen-
talen Hinterziehungen, die in diesen 
Jahren stattgefunden haben, wäre die 
wirtschaftliche Situation des Landes 
heute sicherlich anders.

Extraktivismus und 
Exportorientierung

Anstatt nach Alternativen zur vor-
herrschenden Exportorientierung zu 
suchen, die dem Land so viel Scha-
den zugefügt hat, setzt die venezo-
lanische Regierung angesichts der 
anhaltenden Verschlechterung der 
Öleinnahmen eindeutig auf eine Stei-
gerung des Exports, jetzt durch groß 
angelegte Minen. Zu diesem Zweck 
erließ Präsident Nicolás Maduro im 
Februar 2016 das Arco-Minero-del-
Orinoco-Dekret, das 112.000 Quad-
ratkilometer, 12 Prozent des Staatsge-
bietes, eine Fläche, die der gesamten 
Oberfläche Kubas entspricht, für den 
internationalen Großbergbau öffnet. 
Es ist ein riesiges Gebiet, das reich an 
Mineralien ist, darunter Gold, Coltan, 
Aluminium, Diamanten und radio-
aktive Mineralien. Das zu fördernde 
Mineral, auf das die Regierung den 
größten Wert gelegt hat, war Gold. 
Laut dem damaligen Minister für 
Erdöl und Bergbau und Präsidenten 
der PDVSA, Eulogio Del Pino, wird 
geschätzt, dass die Goldreserven des 
Gebiets 7.000 Tonnen betragen, was 
etwa 280 Milliarden US-Dollar ent-
sprechen würde.

Das Gebiet verfügt über sozio-
ökologische und sogar wirtschaftli-
che Reichtümer, die weit über dem 
potenziellen finanziellen Wert der 
Bergbaugebiete liegen. Es ist Teil des 

heiligen Landes der indigenen Völ-
ker der Warao, E´Ñepa, Hoti, Pumé, 
Mapoyo, Kariña, Piaroa, Pemón, 
Ye´kwana und Sanema, deren ma-
terielle Bedingungen für die Repro-
duktion ihres Lebens durch diese 
Minenausbeutung zerstört würden. 
Dies verletzt nicht nur die verfas-
sungsmäßigen Rechte dieser Völker 
schamlos, sondern bedroht das Leben 
der Bevölkerung.

Die Region ist ein Teil des Ama-
zonasgebiets, das eine entscheidende 
Rolle bei der Regulierung des Welt-
klimas spielt und dessen Erhaltung 
entscheidend ist, um das Fortschrei-
ten des Klimawandels zu stoppen. 
Ein Gebiet von außergewöhnlicher 
biologischer Vielfalt, das die Haupt-
wasserquelle Venezuelas ist und in 
dem sich die Staudämme befinden, 
die mehr als 70 Prozent des im Land 
verbrauchten Stroms liefern. Die Ver-
tiefung der extraktivistischen Logik 
gibt der Erzielung kurzfristiger Geld-
einnahmen der Vorzug, obwohl dies 
eine irreversible sozio-ökologische 
Verwüstung bedeutet.

Venezuela: Politik für die 
Konzerne

All dies durch Präsidialdekret 
bei völligem Fehlen einer öffentli-
chen Debatte, in einem Land, das in 
seiner Verfassung als demokratisch 
und partizipativ, multiethnisch und 
multikulturell definiert ist. Dieses 
Dekret stellt eine offene Verletzung 
der Umweltrechte und –pflichten 
dar, die durch die Verfassung der 
Bolivarischen Republik Venezuela, 
die geltende Umweltgesetzgebung 
und internationale Abkommen, die 
von Venezuela als Konvention über 
die biologische Vielfalt unterzeichnet 
wurden, festgelegt wurden.

Im Projekt Arco Minero ist die Be-
teiligung von „privaten, staatlichen 
und gemischten Unternehmen“ vor-
gesehen. Das Dekret sieht eine Viel-
zahl von öffentlichen Anreizen für 
diese Bergbauunternehmen vor, unter 
anderem die Lockerung der Rechts-
vorschriften, die Vereinfachung und 
Beschleunigung der Verwaltungsver-
fahren, die Nichterfüllung bestimmter 
in der venezolanischen Gesetzgebung 
vorgesehener rechtlicher Anforderun-
gen, die Schaffung von „bevorzugten 
Finanzierungsmechanismen“ und 

eine spezielle Zollregelung mit Vor-
teilen für ihre Importe. Eine besondere 
Steuerregelung sieht die vollständi-
ge oder teilweise Befreiung von der 
Zahlung von Einkommensteuer und 
Mehrwertsteuer vor.

Die Möglichkeiten, den negativen 
Auswirkungen des Großbergbaus 
im Gebiet des Arco Minero entge-
genzuwirken, sind durch die Be-
stimmungen des Dekrets verboten. 
Um zu verhindern, dass Unterneh-
mensaktivitäten durch Widerstand 
behindert werden, wird unter der 
Verantwortung der Bolivarischen 
Nationalen Streitkräfte eine Strategi-
sche Entwicklungszone geschaffen. 
Das Dekret sieht ausdrücklich die 
Aussetzung der bürgerlichen und 
politischen Rechte im gesamten Ge-
biet des Arco Minero vor. Dies kann 
zweifellos zur Aufhebung der Rechte 
der Arbeiterinnen und Arbeiter füh-
ren, die in der Verfassung und im Ar-
beitsgesetz vorgesehen sind.

Maduro und der Niedergang 
des Chavismus

Bei den Parlamentswahlen im De-
zember 2015 gewann die in der Mesa 
de Unidad Democrática (MUD) orga-
nisierte Opposition mit großer Mehr-
heit die Wahlen und erhielt 56,26 Pro-
zent der Stimmen gegen 40,67 Prozent 
der Anhänger der Regierung. Als 
Ergebnis eines verfassungswidrigen 
Wahlgesetzes, das darauf abzielte, die 
Mehrheit zu überrepräsentieren, als 
dies noch die Situation der Chavisten 
war, erhielt die Opposition insgesamt 
112 Parlamentarier und erreichte da-
mit eine Zweidrittelmehrheit in der 
Versammlung. Die vorherige Identifi-
zierung der Mehrheit der Gesellschaft 
mit dem Chavismus war gebrochen.

Die Regierung Maduros steht so-
mit vor einem ernsthaften Dilemma. 
Wenn Maduro die Ergebnisse der 
Parlamentswahlen und die neuen Ver-
hältnisse anerkennt, wonach er nicht 
mehr die Unterstützung der Mehrheit 
der Bevölkerung hat, würde er in eine 
Situation geraten, in der er unbedingt 
mit den Oppositionskräften verhan-
deln müsste. Wenn er der Verfassung 
treu bleiben und die Wahlergebnisse 
respektieren würde, könnte er nicht 
an der Regierung bleiben. Er beschließt 
eindeutig, die staatliche Kontrolle nach 
eigenem Ermessen zu behalten, auch 
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wenn dies bedeutet, die Verfassung 
und den Willen der Mehrheit der Wäh-
lerinnen und Wähler zu ignorieren.

Schritt für Schritt unternimmt 
die Regierung Maßnahmen, um die 
Kontrolle über den Staat zu behalten; 
Entscheidungen, die immer autoritä-
rer werden. Der erste Schritt in die-
se Richtung wurde einige Tage nach 
dem Scheitern der Parlamentswahlen 
durch die Regierung von Präsident 
Maduro getan. Unter klarer Verlet-
zung von Verfassungsnormen und 
etablierten Verfahren wurden Ende 
Dezember 2015, als Maduros Mehrheit 
in der Nationalversammlung nur noch 
wenige Tage Bestand hatte, neue Rich-
ter in die verschiedenen Kammern 
des Obersten Gerichtshofs berufen. 
Diese neuen Richter waren nicht nur 
eindeutig der Regierung treu, son-
dern einige von ihnen erfüllten nicht 
einmal die formalen Anforderungen 
des Gesetzes, um solche Positionen 
einzunehmen.

Die Rolle, die dieser Oberste Ge-
richtshof unter den neuen Bedingun-
gen des Landes spielen würde, wurde 
enthüllt, als die neuen Richter ohne 
Beweise beschlossen, die Ergebnisse 
der Wahlen im Amazonasstaat und 
die bereits von der Wahlbehörde aus-
gerufenen gewählten Abgeordneten 
nicht anzuerkennen. Somit wurde 
verhindert, dass die Opposition ihre 
Mehrheit in der Nationalversamm-
lung nutzt.

Die Ziele von Opposition und 
Imperialisten

Die Manipulation des Wahlsys-
tems zur Sicherstellung der Regie-

rungskontrolle wurde bei den Prä-
sidentschaftswahlen im Mai 2018 
wiederholt. Diese Wahlen waren laut 
Verfassung für den Monat Dezember 
desselben Jahres geplant und wur-
den überraschenderweise für den 
Monat Mai angesetzt. Angesichts der 
Spaltungen und ihrer fehlenden kla-
ren politischen Ausrichtung und der 
Tatsache, dass die meisten Opposi-
tionsparteien disqualifiziert worden 
waren, sowie des Mangels an Zeit für 
Verhandlungen oder die Durchfüh-
rung von Vorwahlen zur Auswahl ei-
nes einheitlichen Kandidaten nahm 
der größte Teil der Opposition aus 
dem breitesten politischen Spektrum 
nicht an diesen Wahlen teil.

Die Regierung der Vereinigten 
Staaten sowie der Generalsekre-
tär der OAS und der Lima-Grup-
pe,  Luis Almagro, übten sehr star-
ken Druck aus dem Ausland auf 
die Oppositionsparteien aus, sich 
bei diesen Wahlen der Stimme zu 
enthalten, um auf diese Weise dazu 
beizutragen, die Regierung weiter 
zu delegitimieren und ihren Sturz 
zu beschleunigen. Sie haben der 
Bevölkerung keinen Hinweis gege-
ben, was nach dem Wahlsieg von 
Maduro passieren würde. Einige 
dieser Befürworter der Enthaltung 
hatten die Vorstellung, damit eine 
friedliche innenpolitischen Lösung 
der Krise des Landes endgültig zu 
verhindern. Damit bliebe nur noch 
die Möglichkeit einer externen In-
tervention, entweder durch direkte 
Aktionen oder durch die Verstär-
kung der Wirtschaftssanktionen, um 
den Zusammenbruch der venezola-
nischen Wirtschaft zu vertiefen, ob-
wohl es die Bevölkerung und nicht 

ihre Herrscher wären, die die Folgen 
erleiden würden.

Für die imperialistischen Politi-
ker und für die radikalsten internen 
rechten Gruppen war und ist das 
Ziel nicht nur eine Wahlniederlage 
für Maduro, wenn die immer noch 
bedeutende Unterstützung der Re-
gierung in Teilen der Gesellschaft 
lebendig erhalten bleibt. Verlangt 
wird nicht nur das Ende von Ma-
duros Regierung, sondern auch die 
Zerschlagung der Gedanken einer 
antikapitalistischen Veränderung, 
die in den vergangenen Jahren in-
nerhalb und außerhalb Venezuelas 
so viele Erwartungen geweckt haben. 
Es geht um eine Niederlage, mit vie-
len Toten, wenn nötig, um als Lehre 
zu dienen. Auch, um auf die stärkste 
Weise die Unmöglichkeit einer Alter-
native zur kapitalistischen Ordnung 
zu beweisen.

Edgardo Lander
Übersetzung von

Nicole Möller Gonzalez.

Dieser Text ist die stark gekürzte 
Übersetzung eines Artikels, der zuerst 
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Wasser, der Biodiversität und dem 
Klima hängt die Welternährung. Sie 
stützt sich zu 75 % auf Weizen, Reis 
und Mais. In der industrialisierten 
Landwirtschaft, die fast vollständig 
auf hohe Dünger- und Insektizidga-
ben angewiesen ist, wird mehr tech-
nische Energie verbraucht als sie an 
biologischer liefert. Ihr geht es dank 
massiver Staatsbeihilfen richtig gut, 
während Ökolandbau und Natur-
schutz schwer zu kämpfen haben. 
Ähnlich steht es um den Primärener-
gieverbrauch, der gegenwärtig zu 
80% aus Kohle, Öl und Gas gedeckt 
wird, dem Lebenssaft kapitalistischer 
Gesellschaften.Nur der Rest entfällt 
auf erneuerbare Energien. 

Süßwasser birgt (noch) eine relativ 
zu anderen Umweltssystemen hohe 
Faunavielfalt. Es wird zur Hälfte vom 
Menschen vernutzt, zwar in der Men-
ge meist ausreichend, aber oft stark 
verschmutzt, z.B. durch Fäkalien und 
Phosphate, und voller Krankheitser-
reger. 4/5 aller Krankheiten auf der 
südlichen Erdhalbkugel gehen auf 
den Verbrauch unsauberen Wassers 
zurück, aber auch in den USA steigt 
diese Rate. Malaria, Cholera und 
Typhus breiten sich erneut aus. Die 
Hälfte der Weltbevölkerung hat kei-
ne angemessenen sanitären Anlagen 
und ca. eine Mrd. Menschen keinen 
Zugang zu sauberem Trinkwasser. 
Pro Jahr sterben 1,5 Mio Kinder an 
diesem Mangel und die dadurch aus-
gelösten Krankheiten. Der Weltwas-
serverbrauch hat sich in der zweiten 
Hälfte des vergangenen Jahrhunderts 
vervierfacht, doppelt so viel wie in 
der Industrie, die wie die Haushalte 
das Wasser obendrein verunreinigt, 
Verluste durch Verdunsten und Ver-
sickern nicht gerechnet. Pro Einheit 
Gebrauchsgut wird das Mehrfache 
an Wasser verbraucht, was die zur 
Verfügung stehende Menge über-
steigt. Der Quell des Lebens wird in 
erschreckendem Ausmaß vernutzt, 
verschmutzt und verschwendet. Eine 
weltweite Süßwasserkrise droht. Ver-
teilungskämpfe um Wasser stehen an. 
Die Verbräuche sind in den Indust-

Keine andere Produktions-
weise vor ihr hat die Na-
tur vor und außerhalb des 

unmittelbaren Geltungsbereichs der 
Gesellschaft derart genutzt und um-
gewandelt wie die kapitalistische. 
Anscheinend grenzenlos verwendet 
sie deren als unendlich und kostenlos 
angesehenen Stoffe zur Herstellung 
von Tauschwerten, um gesellschaftli-
che Bedürfnisse zu befriedigen. Dabei 
mißachtet sie deren Besonderheiten 
und untergräbt dadurch ihre eigenen 
natürlichen Voraussetzungen. Das 
liegt schon an dern zerstörerischen 
Wirkungen der naturtransformieren-
den Arbeit selber; die kapitalistische 
Produktionsweise versucht jedoch, 
systematisch die für Erhaltung und 
Wiederherstellung der menschlichen 
und natürlichen Bedingungen gezo-
genen Grenzen beständig zu über-
springen. Was ehedem ein Ursprung 
der frühen Akkumulation war, er-
weist sich nun als Bumerang. 

Wir sehen und wissen, dass so-
wohl Rohstoffe wie Luft, Wasser und 
Boden in die landwirtschaftliche und 
industrielle Produktion sowie in die 
private und öffentliche Konsumtion 
eingehen. Auf allen Stufen fällt Ener-
giebedarf an. Naturstoffe werden 

verbraucht und/oder denaturiert. 
Die Menschen beanspruchen derzeit 
40 % der Nettoprimärproduktion der 
Erde; 60 % gelten als absolute Gren-
ze. Nach dem 2. thermodynamischen 
Gesetz entstehen dabei unvermeidli-
che Verluste in der Stoff- und Ener-
giebilanz, bis irgendwann Stockung 
eintritt. Die Exkremente dieser Vor-
gänge werden weggeworfen oder 
gelangen zur Ausgangsbasis zurück 
und können nur mit hohem Energie- 
und Arbeitsaufwand wieder nutzbar 
gemacht werden. 

Die Industrieländer sind weit 
überproportional an der Nutzung 
der Umwelt und ihrer Ressourcen 
beteiligt. In der Schweiz etwa ver-
braucht jeder Bürger jährlich 90 to 
Grundstoffe, davon 2/3 als Wasser. 
Ressourcenausbeutung und Um-
weltzerstörung werden über den 
Außenhandel auch in viele sich ent-
wickelnde Länder transportiert. Dort 
zieht ebenfalls ökologische Entropie 
ein, d.h. Zerfall von energetischen 
Ordnungsstrukturen, gefolgt von 
sozialer durch exponentielles Be-
völkerungswachstum, sozioökono-
mischer Unterentwicklung und sich 
verschlechternder kollektiver Lebens-
qualität. Am verfügbaren Boden, am 

Herr Kapital und Frau Erde
Blauer Planet im Würgegriff
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der Arbeitskraft. Im neoliberalen 
Siegeszug mit seiner Vergötzung des 
Marktes wurde die moderne politi-
sche Ökologie als Wissenschaft des 
gesellschaftlichen Naturverhältnisses 
geboren; eher aus naturschützenden 
Kreisen als aus der Arbeiterbewe-
gung, welche die Natur des Arbeits-
vermögens gegen das Kapitaldiktat 
zu schützen hätte. 

Die Doppelform der Ware als 
Stoff und Wertquantum schlägt sich 
auf dem Markt in Geldform nieder. 
In ihm realisieren sich Wert und 
Mehrwert als Grundlage erweiter-
ter Kapitalakkumulation. Natur ist 
bloße Unterlage dieser Bewegung, 
welcher sie ansonsten äußerlich und 
gleichgültig ist. Allerdings ist „sie 
ebensosehr die Quelle der Gebrauch-
werte...als die Arbeit, die selbst nur 
Äußerung einer Naturkraft ist, der 
menschlichen Arbeitskraft.“ (Marx, 
MEW 19, 15) Selbstzweck des Prozes-
ses ist die Vermehrung des Kapital-
werts. Konkret-nützliche Arbeit und 
die Naturgrundlagen sind der Stoff 
dieser Bewegung, die sich als Macht 
der Gesellschaft auferlegt. Damit ist 
ein spezifisches Naturverhältnis eta-
bliert. Die ökonomische Rationalität 
dieser Gesellschaftsformation, die auf 
Privateigentum, Eigennutz und Wett-
bewerb beruht, schließt sich von ihren 
zerstörerischen ökologischen Folgen 
ab und zerspaltet die Welt in bewußte 
Nutzer und ‚bewußtlose‘ zur Waren-
form Benutzte. Die einen besitzen, die 
anderen werden besessen. Naturstof-
fe bilden bloß eine profitbetriebene 
Werkkammer. Jegliches Verwandt-
schaftsband ist hier zerschnitten. 
Der ‚große Räuber‘ Kapital steht 
an der Spitze der Nahrungs- bzw. 
Nutzenkette. Er folgt einer (selbst)
mörderischen, von der Fülle (nicht)
menschlichen Lebens abgekoppelten 
Rationalität.

Nicht irgendwelche natürlichen 
Gegenstände bilden den obersten 
Fetisch dieser Produktionsweise, 
sondern das Kapital und seine Be-
wegung in Ware und Geld. „Das bloß 
atomistische Verhalten der Menschen 
zu ihrem gesellschaftlichen Produk-
tionsprozeß und daher die von ih-
rer Kontrolle und ihrem bewußten 
individuellen Tun unabhängige, 
sachliche Gestalt ihrer eigenen Pro-
duktionsverhältnisse“ erscheinen in 
der von ihnen losgerissenen Waren- 
und Geldform der Produkte. (Marx, 

rie- und Entwicklungsländern höchst 
ungleich. Währenddessen wird es 
vom Kapital privatisiert und in Wert 
gesetzt, wobei gewaltige Profite ein-
gestrichen werden oder winken. Der 
Weltmassermarkt wird auf 400 Mrd. 
Dollar geschätzt. 

Die Veränderung des Weltklimas 
schreitet drastisch voran. Die ge-
wichtigsten Ursachen des sog. Treib-
hauseffekts liegen im vermehrten 
Ausstoß von Klimagasen (Kohlendi-
oxid, Stickoxid und (Fluor)Kohlen-
wasserstoff), da durch sie die Wär-
mestrahlung der Erde nicht ins All 
entweichen kann. Sie werden erzeugt 
durch eine energie- und stoffintensi-
ve Produktions- und Lebensweise. 
Auftauen der Permafrostböden und 
Auflösung der Methanhydrate am 
Meeresboden können rückkoppelnd 
diesen Prozeß noch verstärken. Ent-
gegen den Gleichgewichtsbedingun-
gen der Atmosphäre seit 10 000 Jahren 
werden dadurch die grundlegenden 
biochemischen Zyklen gestört. Die 
Schätzungen der Erderwärmung 
bis zum Ende des Jahrhunderts rei-
chen von einem bis sechs Grad an 
Zunahme. Nach einer langen Phase 
der Stabilität erfolgt der Anstieg von 
Treibhausgasemissionen, Tempera-
turen und des Meeresspiegels seit 
Jahrzehnten sprunghaft.

2005 gab es 6,5 Mrd. Menschen auf 
der Erde, 2040 werden es wahrschein-
lich 8 Mrd. sein. Die Zuwachsrate ist 
jedoch in den letzten Jahren gesun-
ken. Es ist umstritten, inwieweit die 
Erde eine solche Masse, die körper-
lich immerhin gut 500 Mrd. kg auf die 
Waage bringt, vertragen und ernäh-
ren kann. Mit Sicherheit hat es Folgen 
für den Druck auf die Ressourcen, die 
Kapitalausstattung und Arbeitspro-
duktivität sowie die Siedlungsdichte. 
Die bloße Menge der Bevölkerung ist 
allerdings weniger entscheidend als 
Ebene und Intensität ihrer ökonomi-
schen Aktivitäten und deren ökolo-
gische Konsequenzen. Davon hängt 
auch der Naturzustand ab. 

Ursache und Wirkung

Bisher haben wir einen Blick auf 
die erscheinende Oberfläche der be-
reits einsetzenden Ökokrise in der 
Welt geworfen. Darin tritt sie, gerade 
weil das allgemein akzeptiert wird, 
als naturwüchsig auf. Die menschen-

gemachten bzw. politökonomisch 
hervorgerufenen Ursachen waren 
bisher nicht im Blick. Dabei geht es 
hier ums Ganze, nämlich die Quelle 
des gesellschaftlichen Naturverhält-
nisses, das, wie wir gesehen haben, 
von einem erdrückenden Überge-
wicht menschlicher Faktoren ge-
kennzeichnet ist. Das hat, und noch 
nicht einmal im kritischen Zweig der 
ökologischen Wissenschaft, zur For-
mulierung geführt, dass wir uns im 
Anthropozän, d.h.eines auf menschli-
cher Aktivität gegründeten Erdzeital-
ters befinden, zum ersten Mal, seit es 
die Erde gibt. Die Reichweite dieser 
Erkenntnis erschließt sich im analy-
tischen Zugriff auf den bestehenden 
Zustand wie in der Frage, welche Ab-
hilfen es ihm und den ihm innewoh-
nenden schwerwiegenden Gefahren 
gegenüber geben müßte und kann. 
Jegliche Argumentation, die das nicht 
aufnimmt, muß an den bestehenden 
Zuständen abgleiten. Wir können we-
der auf die Selbstheilungskräfte des 
Planeten noch auf die Einsichtigkeit 
in den drohenden Zusammenbruch 
unserer ökologischen Grundlagen 
bauen. Was wir hingegen brauchen, 
sind Forschung und Debatte zu den 
Ursachen, aus denen sich angemes-
sene Gegenstrategien herzuleiten 
haben. Die Kluft zwischen dem, was 
wirtschaftlich läuft und dem öko-
nomisch-ökologisch Möglichen war 
noch nie so groß wie heute. Natürli-
che und soziale Armut sind die Zwil-
lingsschwestern der kapitalistischen 
Überakkumulation. 

Die herrschende Produktions- 
und Lebensweise gestaltet die Um-
welt. Indem die Menschen sich durch 
Arbeit reproduzieren (und den Profit 
vermehren), setzt sich die „Rationali-
tät okzidentaler Naturbeherrschung“ 
(Max Weber) auch und gerade gegen-
über der Natur durch. Im Vorder-
grund steht heute die tauschwertma-
ximierende Struktur und Operation 
des Weltmarkts, in welche (fast) alle 
Länder, Kulturen und Ressourcen 
hineingezogen werden. Obgleich 
selbst nur produziert, erscheinen sie 
als unumgehbarer Sachzwang. Seit 
der ursprünglichen Akkumulation 
des Kapitals ab der frühen Neuzeit 
in Europa ist die Ökologie des Men-
schen und der Natur den Gesetzen 
der Ökonomie unterworfen worden. 
Die Kapitalherrschaft bemächtigte 
sich des Erdballs, auch und gerade 
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Kapital I, MEW 23, 108) Karl Polanyi 
beschrieb diesen Vorgang als Entbet-
tung. Natur, Arbeit und Leben sind 
der Kapitalverwertung untergeord-
net; deren Verhältnis reproduziert 
die strukturellen Zwänge der Gesell-
schaft. Die modernen Produktivkräf-
te verhalten sich zur Natur als totem 
Stoff und zum Arbeiter als verding-
lichtes Anhängsel der Maschine. Eine 
winzige Oligarchie beherrscht alle er-
heblichen ökonomischen, politischen 
und kulturellen Entscheidungspro-
zesse, obwohl sie ihnen in Wahrheit 
nur aufsitzt. Der Neoliberalismus 
besetzt gegenwärtig die ideologische 
Leerstelle zwischen der wachsenden 
Rationalität der Produktionsmetho-
den und der ausufernden Irrationali-
tät im Ablauf und den Resultaten des 
Ganzen. Er behauptet, die Steigerung 
der marktorientierten Prozeduren 
beseitige die Übel, welche er erst ei-
gentlich hervorrief bzw. verschärft, 
nämlich eine kaum verantwortliche 
Produktion und Konsumtion, die 
zur biosphärischen Degradation und 
Leid führt. Ein immer größerer Teil 
des Güterausstoßes ist, gemessen 
an gesellschaftlich-geschichtlichen 
Grundbedürfnissen, verschwende-
risch, ja destruktiv, denken wir nur 
an den gewaltigen Rüstungshaushalt 
der USA. Während das Warenuniver-
sum blüht, ächzt die Erde. 

Die kapitalistische Inwertsetzung 
zerstört nicht nur ihre eigenen natür-
lichen Grundlagen. In der Biotech-
nologie, intensiven Landwirtschaft 
oder der Indienstnahme des Meeres-
bodens und des Weltraums eröffnet 
sie neue Felder der Kapitalakkum-
lation. Währenddessen vollziehen 
sich beispielsweise im land grabbing 
(Landraub) oder im offshore-farming 
(Küstenfarmbetrieb) der Fischzucht 
Momente der ursprünglichen Ak-
kumulation. Die kapitalistische Pro-
duktionsweise hat seit je die Erde 
als ihre Schatzkammer betrachtet, 
wie Rosa Luxemburg herausarbeite-
te. Um den produzierten Mehrwert 
produktiv zu verwenden, erstrebt sie 
eine möglichst unumschränkte globa-
le Auswahl ihrer Aktivitäten, was zu 
einer unaufhörlichen Suche nach In-
vestitionsmöglichkeiten, materiellen 
Ressourcen und Arbeitskräften führt. 
Die zunehmende Finanzialisierung 
des Kapitals bedeutet eine weitere 
Verselbständigung und Abstraktion 
der wertheckenden Bewegung gegen-

über ihrer stofflichen Basis, was eine 
der Grundvorgänge des neoliberalen 
Umbaus der Gesellschaften darstellt. 
Es sind nicht zuletzt die hohen Ren-
diteerwartungen dieses Vorgangs, 
die auch die Auspowerung der Na-
tur antreiben. 

Das was heute die ökologische 
Krise genannt wird, ist dem Kapi-
talismus als Folge systemimmanen-
ter gesellschaftlicher Widersprüche 
eingeschrieben. Für Marx erscheint 
Natur immer als geschichtlich-ge-
sellschaftlich geformte, aus welcher 
Beziehung auch ihre krisenhafte 
Entwicklung stammt. Die Kapitalk-
kumulation auf wachsender Stufen-
leiter schließt unweigerlich einen 
steigenden Materialverbrauch ein, 
selbst wenn er relativ sinkt. Ihre qua-
si naturgesetzliche Funktion führt 
unweigerlich die Ausbeutung des 
Menschen sowie die Ausplünderung 
der Natur mit sich. Die Dreiheit von 
Kapitalismus, Industrie und Fossilre-
gime (Kohle, Erdöl und -gas) bildet 
das Schwungrad der herrschenden 
Produktions- und Lebensweise. Was 
allein zählt, ist die Vermehrung des 
vorgeschossenen Kapitalwerts. „Die 
Profitrate ist die treibende Macht in 
der kapitalistischen Produktion, und 
es wird nur produziert, was und so-
weit es mit Profit produziert werden 
kann.“ (Marx, Kapital III, MEW 25, 
269) Sie allein bewegt den „Koloss 
des Wirklichen“, den schier „subjekt-
losen Kapitalismus“. (Adorno/Hork-
heimer) Das rationale globale Markt-
system, das unter neoliberaler Obhut 
die gesellschaftliche Herrschaft bean-
sprucht, ist das Tummelfeld der ma-
nagerialen „Charaktermasken“, die 
entbettet von sozialen oder ökologi-
schen Belangen zu handeln trachten. 
Sie muten gegenüber der weiblich 
aufgefaßten Natur als egoistisch-
kalkulative Herrensubjekte an. Das 
aktive ‚Eine‘ erlegt sich dem passiven 
‚Anderen‘ auf. 

In der Konkurrenz der vielen Ka-
pitale wird der Markt konditioniert. 
Auch Grund und Boden sind ihr 
ausgeliefert, was derzeit zu absur-
den Grundstückspreisen und Mieten 
führt. Sie agiert auch auf dem Sektor 
der Landwirtschaft und verdrängt 
nicht kapitalförmige Produzenten. In 
dieser Bewegung wälzen sich bestän-
dig die technischen und gesellschaft-
lichen Grundlagen der Produktion 
um. Die natürlichen Bedingungen 

derselben sind ihr vorgelagert und 
gehen sie nur nach Reichhaltigkeit 
und Kosten etwas an. Sie werden teil-
weise gratis angeeignet wie die Luft 
oder selbst in Wert gesetzt. Dabei han-
delt es sich nicht um einen Pappen-
stiel. In einem Artikel der Zeitschrift 
„nature“ (15.5. 1997) wird der Beitrag 
natürlicher Faktoren zum globalen 
Reichtum auf 16 000 bis 54 000 Mrd. 
Dollar geschätzt. Die Bestäubungs-
leistung von Insekten wird in den 
USA mit knapp 200 Mrd. Dollar be-
rechnet. Es gibt allerdings keine für 
die Natur und die Produktion glei-
chermaßen plausible Recheneinheit.

Die natürlichen Ressourcen schei-
nen im Grundsatz unendlich zu sein 
und sind mit ökonomischen Kate-
gorien gar nicht zu erfassen. Wird 
allerdings die Belastbarkeit der Erde 
überschritten, tauchen Knappheit 
und steigende Kosten auf und beein-
trächtigen die Kapitalakkumulation. 
Insoweit liegt hier durchaus eine 
Schranke der Kapitalverwertung, 
von Krise und Klassenkampf nicht 
zu reden. Für Marx standen primär 
die ökologischen Folgen der kapita-
listischen Ökonomie und nicht die 
möglicherweisen krisenhaften syste-
mischen Grenzen vermittels des Na-
turverbrauchs im Vordergrund. Der 
einsetzende ökomarxistische Diskurs 
nimmt den Charakter des vorhande-
nen gesellschaftlichen Naturverhält-
nisses vermehrt und differenzierter 
in den Blick, auch und gerade um 
Alternativen noch im Rahmen des 
Bestehenden aufzuweisen. Denn der 
Teufel kapitalistischer Naturzerstö-
rung ist kein globaler Totschläge in 
toto, sondern wird auch eingehegt 
nicht nur von der ökologischen Be-
wegung, sondern ebenfalls von den 
Eigeninteressen seiner Fortexistenz, 
wie schwach und widersprüchlich 
auch immer. Jenseits der notwendi-
gen Kritik bleiben die Details mühe-
voller Kleinarbeit an der gesellschaft-
lichen Ökologie.

Ökoethik und Klassenkampf

Das Vorgetragene soll helfen, 
Ursachen, Konturen und Folgen 
der ökologischen Krise ins Auge zu 
fassen. Als solche ist sie unleugbar, 
wenn man denn hinschauen will. 
Viel wird aber verdrängt. Das lie-
fert gewissermaßen den Zollstock 
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für den human-ökologischen Um-
bau des Lebenshauses. Information 
und Kenntnis bilden nur den einen 
Hebel, den anderen freilich die the-
oretisch-praktische Aufklärung der 
Gesellschaft über sich selbst. Dafür 
wird es unverzichtbar sein, dem herr-
schenden Profitmotiv mindestens 
Zügel anzulegen; seine Aushebelung 
steht angesichts der Verhältnisses der 
Klassenkräfte nicht unmittelbar an. 
Das herrschende gesellschaftliche 
Naturverhältnis ist weder das erste 
noch das letzte Wort der Geschichte. 
Individuelle Einsicht und naturver-
trägliches Handeln dürften für seinen 
Wandel allerdings nicht genügen. 

Schon vor 40 Jahren beschloß die 
UNO eine „Weltcharta für die Na-
tur“. Eine ökologische theologisch-
sozialmoralische Sittenlehre verlangt 
zuoberst den Schutz der gegebenen 
wie der evolutionär möglichen Natur. 
Wir sind in die Rolle der Verantwor-
tung gedrängt. Sie wahrzunehmen 
erfordert einen klaren Blick und er-
hebliche Ausdauer. Eine entschiedene 
basisorientierte Demokratie schlösse 
auch die Rechte der Natur und jedes 
(nicht)menschlichen Lebens ein. Ge-
linge das nicht, spricht der hartge-
sottene Ökologist, schaufele sich die 
Menschheit eben ihr eigenes Grab. 
Eine ökologische Ethik hingegen 
fußt auf den Umweltfolgen des ka-
pitalistischen Produktivismus und 
Konsumismus. Was hindert uns am 
Umdenken und umweltverträgliche-
ren Handeln? Das liegt gewiß auch an 
einer komplexen und widersprüchli-
chen aktuellen Lage des Verhältnisses 
von Natur und Gesellschaft. Auch 
haben wir Schwierigkeiten, in wei-
ter entfernte Zeiträume zu schauen. 

Wie soll eine moderne Indstrie-
gesellschaft aussehen, die nicht auf 
steigenden Ressourcenverbrauch, 
wachsende Umweltzerstörung und 
Zunahme gefährlicher Emissionen 
baut? Der französische Enzyklopädist 
Holbach wußte bereits vor 250 Jahren, 
daß eine unmäßig lebende Zivilisati-
on sich in Zukunft wird einiges ver-
sagen müssen. Der „environmental 
holocaust“ (Jared Diamond) ist im 
Gang. Die bürgerliche Gesellschaft 
wird ihre Exzesse fortsetzen, wenn sie 
nicht daran gehindert wird. Solange 
sie um den Profitmittelpunkt kreist, 
wird Frau Erde weiter unter Herrn 
Kapital leiden. Doch sind keineswegs 
alle Möglichkeiten, den Stoff- und 

Energiedurchsatz von Produktion 
und Konsumtion zu senken, ausge-
reizt. Letztendlich ist das eine Klas-
senfrage. Wer bürdet wem welche 
Lasten auf? Am meisten leiden unter 
der ökologischen Krise die Ärmsten 
der Welt. Ohne ein grundlegende 
Änderung des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems ist das, wie Naomi 
Klein betont, nicht zu haben. Viele 
spirituelle und medidative Praktiken 
zielen darauf. Wenn es stimmt, dass 
das gesellschaftliche Verhältnis unter 
den Menschen das zur Natur bedingt 
und umgekehrt, muß für einen ökolo-
gischen Wandel beides anvisiert wer-
den. Im ökologischen Imperialismus 
greifen die Entwürdigung der Erde 
und des Menschen Hand in Hand. 
Klima- und Arbeitskampf sind von 
daher zwei Facetten der gleichen Sa-
che, nämlich der Bewahrung der Na-
tur vor dem Zugriff des Kapitals, der 
gegenwärtig obenan steht. 

Das Kräfteverhältnis zwischen 
den Klassen ist allerdings auch und 
gerade in der Produktion wenig er-
schüttert. Jeder Erfolg im vielschrit-
tigen Prozeß hin zu einer mensch-
lich-natürlichen Ökologie und die 
koproduktive Umwälzung des gesell-
schaftlichen Naturverhältnisses ist an 
die Klassenzustände gebunden. Die 
herrschende ökonomische Logik mit 
ihrer Verdinglichung und Entfrem-
dung des Menschen wird in Frage 
zu stellen und zu überwinden sein. 
Naomi Klein spricht die vielen mög-
lichen und notwendigen Aktionen 
des Widerstands an, auch und gera-
de gegen die übermäßige Vernutzung 
der Arbeitskraft, als „blockadia“ an. 
Die materiellen Mittel einer Wende 

zur Schonung von Mensch und Na-
tur sind durchaus vorhanden. Seit 
Friedrich Engels haben es gewerk-
schaftliche und sozialdemokratische 
Gruppierungen an Äußerungen zu 
ökologischen Problemen nicht fehlen 
lassen. Und auch im Alltagskampf 
geht es um menschenwürdige und 
naturgerechte Arbeits- und Lebens-
bedingungen. 

Wissen um das real Mögliche ist 
mit dem Ansatz der radikalen Kritik 
zu verbinden, um Nah- wie Fernpfa-
de der Befreiung ausfindig zu ma-
chen. Die Vorstellung einer künftigen 
‚Einheit‘ mit der Natur fordert eine 
veränderte Wirklichkeit durch befrei-
te Produktion und reintegrierte Phan-
tasie. Es gibt durchaus reformerische 
Ansätze etwa seitens der WBGU, des 
wissenschaftlichen Umweltbeirats 
der Bundesregierung, welche die 
Verhältnisse aufhellen und mindes-
tens ansatzweise verwirklichbar er-
scheinen lassen. Es sind Zeichen auf 
dem Weg zu einem neuen Naturver-
hältnis. Die Geschichte hat ein sol-
ches bislang nicht geliefert, auch und 
gerade nicht in den sozialistischen 
Ländern. 1843, in versteinerten Ver-
hältnissen, schrieb Marx an Arnold 
Ruge: „Wenn ich nicht an ihr (der Ge-
genwart) verzweifle, so ist es nur ihre 
eigene verzweifelte Lage, die mich 
mit Hoffnung erfüllt.“ (MEW 1, 342).

Gerhard Armanski

Die Ausführungen stützen sich u.a. auf 
mein Buch „Monsieur le Capital und 

Madame la Terre. Blauer Planet im 
Würgegriff“. Münster: Westfälisches 

Dampfboot 2015. Darin auch 
weiterfühende Literatur.



24 Sommer 2019Arbeiterstimme Nr. 204

Opposition oder weiter-
machen wie bisher? Die 
regierende SPD ist jeden-

falls weit abhängiger geworden von 
möglichen Koalitionspartnern. Die 
Wahldebakel der SPD setzten sich 
auch in ihrer hanseatischen Stamm-
hochburg gravierend fort. Für die 
Sozialdemokraten im kleinsten Bun-
desland der BRD mit 474.103 Wahl-
berechtigten in Bremen und Bremer-
haven, deutete sich dies schon bei 
der lange einzigen Umfrage vom 
September 2018 an. Demnach war ein 
Kopf-an-Kopf-Rennen mit der hanse-
atisch traditionell schwachen CDU 
bei 25 bis 26 Prozent der Stimmen zu 
erwarten. Dieser Trend setzte sich in 
den letzten Umfragen vom Mai 2019 
fort, bzw. schlug noch deutlicher zu-
ungunsten der SPD durch. Die CDU 
konnte demnach erstmals knapp 
stärkste Fraktion werden und die 
Mehrheit für Rot-Grün stand ohne ei-
nen Dritten im Bunde in Frage. Neun 
Tage vor der Wahl verkündete die 
SPD, weder mit der CDU noch FDP 
koalieren zu wollen. Der Ausgang 
am 26. Mai versprach also durchaus 
interessant zu werden. 

SPD oder CDU in der 
Entscheidung

SPD-Bürgermeister und Spitzen-
kandidat Carsten Sieling (*1959) hat 
seine erste Legislatur mit einer kra-
chenden Niederlage von fast acht 

Prozent Verlust für seine Partei been-
det. Er sah im Ergebnis „bittere Zahlen, 
wir hatten andere Erwartungen“. Der 
gebürtige Niedersachse aus Nienburg 
an der Weser und etwas farblos wir-
kende, gemäßigte SPD-Linke, hat das 
Image eines eher zurückhaltenden, 
nüchternen und rednerisch wenig 
zündenden Parteiarbeiters. SPD-Alt-
bürgermeister Henning Scherf kom-
mentierte: „Das ist ein Lernprozess, wir 
müssen uns darauf einstellen, dass wir 
nicht wie selbstverständlich immer die 
Stärksten sind“. Von 1995 bis 2003 ko-
alierte er selbst drei Mal mit der CDU 
und gab mitten in der 3. Legislatur 
auf, so sehr hatte es den von Haus aus 
Parteilinken verschlissen. Der mode-
rate Jens Böhrnsen löste ihn ab. Vom 
Ex-SPD-Landesvorsitzenden und 
ehemaligen IGM-Bevollmächtigten, 
Dieter Reinken, kam nur drei Tage 
nach der verlorenen Wahl harsche 
Kritik an der Führung aus Bürger-
meister Sieling und SPD-Landesche-
fin Sascha Aulepp, die er ein „Duo 
der Verlierer“ nannte und ihren Aus-
tausch verlangte. Auch ein scheiden-
der langjähriger SPD-Parlamentarier 
mit Karriere erst Bürgerinitiativ-Pro-
testler, dann Grüner und schließlich 
zur SPD, Klaus Möhle, fand kritische 
Worte zur Lage seiner Partei: Man 
hätte schon aus der „vergeigten“ Wahl 
2015 nichts gelernt. Von einer Bereit-
schaft zur Aufarbeitung und Kritik 
sei diesmal noch weniger zu spüren, 
das sei schlicht „gruselig“, sagte er 
dem Weser-Kurier. Beim Ergebnis der 

als Schicksalswahl hochstilisierten 
EU-Wahl konnte die SPD das arg ge-
schwächte Kräftebild wieder etwas 
grade rücken, indem sie – wie bei der 
Bremen-Wahl wenigstens in Bremer-
haven – erneut stärkste Kraft wurde. 
Es entfielen 24,5 Prozent EU-Stimmen 
auf die SPD (dennoch auch hier fast 
10 Prozent Verlust), 22,7 Prozent auf 
die Grünen, CDU 21,9 Prozent , Die 
Linke nur 7,9 Prozent, FDP 4,7 und 
AfD 7,7 Prozent bei einer deutlich 
höheren Wahlbeteiligung von 62,8 
Prozent gegenüber 40,3 Prozent 2014. 
Bremen wird allerdings künftig im 
EU-Parlament nur noch mit einem 
Abgeordneten, dem Sozialdemokra-
ten Joachim Schuster, vertreten sein. 

Dem agil auftretenden IT-Unter-
nehmer und Quereinsteiger Carsten 
Meyer-Heder (*1961) fehlt als Spit-
zenkandidat der CDU (Slogan: „Un-
ser Bremen kann mehr“), der er erst 
seit 2018 angehört, noch sichtlich die 
politische Beschlagenheit. Der stäm-
mige 2-Meter-Mann mit Markenzei-
chen Glatze, der schon vom Erschei-
nungsbild Eindruck macht, bemühte 
sich, im Wahlkampf mit flotten und 
auch hohlen Sprüchen Dynamik zu 
versprühen und lockere Zuversicht 
zu verbreiten, auch die 30 Prozent zu 
knacken. Dem in Bremen geborenen, 
lokalen „Unternehmer des Jahres 2014“, 
der bis zur Wahl die Unternehmens-
gruppe team neusta mit etwa 1.200 
Mitarbeitern leitete, traute man als 
Macher-Typ notwendige Innovati-
onsfähigkeit und Erneuerungskom-
petenz offenbar eher zu. Im lokalen 
TV-Nachrichtenmagazin buten un 
binnen sagte er in der Elefantenrun-
de am Wahlabend: „Im Wesentlichen 
haben die Wählerinnen und Wähler drei 
Sachen entschieden: Sie möchten nicht 
mehr, dass die SPD regiert, sie haben 
die CDU gewählt für eine bessere Wirt-
schafts-, Bildungs- und Arbeitsmarktpo-
litik und sie haben die Grünen gewählt 
für mehr Umwelt- und Klimaschutz“. 
Die sich allerdings mit dieser salop-
pen Aufgabenteilung kaum zufrie-
den geben dürften. Der Unterschied 
zwischen Sieling und Meyer-Heder 
im Auftreten wie auch bei den direk-
ten Kandidatenstimmen (65.000 zu 

Bremen-Wahl: 

SPD am Scheidepunkt 

Von links: Kristina Vogt (Linke), Maike Schaefer (Grüne) und Carsten Sieling (SPD)
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104.000) bestimmte auch den öffent-
lichen Eindruck, den sie hinterließen 
und erklärt vielleicht sogar zum Teil 
auch den wachsenden Zuspruch 
für einen Politneuling, werden „un-
verbrauchte“ Gesichter doch mehr 
denn je gesucht. Einer, dem man 
aber auch zutrauen könnte, dass er 
wieder abspringt, wenn der schnelle 
Erfolg ausbleibt. Der Politikwissen-
schaftler Andreas Klee meinte in der 
NDR-TV-Wahlsendung Bremen hat 
gewählt, dass es die SPD in den letzten 
20 Jahren nicht mehr geschafft habe, 
ihr eigentliches Wählerpotenzial zu 
mobilisieren. Die Parteien in der Mitte 
würden unschärfer, deshalb nehme 
die Neigung zu, ein Experiment zu 
wagen. Viele SPD-Wählende waren 
zu den Grünen abgewandert. 

Das Wahlergebnis vom 26. Mai

Ein vorläufiges amtliches Ender-
gebnis lag erst im Verlauf des Don-
nerstags vor, was am komplizierten 
Bremer Wahlverfahren seit 2011 liegt, 
wonach jeder Wähler nicht nur eine, 
sondern fünf Stimmen hat, die er 
oder sie beliebig auf die Listen oder 
Personen verteilen konnte (kumulie-
ren und panaschieren), was aus dem 
Stimmzettel ein ganzes Heft machte. 
Zugleich fanden in Bremen auch noch 
die kommunale Beiratswahl und in 
Bremerhaven die gesonderte Wahl 
zur Stadtverordneten-Versammlung 
(SVV) statt. Die 22 Beiräte sind Stadt-
teilparlamente mit eingeschränkten 
Entscheidungsmöglichkeiten. Sie 
wählen die Ortsamtsleiter der Stadt-
teile, haben eigene Budgets für stadt-
teilbezogene Projekte und sollen für 
Bürgernähe und Behördenberatung 
sorgen. Bremerhavens Eigenstän-
digkeit schlägt sich in einer mit ge-
trenntem Stimmzettel gewählten, 
eigenen kommunalen Stadtverord-
neten-Versammlung mit umfassen-
den Rechten nieder. Die Frankfurter 
Allgemeine bezeichnet die Stadt als 
„freieste Kommune der Welt“. In der 
SVV ging die bestehende Mehrheit 
der regierenden SPD-CDU-Koalition 
durch klare Verluste beider Parteien 
(SPD -8,3, CDU -3 %) verloren. 73 
Jahre ununterbrochener Regierung 
seit 1945 haben nicht nur einen aus-
geprägten SPD-Filz und abgenutzte 
Routine entstehen lassen, sondern 
auch – nicht ohne Eigennutz – solche 

bürger-freundlichen Organe geschaf-
fen. Es fand zusammen mit der EU-
Wahl eine mehrfache Abstimmung 
plus Volksentscheid über ein Baupro-
jekt der Stadt statt. Das konnte den ei-
nen oder die andere schon mal etwas 
verwirren, verzögerte aber auch die 
zentrale Stimmenauszählung erheb-
lich. Die Wahlbeteiligung hatte deut-
lich zugenommen von 2015 50,1 Pro-
zent auf nun 64 Prozent. Vielen war 
offenbar klar, was die Stunde für die 
großen Parteien so oder so geschla-
gen hatte. Vor allem gab es eine ver-
breitete Stimmung gegen ein „weiter 
so“ mit Rot-Grün, was besonders die 
CDU für sich nutzte. Das Endergebnis 
im Einzelnen (in Klammer zum Ver-
gleich: die Zahlen von 2015): 

SPD: 24,9 %/23 Sitze (32,8 %/30 
Sitze); CDU: 26,7/24 (22,4/20); Grü-
ne: 17,4/16 (15,1/14); Linke: 11,3/10 
(9,5/8); FDP: 5,9/5 (6,6/6); AfD: 6,1/5 
(5,5/4); Bürger in Wut: 2,4/1 (3,2/1); 
Andere: 5,3/- (5,0/-). 

Zweifellos kommt dieses Ergeb-
nis einer SPD-Abwahl gleich! Und es 
fragt sich, ob es aus Sicht der Linken 
eine so gute Idee ist, sich nur um der 
Macht willen für eine Koalition mit ei-
ner abgewirtschafteten SPD und star-
ken Grünen in Stellung zu bringen. 
Die Wahlgewinnerin CDU schnitt in 
Bremen-Stadt mit teilweise Werten 
deutlich über 40 und 50 Prozent ab, 
im peripheren „Speckgürtel“ (Block-
land, Strom, Seehausen) und Rand-
Stadtteilen des gehobenen Mittel-
stands und der gut Verdienenden wie 
in Schwachhausen, Horn, Borgfeld 
und Oberneuland. Ihr bestes Ergebnis 
erzielte die SPD dennoch im „Prob-
lemstadtteil“ Gröpelingen.im nahen 
Hafenbereich mit 36,7 Prozent (CDU: 
20,5; Linke: 11,5; AfD 10,3  %). 30 Pro-
zent und knapp darüber konnte sie 
nur noch in zwei weiteren Stimmbe-
zirken (Osterholz ganz im Osten mit 
dem sozialen Brennpunkt Tenever 
und Woltmershausen links der We-
ser) verbuchen. Die Grünen kamen 
oft auf gute Ergebnisse dort, wo auch 
die CDU am meisten punktete, zu 
Lasten der SPD. In den drei Bezirken 
Mitte, Neustadt (links der Weser) und 
Östliche Vorstadt (nahe Zentrum) 
wurden die Grünen mit deutlich über 
20 Prozent sogar stärkste Fraktion. In 
den beliebten Wohn-Stadtteilen mit 
grünen Erholungsflächen konzent-
rieren sich vor allem studentische, 
linksalternative und bildungsbürger-

liche Milieus. Auch die Linke schnitt 
hier überdurchschnittlich ab und 
kam auf ihre höchsten Werte (Mitte: 
20,1; Östl. Vorstadt: 23,5; Neustadt: 
19,7). In allen drei Bezirken landete 
die AfD bei unter 4 Prozent. Die FDP 
liegt klar über ihrem Ergebnis nur in 
Blockland, Borgfeld und im noblen 
Oberneuland. Ihren höchsten Wert 
mit 12,6 Prozent erzielte die AfD in 
Blumenthal (Bremen-Nord), wo na-
hebei in Vegesack die Vulkan-Werft 
ansässig war und der kleinbürger-
lich-proletarische und verarmte An-
teil an der Bevölkerung im Vergleich 
hoch ist. 

Strukturwandel und 
wirtschaftlicher Hintergrund 

Der Zwei-Städtestaat an der Un-
terweser ist nicht nur kleinstes Bun-
desland, sondern hat mit einer Quote 
von rund 10 Prozent (Bund: 4,9 %) 
auch deutlich die höchste Arbeitslo-
senzahl aller Bundesländer (34.818; 
Stand: April 2019). Die Zahl der Er-
werbstätigen betrug 2018 436.000, 
davon etwa ein Drittel in Großbe-
trieben. Der Anteil Bremens am nati-
onalen Bruttoinlandsprodukt betrug 
2017 mit 33,7 Milliarden Euro ein 
Prozent. Eine genauere Darstellung 
des strukturellen und arbeitsmarkt-
politischen Wandels der letzten 30 bis 
35 Jahre muss hier aus Platzgründen 
unterbleiben. Doch genau in dieser 
Entwicklung ist der Hauptgrund 
für den erheblichen Rückgang des 
Stammwählerzuspruchs für die SPD 
und das Überholen der CDU zu se-
hen. Deshalb hier nur ein kurzer 
Abriss der wesentlichen Verschie-
bungen. Als erstes wären sowohl die 
Krisen im Werft- und Stahlbereich zu 
nennen. Durch die Schließung der 
beiden großen Werften Bremer Vul-
kan in Bremen-Nord und AG Weser 
im Bremer Westen in den 1980er Jah-
ren wurden jeweils mehrere tausend 
Beschäftigte binnen weniger Jahre 
arbeitslos. Sie fanden bei weitem 
nicht immer Anschlussbeschäfti-
gung, zum Beispiel in der kleineren 
Lürssen-Werft jenseits der Weser im 
niedersächsischen Lemwerder, mit 
den Schwerpunkten Spezialyacht- 
und Rüstungsschiffbau (Fregatten) 
und 1.400 Beschäftigten. Oder auch 
im neu angesiedelten Automobil-
werk von Mercedes Benz im Bremer 
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Osten auf dem ehemaligen Gelände 
von Borgward und Hanomag. Mit 
aktuell etwa 12.500 Beschäftigten 
Bremens größter privater Arbeitge-
ber nach der Stadt (40.000) und den 
Häfen (57.000). Daraus baute sich 
allmählich ein Sockel von Langzeit-
arbeitslosen auf, der aktuell etwa um 
die 15.000 Betroffene (2018) umfasst. 
Hinzu kam die schwere Krise durch 
billige Stahlimporte und asiatische 
Weltkonkurrenz bei den Klöckner 
Stahlwerken und deren Übernahme 
durch den weltgrößten belgischen 
Stahlkonzern Arcelor-Mittal. Die 
Produktionspalette wurde deutlich 
reduziert und Personal eingespart, so 
dass heute noch etwa 3.100 Stahlwer-
ker beschäftigt werden. Die Schiff-
baukumpel nahmen der regierenden 
SPD das Werften-Aus sehr übel, was 
dem prominenten Bürgermeister 
Hans Koschnick das politische Amt 
und der SPD viele Sympathien in 
der Arbeiterschaft und ihren Fami-
lien kostete.

Mit diesen Entwicklungen einher 
ging eine völlige Umstrukturierung 
des Betriebs der beiden Häfen hin 
zum zeit- und personaleinsparen-
den, automatisierten Containerum-
schlag mit großem Güterverteilzen-
trum in Bremen-Stadt. Kaffee-, Tee-, 
Baumwoll- und Tabakumschlag, seit 
jeher traditionelle Säulen des Hafen-
geschäfts, brachen zum Teil völlig 
ein oder verschwanden ganz. Tabak- 
und Baumwollbörse schlossen die 
Pforten. Man schüttete den im alten 
Stil nicht mehr lukrativen Übersee-
hafen zu und errichtete darauf die 
Überseestadt mit komfortablen Woh-
nungen für zahlungskräftige Mieter 
und Käufer. Die Einwohnerstruktur 
veränderte sich erheblich. Die tra-
ditionelle Nähe von Arbeits- und 
Wohnstätten im Hafenareal wurde 
aufgesprengt, alte proletarische Mili-
eus schrumpften merklich zusammen 
oder verschwanden ganz. Gröpelin-
gen (eine Wahl-„Hochburg“ der AfD) 
im Nordwesten ist heute ein verar-
mender „Problemstadtteil“ mit vielen 
türkischen Mitbürgern, Arbeitslosen 
und ausländischen Bewohnern. Jeder 
fünfte Bremer lebt an der Armuts-
grenze. Der Bremer Westen und der 
Arbeiter- und einstige Fischereistand-
ort Bremen-Nord sind nicht mehr die 
Wähler-Bastion der SPD wie ehedem. 
Hier haben CDU und Grüne klar auf-
geholt.

Fusionen und Übernahmen gab es 
auch im Nahrungs- und Genussmit-
telbereich. Die 1981 fusionierten bei-
den Bremer Großbrauereien Haake 
Beck und Beck’s Bier gingen 2002 auf 
im belgischen Brauerei-Weltkonzern 
Anheuser-Busch mit einer gestreck-
ten Belegschaft von heute noch etwa 
1.400 Beschäftigten. Bei der Zusam-
mensetzung der Beschäftigten kam 
es zu tiefgreifenden Verschiebungen 
von Facharbeitern und angelernten 
Arbeitskräften hin zu hochqualifi-
zierten Technischen Angestellten und 
Ingenieuren, die lange nicht mehr die 
gleiche bodenständige Solidar- und 
Gewerkschaftsorientierung mitbrin-
gen. Bremen wurde sozusagen als 
„Ausgleich“ zum Standort einer boo-
menden High-Tech-Industrie mit ex-
pandierendem Technologiepark um 
die Universität herum, Flugzeugbau 
(Airbus Bremen), Raumfahrt-, Rake-
tentechnik und IT-Robotik (Astrium 
Bremen, eine EADS-Tochter) und 
Atlas-Elektronik als Teil von Thysse-
nkrupp Marine Systems. Zusammen 
mit der Universität (direkt und au-
ßeruniversitäre Forschungsbereiche) 
beschäftigen diese Sparten etwa 16 bis 
17.000 Mitarbeitende. Bei der Digita-
lisierung und Ausrüstung von Schu-
len mit Computern rangiert Bremen 
bundesweit dennoch nur auf einem 
der mittleren Plätze. Die Verkehrs-
infrastruktur ist teilweise in einem 
dramatisch schlechten Zustand. Der 
Bremische Wohnungsmarkt ist einer-
seits wie überall in Ballungsräumen 
von Konzentration auf Akkumulati-
on und Teuerungsraten geprägt. An-
dererseits muss man sagen, dass die 
Mieten zum Teil in gut sanierten ge-
nossenschaftlichen Altbauwohnun-
gen noch immer recht erschwinglich 
sind und nicht einem automatisierten 
Wuchertrend unterliegen. Baugrund 
und Wohnraum sind im flächenmä-
ßig begrenzten Bremen, das wegen 
seiner Nähe zum grünen Umland 
auch gerne als „größtes Dorf Deutsch-
lands“ bezeichnet wird, ein großes 
Problem, immer mehr grüne Areale 
und Kleingartengebiete müssen der 
Bauerschließung weichen. Über die 
künftige Verwendung des 36 Hektar 
großen Geländes der Galopprenn-
bahn in der Vahr, wo die Stadt rund 
1.000 neue Wohneinheiten errichten 
will, fand am Sonntag ein Volksent-
scheid statt, der mit knapp 56 Prozent 
dagegen ausging. 

Grüne Partei als 
„Königsmacherin“

Die Frage einer künftigen Koa-
lition scheint inzwischen (6. Juni) 
vorentschieden, nachdem der Grü-
nen-Vorstand und die Mitgliederver-
sammlung sich am 5. und 6. Juni für 
die Aufnahme von Verhandlungen 
mit SPD und Linkspartei ausgespro-
chen haben. Ein Zusammengehen mit 
CDU und Liberalen scheint demnach 
keine Option mehr zu sein. Es hätte 
auch verwundert, da die grüne Basis 
in Bremen sehr linksorientiert ist. Nur 
in einem Dreierbündnis kann die SPD 
weiterregieren. Man favorisierte da-
her von Anfang an Rot-Grün-Rot. Die 
Grünen wurden in ihrer Gründungs-
hochburg zur gewichtigen Zunge an 
der Waage. Orientierung ist dabei 
nach den Worten der grünen Spit-
zenkandidatin Maike Schaefer, mit 
welchem Bündnis sich mehr „grüne 
Inhalte“ umsetzen lassen. Für Rot-
Grün sprachen auch die letzten vier 
Jahre gemeinsamer Regierung. Her-
mann Kuhn, grüner Landesvorsitzen-
der und einer der Verhandlungsfüh-
rer, machte jedoch klar, dass es eine 
Fortsetzung des bisherigen Bündnis-
ses, nur erweitert um einen weiteren 
Partner, nicht geben werde. 

Mögliche Streitpunkte liegen auf 
dem Tisch. So grundsätzlich über die 
Frage der Erhöhung der Staatsausga-
ben und damit Neuverschuldung für 
soziale Projekte zwischen SPD-Grü-
nen und Linken. Die Spitzenkandi-
datin der Linkspartei, Kristina Vogt, 
konstatierte in buten un binnen: „Bre-
men hat gewählt. Wir sind der Meinung, 
dass ein Politikwechsel in Bremen mög-
lich ist“. Nach strammer Schuldenab-
baupolitik über drei Legislaturen 
durch die grüne Finanzsenatorin Ka-
roline Linnert, tickt die Schuldenuhr 
inzwischen rückwärts. Das hat auch 
gerade im Sozial-, Bildungs-, Woh-
nungs- und Infrastrukturbereich zu 
deutlichen Einsparungen und liegen-
gebliebenen, kommunalen Vorhaben 
geführt. Der SPD-Fraktionschef und 
Koalitions-Sondierer Björn Tschöpe 
betonte, man habe in den vergange-
nen 10 Jahren einen harten Spar- und 
Konsolidierungskurs gefahren und es 
versäumt, früher mehr Geld in den 
Bereich Bildung zu investieren. Bür-
germeister Sieling gab im Interview 
zu, dass die Bürger dies zu spüren 
bekommen hätten. Zu möglichen per-



27Arbeiterstimme Nr. 204Sommer 2019

sönlichen Konsequenzen aus der Nie-
derlage wollte er sich jedoch nicht äu-
ßern. 2016 hatte die neue Regierung 
Sieling wegen der Krise der Bremer 
Landesbank einen Misstrauensantrag 
der Opposition überstanden. 

Das „kleine“ rechte Lager

Bisher konnten die Rechten in 
Bremen relativ klein gehalten wer-
den. Die extreme Rechtspartei AfD 
schaffte es im Flüchtlingskrisenjahr 
2015 mit gerade mal 5,5 Prozent in 
die Bürgerschaft. Ihre kleine Parla-
mentsgruppe von vier Abgeordne-
ten zerlegte sich alsbald in internen 
Streitereien selbst, drei von ihnen 
traten aus der Partei aus und bilde-
ten einen eigenen Klüngel, der mit 
Frauke Petrys Parteineugründung 
Die Blaue Partei sympathisierte. In-
zwischen hat sich die AfD in Bremen 
reorganisiert. Die Wahlsonderheit des 
Landes Bremen ermöglicht aber einer 
kleinen oder neuen Partei, mit nur 
einmal übersprungenen 5 Prozent 
und relativ geringem Aufwand in ei-
ner der beiden Städte ins Parlament 
einzuziehen. So gelangte damals auch 
noch die Wählervereinigung Bürger 
in Wut (BIW) mit nur 3,2 Prozent in 
die Bürgerschaft, da sie in Bremer-
haven mit seinen Problemstadtteilen 
(Flüchtlinge, Migranten, Arbeitslose) 
den Sprung über die 5-Prozenthürde 
sicher schafften, aber mit einem ein-
zigen Mandatsträger ebenfalls keine 
vernehmbare Rolle spielten. Der Kan-
didat der Wutbürger, Joachim Timke, 
konnte in Bremerhaven gleichwohl 
mit 6.300 Direktstimmen fast eben-
so viel Zustimmung einfahren wie 
der SPD-Spitzenkandidat und Wirt-
schaftssenator Martin Günthner, der 
6.500 Stimmen erhielt. Man kann bei 
diesmal insgesamt über 16 %.für AfD 
und BIW durchaus von einem Rechts-
ruck in der Seestadt sprechen. Tradi-
tionell votiert das „proletarische“ und 
eher kleinbürgerliche Bremerhaven 
gegen das sozialliberal-bürgerliche 
Bremen immer stärker für Rechts. 
Darin drückt sich ein gewisser Anti-
Eliten-Protest und vielleicht auch 
Sozialneid aus. Die soziale Schere 
zwischen den beiden Städten geht 
deutlich auseinander. 30 Prozent der 
Bremerhavener Bürger sehen sich als 
Verlierer der gesellschaftlichen Ent-
wicklung, in Bremen sind es dagegen 

nur 17 Prozent. Bei der Armutsquo-
te steht Bremerhaven klar schlechter 
da als Bremen-Stadt. Zum relativ be-
scheidenen Gesamtabschneiden sei-
ner Partei unter 7 Prozent kommen-
tierte der AfD-Spitzenkandidat Frank 
Magnitz, man hätte es in Bremen mit 
einem „extrem schwierigen Pflaster“ zu 
tun gehabt. Als einen Grund dafür 
nannte er den Umstand, dass doch 
viele zur AfD wechselbereite CDU-
Wähler, mit deren Überlaufen man 
rechnete, bei der Kopf-an-Kopf-Si-
tuation zwischen SPD und CDU für 
die CDU votierten, um den Wechsel 
herbeizuführen. Man habe zwar mit 
einer „acht“ vorne gerechnet, aber 
immerhin könne seine Partei jetzt mit 
fünf Mandaten einen Fraktionsstatus 
beanspruchen, was parlamentarisch 
mehr Rechte und Einfluss bedeutet. 

SPD zwischen Auf-der-Stelle-
treten und Abschmieren

Bremer SPD-Bürgermeister seit 
1967 – Koschnick, Wedemeier, Scherf, 
Böhrnsen und jetzt Sieling – waren 
meist immer (und sind) moderate, 
gemäßigte Linke, die falls erforder-
lich mit den Liberalen, der CDU oder 
seit 2007 den Grünen koalierten. 
Stets behauptete man aber klar die 
Führungsschaft unter den Parteien 
und das jetzt über 73 Jahre. Das klei-
ne Flaggschiff Bremer SPD unter rot-
weiß gestreifter Speckfahne quasi als 
ewig haltbare „CSU des Nordens“. 
Das jetzige Ergebnis bedeutet dar-
um einen die Genoss*innen beson-
ders schockierenden wie schmer-
zenden Einschnitt. Obwohl auch 
die Christlichen unter Meyer-Heder, 
der die erzkonservative Evangeli-
kale Elisabeth Motschmann ablöste, 
ihr erklärtes hehres Ziel, 30 plus x 
Prozent, verfehlten. Carsten Sieling 
machte für das superschlechte Ab-
schneiden seiner hanseatischen SPD 
vor allem auch das schlechte Bild 
seiner Partei im Bund und in Ber-
lin mit verantwortlich. Einbestellte 
hohe Parteiprominenz bei der SPD-
Abschlusskundgebung am Freitag 
vor der Wahl, von der Parteichefin 
Nahles, über Vizekanzler Scholz, 
SPD-Außenminister Maas, EU-
Spitzenkandidatin, Justizministerin 
Barley, und sogar Juso-Chef Küh-
nert, sollte wohl das rettende „letzte 
Aufgebot“ (junge Welt) mit Berliner 

Rückenwind demonstrieren. Allein 
es half nichts mehr.

Trotz mancher Anstrengungen 
kommt die SPD seit Monaten aus 
ihrem Umfragetief im Bund zwi-
schen 15 und 17 Prozent nicht her-
aus. Die Grünen sind klar an die 2. 
Stelle gerückt. In der GroKo kommt 
die SPD mit ihren sozialen Vorha-
ben (Grundrente, Hartz IV-Reform) 
nicht voran.Deren schleppende Fort-
setzung oder vorzeitiges Ende wird 
zur Schlüssekfrage im kommenden 
„heißen Wahlherbst“. Man reagierte 
bei den Genossen und Genossinnen 
im Willy-Brandt-Haus empfindlich, 
ja geradezu verstört, als vor kurzem 
der Juso-Vorsitzende und vehemente 
Nahles-Kritiker Kevin Kühnert von 
Sozialisierung in der Autoprodukti-
on fabulierte. Alles, bloß das nicht, 
scheint man zu meinen. Johannes 
Kahrs vom SPD-Seeheimer Kreis 
wetterte: „Was für ein Unfug“; Lars 
Klingbeil, SPD-Generalsekretär, be-
schwichtigte: „Er spricht über eine ge-
sellschaftliche Utopie“. Es sei weder sei-
ne noch die Position seiner Partei. Die 
maßregelnden parteinternen Dämp-
fer für Kühnert zeigen, dass die SPD 
im Bund absehbar weder mehrheitlich 
zu einem linken Reformprojekt in der 
Lage noch dazu fähig und gewillt ist. 
Sie steht am Scheidepunkt zwischen 
einem Nein zu einer neuen GroKo 
nach 2021 und dem Problem, eine 
Mehrheit Mitte-links davon zustande 
zu bekommen. Womöglich dann als 
Juniorpartner der immer mehr zur 
neuen „Volkspartei der Mitte“ mutie-
renden bürgerlichen Grünen, was al-
len gehörige Leibschmerzen bereitet. 
Oder als drittes in der Opposition zu 
landen. Die Wähler und Wählerinnen 
scheinen das zu spüren und lassen 
lieber ganz die Finger von einer sol-
chermaßen schwankenden und halb-
herzigen SPD und laufen in Scharen 
zu den Grünen oder Rechten über. 
Doch ist die Allgemeinheit aber auch 
selbst schwankend in ihrem Urteil. 80 
Prozent (SPD-Anhänger 77 Prozent) 
lehnen laut ZDF-Politbarometer vom 
10. Mai zwar eine Kollektivierung 
großer Unternehmen ab, sprechen 
sich aber mit deutlichen Mehrheiten 
für gerechteres bezahlbares Wohnen, 
Entschädigung für manipulierte Die-
selautos und eine Klimaschutzwende 
aus, was ohne Eingriffe in die soziale 
MACHT wirtschaft nicht zu haben ist.

EK/HB, 2. Juni 2019
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Kurzes Resümee der Regie-
rung Kurz/Strache: Wie 
in meinem Arsti-Artikel 

kurz nach der Nationalratswahl vor-
hergesagt, hat die abgesetzte Regie-
rung ein marktradikales Programm 
durchgezogen, sozusagen einen im 
Vergleich zu anderen führenden 
europäischen Ländern nachholen-
den Neoliberalismus verbunden 
mit brutaler Ausländerhetze! Diese 
Regierung hat die rassistische Ideo-
logie salonfähig gemacht! So wurde 
die effiziente Selbstverwaltung der 
Krankenkassen zerschlagen und in 
deren Entscheidungsgremien eine 
Machtverschiebung zugunsten des 
Kapitals durchgesetzt, der 12 Stunden 
Tag, die 60 Stunden Arbeitswoche 
eingeführt, die Kürzung bei der Fa-
milienbeihilfe, die Verschlechterung 
bei der Mindestsicherung zulasten 
der Ärmsten verordnet. Angriffe auf 
die Pressefreiheit und den öffentli-
chen Rundfunk waren an der Tages-
ordnung. Die taz fasst das treffend 
zusammen: „Der neoliberale und der 
autoritäre, rassismusgetriebene Staats-
umbau gehören zusammen“.

Der kühle Maschinist der Macht 
(Kurz) hat in den kurzen zwei Jah-
ren die Volkspartei in eine moderne 
zentralistische Partei verwandelt, 
weg von den tonangebenden Bünden 
(Bauernbund, Wirtschaftsbund etc.) 
und den Ländern, die die eigentlich 
dominierenden Kräfte in der Partei 
waren, hin zu einer straffen Führung. 

Die Volkspartei liegt ihrem Hero zu 
Füßen! Er erfüllt die Sehnsucht nach 
einem jungen eloquenten starken 
Führer, der scheinbar tatkräftig ans 
Werk geht und gleichzeitig ein Kanz-
ler der Herzen ist, wie es in einem 
Flugblatt einer oberösterreichischen 
VP heißt! Kurz und Strache erfüllten 
das Klischee der autoritären Männ-
lichkeitsfiguren!

Kurz bleibt der beliebteste Politi-
ker Österreichs! Ein Stab von instal-
lierten Journalisten, Pressefotografen 
und Meinungsmachern im Kanzler-
amt vermittelte das gewünschte har-
monische Bild einer schlagkräftig ar-
beitenden Regierung. Er sorgte dafür, 
dass nur vorzensurierte Meldungen 
die Medien erreichten (Stichwort: 
Message Control), tatkräftig unter-
stützt dabei vom Boulevardmedien. 
Kritische Journale, wie Falter und 
Standard wurden prinzipiell boykot-
tiert. Kurz präsentierte sich als Pater-
familias und das kommt an.

Der Plan des Kanzlers war es, 
so wie seinerzeit in der ersten Re-
gierungsbeteiligung der FPÖ unter 
Schüssel die deutschnationale, rechts-
extreme Clique in der FPÖ zu neutra-
lisieren. Das Gegenteil ist eingetreten: 
die rechtsextremen, neonazistischen 
Vorfälle in den Reihen der FP häuften 
sich, diese Szene, sowohl auf Landes-, 
wie Ortsebene fühlte starken Auf-
wind. Mit dem Regierungseintritt 
sahen die „Kellernazis“ Oberwasser, 
mit Rückgriffen auf die NS-Ära, die 

„Volksgemeinschaft“ und ge-
gen alles Fremde.

Erst Ende Mai wurden 
Gemeinderäte aus Schärding 
wegen ihm Internet verbrei-
teter nationalsozialistischer 
Bilder verurteilt und ein 
Braunauer Vizebürgermeis-
ter diffamiert dichtend Zu-
wanderer als „Ratten“. Diese 
Liste ließe sich beliebig fort-
setzen. Jedes mal reagierte 
die FPÖ gleich: man sprach 
von Einzelfällen, es folgten 
Rücktritte oder Parteiaus-
schlüsse! Tatsächlich sind die 
Einzelfälle System.

Nach dem Christchurch- Attentat 
in Neuseeland kamen Verbindungen 
des Attentäters zur Identitärenbewe-
gung in Österreich ans Tageslicht. 
Die bürgerlichen Medien entdeckten 
plötzlich die eigentlich schon lang 
bekannten Querverbindung von 
schlagender Burschenschaft, Identi-
tären und FPÖ in Linz. Erst jetzt for-
dert der Schweigekanzler Kurz erste 
Maßnahme von seinem Regierungs-
partner, die nur zögerlich umgesetzt 
wurden! Seine Selbstinszenierung der 
Macht und die Kräfteverlagerung zu 
Gunsten, vor allem des Großkapitals 
durfte nicht gestört werden!

IBIZA und die Folgen

Das bekannte Ibiza-Video änder-
te vieles. Der Schweigekanzler konn-
te nicht mehr anders: er forderte den 
Vizekanzler zum Rücktritt auf, und 
verkündete nach stundenlangen 
ergebnislosen Verhandlungen im 
September Neuwahlen abzuhalten. 
„Genug ist genug“ formulierte der 
Altkanzler und so wurden in kürzes-
ter Zeit aus scheinbar harmonischen 
Regierungspartnern Erzfeinde. Die 
Bedingung zur Fortführung der Re-
gierung, die Ablösung des bei der 
FPÖ-Wählerschaft äußerst belieb-
ten Hardliners, des Innenministers 
Kickl von der FPÖ und dessen Er-
setzung durch einen VP-Mann war 

Österreich:

Kapital-Sebastian gestürzt – Kickls 
Ausreisezentrum für Ibizaurlauber geöffnet
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für die FPÖ inakzeptabel! Unter dem 
Vorwand, die Untersuchungen der 
Affaire Ibiza nicht einem Parteigän-
ger zu überlassen, wollte Kurz das 
strategische Innenministerium zu-
rückhaben. Kritiker aus den eigenen 
Reihen, vor allem Landeshauptleute, 
hatten Kurz bereits bei Regierungs-
antritt gewarnt, den Rechtsextremen 
den gesamten Sicherheitsapparat 
(Polizei, Geheimdienst, Militär etc.) 
zu überlassen.

Als Folge trat die gesamte Regie-
rungsmannschaft der FPÖ zurück. 
Der Scharfmacher Kickl übte sich 
sogleich angriffig gegenüber dem 
einstigen Koalitionspartner. Der Ver-
kehrsminister Hofer (FPÖ) wurde an 
Straches Stelle neuer Parteivorsitzen-
der. Hofer, der sanfte Ausgleichen-
de und Kickl der Scharfmacher, der 
die Wirtshaustischbrüder befriedigt, 
spielen dabei den Good Cop und 
Bad Cop.

Nicht erfreut über die Ibiza Ent-
hüllungen war die Kronenzeitung, 
eine der Förderer des Herrn Stra-
che und Co. Im Video hatte er die 
Übernahme des Blattes und die Eli-
minierung der wenigen kritischen 
Schreiberlinge angedeutet. Das geht 
gar nicht, die Boulevardmedien gin-
gen auf Distanz zu Strache und die 
sonst so primitiv-proletenhaften ras-
sistischen Leserbriefschreiber teilten 
sich in zwei Lager auf. Einerseits 
„jetzt erst recht“, andererseits har-
sche Kritik!

Das Ibiza-Video löste ein Erdbe-
ben in der politischen Landschaft 
aus. Der Linzer SPÖ-Bürgermeister 
Luger, an deren rechten Rand behei-
matet, kündigte den Koalitionspakt 
mit der extrem rechten von schlagen-
den Burschenschaftern dominierten 
FPÖ auf. Im Burgenland kündigte 
der SP-Landeshauptmann Dosko-
zil, ebenfalls in Koalition mit der FP 
Neuwahlen im Frühjahr an, behielt 
die Zusammenarbeit aber bei. In 
Oberösterreich musste in der ÖVP/
FPÖ Landeskoalition der rechtsra-
dikale Landesrat Podgorschek die 
Landesregierung verlassen. Der 
Landeshauptmann blieb allerdings 
weiter auf demselben Kurs. Pod-
gorschek war vor allem durch eine 
Skandalrede bei der AfD in Sachsen 
„bekannt“ geworden. Darin sprach 
er ganz unverblümt von der Macht-
übernahme in der Justiz, forderte für 
Grüne das Schafott etc.

Nach dem Rücktritt der FP-
Ministerriege ersetzt Kurz die vier 
vakanten Ministerposten mit soge-
nannten Experten, denen er aber 
jeweils quasi Aufpasser der eigenen 
Fraktion zur Seite stellt.

Die Konstituierung dieser nur 
kurzen Übergangsregierung erfolgt 
in äußerst autoritärer Weise ohne 
wirkliche Konsultationen mit an-
deren Parteien. Daher ist es nicht 
verwunderlich, dass am Tag nach 
der EU-Wahl ein Mißtrauensantrag, 
eingebracht von der SPÖ und unter-
stützt von FPÖ und Liste Jetzt die ge-
samte Regierung Kurz stürzt! Öster-
reich erhält ein Übergangskabinett. 
Von da an liegt die Entscheidungsge-
walt beim Bundespräsidenten!

Zur Abwahl: Die SPÖ befand 
sich im Dilemma! Einen Tag zuvor 
ein schlechtes Abschneiden bei der 
Wahl zum EU-Parlament. Der Miss-
trauensantrag gegen die Regierung 
kam vor allem auf Druck der vielen 
Funktionäre zustande, die die stän-
digen Angriffe auf die Errungen-
schaften der Arbeiterbewegung satt 
hatten und außerdem bot man damit 
dem Kanzler keine Möglichkeit mehr 
sein Amt für Wahlauftritte zu nützen, 
was der geviefte Taktiker bereits an-
schaulich bewiesen hatte. Anderer-
seits ist Kurz bei vielen ein beliebter 
Kanzler und seine Absetzung kommt 
in Teilen der Bevölkerung nicht gut 
an! Die letzten Umfragen bescheini-
gen infolge den Sozialdemokraten 
verheerende Zustimmungsraten. 

EU-Wahlen

Die Sozialdemokratie erreichte 
ihr schlechtestes Ergebnis bei Wah-
len (23,5 %) in Österreich. Ein auf 
ein soziales Europa ausgerichteter 
Wahlkampf mit einem farblos wir-
kenden Spitzenkandidaten wur-
de von den Ibiza-Vorkommnissen 
überlagert, bei denen die Parteivor-
sitzende hilflos agierte. Der Partei 
fehlt ein Programm und ein Plan zur 
Rückgewinnung ihrer Wähler. Eine 
Option wäre, wie in Dänemark ein 
komplexe Link-rechts Mischung aus 
sozialen und migrationskritischen 
Standpunkten. Doch das würde si-
cher linksliberale Wählerschichten 
abschrecken. Eine wenig überzeu-
gende Vorsitzende Rendi-Wagner 
wird in den eigenen Reihen von der 

männerdominierten Funktionärs-
schicht in Frage gestellt. Der Standard 
titelt treffend: „Männliche Grobheit 
schlägt weibliche Inhalte“. Nach wie 
vor hat die Partei ihre große Veran-
kerung in den Betrieben und bei den 
österreichweit abgehaltenen Arbei-
terkammerwahlen.

Die Grünen erreichten bei der 
EU-Wahl knapp das Ergebnis der 
letzten Wahl(ca. 14 %), legten aber 
gegenüber der Nationalratswahl 
deutlich zu. Damals flogen sie aus 
dem Nationalrat, erreichten nicht 
einmal die 4 % Hürde. Mit spärli-
chem Budget reiste der hemdsär-
melige Kandidat Kogler durch die 
Lande. Als PR-Gag holte er sich 
die Spitzenköchin Sarah Wiener 
an die zweite Stelle der Liste. Die 
Grünen profitierten vom europäi-
schen Trend, den Klimaprotesten, 
der Zerfall der Liste des ehemali-
gen Grünen Aushängeschildes Pilz 
und vor allem der Rückgewinnung 
vieler SPÖ Wähler, die bei der Na-
tionalratswahl damit schwarz/blau 
verhindern wollten.

Die NEOS forderten als ein-
zige die Vereinigten Staaten von 
Europa, also den imperialistischen 
Gegenpol zu USA und Asien und 
eine EU-Armee mit österreichischer 
Beteiligung. Während die anderen 
Parteien die Neutralität scheibchen-
weise versteckt entsorgen, verletz-
ten sie damit bewusst die Verfas-
sung. Sie erreichen ungefähr das 
gleiche Ergebnis wie bei er letzten 
EU- Wahl(ca. 8,4 %). Ihr Leitmotiv: 
Neoliberalismus, ihr Basis: Startups 
und KMUS.

Die FPÖ verliert zwar im Ver-
gleich ca. 2,5 % im Vergleich zur letz-
ten EU-Wahl und ca. 9 % zur letzten 
Nationalratswahl, der große Absturz 
infolge von Ibiza aber bleibt aus! D. h. 
die Freiheitlichen haben jetzt eine re-
lativ starke Stammwählerschaft, nicht 
so wie nach der ersten gescheiterten 
FPÖ-Regierungsbeteiligung als sie 
auf wenige Prozentpunkte abstürz-
ten. Kuriosum: Strache kandidierte 
eigentlich nur symbolisch an letz-
ter Stelle und bekam mit tatkräfti-
ger Unterstützung der Identitären 
44.000 Vorzugstimmen(!!!)! Er wäre 
somit für das EU-Parlament gewählt! 
Strache taktiert, hinter den Kulissen 
laufen hektische Schacher, um ihn 
von der Annahme des Mandats im 
europäischen Parlament abzuhalten! 
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Dieser muss sich bis Anfang Juli ent-
scheiden.

Ein EU-Abgeordneter Strache 
könnte sich negativ bei den vorge-
zogenen Wahlen für die FPÖ aus-
wirken. In vielen anderen Parteien 
würde ein solches Vorgehen einen 
Parteiausschluss und ein Abwenden 
der Spitz enfunktionäre von ihrem 
ehemaligen Chef bedeuten. Nicht so 
in der Ewiggestrigen-Fraktion: aus 
Tirol und dem Burgenland kamen 
sogar Solidaritätsadressen(!!!).

Die KPÖ schaff te es bundesweit 
2400 Unterschriften für die Kandi-
datur aufzubringen! Das war der 
einzige Erfolg. 0,8 % Prozent waren 
ein ent﻿t äuschende Ergebnis mit ei-
ner farblosen Spitz enkandidatin und 
einen Boykot﻿t  praktisch in allen Me-
dien. Eine Sonderstellung innerhalb 
der KPÖ nehmen die auf lokaler Ebe-
ne so starken steirischen Genossen 
ein. Sie ignorieren die EU-Wahl, tre-
ten praktisch für einen Öxit ein und 
propagieren einen Nationalismus. 
Der Anteil in der Steiermark lag im 
österreichweiten Durchschnit﻿t , d. h. 
am Bewusstsein der Menschen hat 
sich durch eine Art Caritaspolitik 
nichts geändert!

Die ÖVP war der große Wahlsie-
ger. Sie erreichte 34,5 % (plus 7,5 %!). 
Kurz konnte das auf seine Fahnen 
schreiben. Als Spitz enkandidat fun-
gierte Othmar Karas, ein Pro-EU-
Politiker ohne wenn und aber und 
langjähriger führender EVP-Mann. 
Er hat﻿t e in diversen Interviews die 
FPÖ scharf angegriffen und war 
ein dezidierter Gegner einer frei-
heitlichen Regierungsbeteiligung. 
Trotz dem nominierte ihn die Par-
tei als Spitz enkandidaten. Dahinter 
stand die taktische Überlegung sei-
ne Anhängerschaft zu integrieren 
(ca. 100.000 Vorzugsstimmen), da 
er sonst höchstwahrscheinlich mit 
einer eigenen Liste angetreten wäre! 
Innerhalb der neugewählten Frakti-
on fetz t es jetz t ordentlich, da die an 
zweiter Stelle gereihte Edtstadler 
(Kurz-Intimus) durch eine partei-
interne Mobilisierung mehr Vor-
zugsstimmen erhielt als Karas. Die 
Regierung Kurz wurde einen Tag 
nach seinem grandiosen Erfolg im 
Parlament abgewählt, was natürlich 
medial sofort zugunsten des neoli-
beralen Schnösels ausgeschlachtet 
wurde! Es gelingt ihm hervorragend 
die Verantwortung für das Scheitern 

der Regierung von sich zu weisen 
und sofort das Gespenst von eine 
rot/blauen Koalition an die Wand 
zu malen!

Laut Verfassung wird in regie-
rungslosen Zeiten der Bundesprä-
sident zum wichtigsten Entschei-
dungsträger. Er ist dafür mit ext-
rem viel Kompetenz ausgestattet. 
In dieser Situation wird die Gefahr 
ersichtlich, die von einem knapp 
unterlegenen FPÖ-Hofer ausge-
gangen wäre. Sein Saga: „Ihr werdet 
Euch noch wundern, was geht, wenn 
ich Präsident bin“ deutet daraufh in. 
Van der Bellen managt die Krise in 
staatsmännischer Manier sachlich 
und kompetent. Er beauftragt eine 
ranghohe Juristin (Bierlein) mit der 
Bildung eines Übergangskabinet﻿t s. 
Sie bildet nach Absprache mit den 
Parteien ein Beamtenkabinet﻿t . Rela-
tiv paritätisch stehen diese der ÖVP 
und SPÖ nahe, einer wird der FPÖ 
zugerechnet. Dieses Kabinet﻿t  fi ndet 
überwiegend Zustimmung in den 
Parlamentsparteien!

Und auch die Umfragewerte deu-
ten auf große Akzeptanz in der Be-
völkerung hin!

Das erste Mal seit Maria Theresia 
hat Österreich damit eine Kanzlerin 
und ein paritätisch mit vier Frauen 
und vier Männern besetz tes Team! 
Die den einzelnen Ministerien quasi 
als Aufpasser vorgesetz ten General-
sekretäre wurden abgesetz t und das 
Kabinet﻿t  verkleinert.

Diese Regierung wird sich haupt-
sächlich aufs Verwalten und Ab-
arbeiten noch nicht vollzogener 
Gesetz e konzentrieren. Einige von 
Kickls Grausamkeiten wurden be-
reits zurückgenommen. Die zyni-
sche Bezeichnung „Ausreisezent-
rum“ für die Erstaufnahmezentren 
für Flüchtlinge wurde rückgängig 
gemacht, ebenso der 1,5 Euro Stun-
denlohn für anerkannte Flüchtlin-
ge und sein Lieblingsprojekt die 
Einführung einer berit﻿t enen Polizei 
gestrichen. Allerdings werden wei-
terhin gut integrierte in Ausbildung 
stehende nicht anerkannte Flücht-
linge rigoros angeschoben, obwohl 
die Wirtschaft händeringend nach 
Lehrlingen sucht.

Und sehr erfreulich: wahrschein-
lich wird das von der SPÖ/ÖVP Vor-
gängerregierung beschlossene aber 
nicht mehr vollzogene Rauchverbot 
in der Gastronomie doch eingeführt. 

Die VP/FP-Regierung ignorierte ein 
Volksbegehren mit knapp 900.000 
Unterschriften und kippte das Ge-
setz wieder! Der freie Rauch war 
Straches Bedingung für den Regie-
rungseintrit﻿t . Viele Abgeordnete der 
ÖVP, darunter einige Ärzte werden 
wohl zum drit﻿t en Mal darüber ab-
stimmen: ja-nein-ja ganz ihrem frei-
en Gewissen folgend!!!

Ausblick: Für die Septemberwahl 
ist folgendes Szenarium zu befürch-
ten: der Umfragekaiser Sebastian 
Kurz wird sich nach neuen Koali-
tionspartnern umschauen müssen. 
Nach den Ibiza-Vorfällen wird es 
wohl nix mehr mit den Blauen und 
eine große Koalition mit Rendi-Wag-
ner scheint auch schwer vorstellbar. 
Seit kurzem zeigt er sich off en für 
das Salzburger Modell: dort regiert 
seit einem Jahr eine schwarz-grün- 
pinke(Neos) Koalition. Er sei ohne-
hin viel mehr „ein urbaner Liberaler“ 
als der Rechtsausleger, den in halb 
Europa manche in ihm sehen wol-
len, sagte Kurz jüngst in Interviews!

Au gust Thalheimer:

Einführung in den 

dialektischen Materialismus

Vorträge für chinesische Studen-
ten der Sun-Yat-Sen-Universität 
in Moskau 1927, mit den Vor-
worten zur deutschen Ausgabe, 
Wien-Berlin 1928, und zur ame-
rikanischen, New York 1936. 
 
Nachdruck 190 Seiten, Klebe-
bindung. 5,– .

An zei ge
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ersten Reichskongress der Arbeiter- 
und Soldatenräte Mitte Dezember. 
Mit dem Ausgang des Machtkampfs 
wurde nicht nur die sozialistische 
Umwälzung von Wirtschaft und 
Gesellschaft verhindert, sondern 
es konnte andererseits auch keine 
dauerhafte bürgerliche Demokratie 
gebildet werden. Im Folgenden un-
tersuchen wir die Voraussetzungen, 
Bedingungen und den Verlauf der re-
volutionären und konterrevolutionä-
ren Ereignisse, die Kräfteverhältnisse 
der beteiligten Lager und die Konse-
quenzen für das bürgerliche Demo-
kratieverständnis in Deutschland.

Zur allgemeinen Lage in 
Deutschland 1918

In den letzten beiden Jahrzehn-
ten vor dem Ersten Weltkrieg war 
Deutschland eine der großen Indus-
trienationen Europas. Seine Entwick-
lung nach der Reichsgründung 1871 

Die Novemberrevolution 
hatte einen Doppelcha-
rakter: Die Revolution der 

Arbeiterklasse fegte die Monarchie 
hinweg, aber die Konterrevolution 
sammelte sich unverzüglich, mitge-
tragen vom rechten Flügel des deut-
schen Reformismus. Der Ursprung 
der Spaltung der Arbeiterbewegung 
liegt weit zurück in den Jahrzehnten 
vor dem Ersten Weltkrieg. Zu den Er-
gebnissen der Novemberrevolution 
gehört die Entstehung der kommu-
nistischen Bewegung in Deutschland. 
Aber sie wurde geschlagen, weil sie 
noch nicht die Zeit und die Umstände 
hatte, sich zu einer wirksamen und 
anerkannten Kraft zu entwickeln. 
Einschneidende Fortschritte gegen-
über dem wilhelminischen Kaiser-
staat wurden erreicht, wie etwa die 
republikanische Staatsform, das 
Frauenwahlrecht, der Achtstunden-
tag, die Anerkennung der Gewerk-
schaften. Die Entscheidung für den 
bürgerlichen Staat fiel aber früh: im 

war stürmisch verlaufen: 1862 lagen 
die Staaten des späteren Deutschen 
Reiches mit 4,9 Prozent der Weltin-
dustrieproduktion an fünfter Stelle 
(Großbritannien an erster); 1913, in 
einem halben Jahrhundert, hatte sich 
der Produktionsausstoß der deut-
schen Industrie vervierfacht, Groß-
britannien damit überholt und stand 
(nunmehr hinter den USA) auf Platz 
2. Während zwischen 1886 und 1910 
der britische Stahlausstoß um 154 
Prozent gestiegen war, hatte sich der 
deutsche im gleichen Zeitraum um 
1335 Prozent erhöht. Ähnliche Zah-
len finden sich in anderen Industrie-
bereichen wie Chemie- und Elektro-
industrie und im Außenhandel. Das 
Deutsche Reich war eine zentrale 
europäische Großmacht, gegründet 
auf diese Wirtschaftsstärke, eine gro-
ße Armee und eine vergleichsweise 
militarisierte Gesellschaft. Weltpoli-
tisch sah es jedoch anders aus. Für 
eine wirkliche Weltmachtrolle fehlte 
es an großen, einträglichen Kolonien 

Die Novemberrevolution 1918 in Deutschland:

Eine Revolution der Arbeiterklasse, die 
in der bürgerlichen Konterrevolution 
endete
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und einem weltweit vernetzten Stütz-
punktsystem. Die Reichsgründung 
war im Vergleich zu älteren west-
europäischen Nationalstaaten spät 
erfolgt, der deutsche Imperialismus 
ein aggressiver Unruhefaktor in der 
Weltpolitik. Auf die internationale 
Konfliktlage, die zum Ersten Welt-
krieg führte, können wir hier nur 
verweisen (weitere Ausführungen 
vgl. Arbeiterpolitik 4/2014, S. 19 – 22).

Der wirtschaftlichen Macht der 
deutschen Bourgeoisie entsprach 
jedoch nicht ihre gesellschaftliche: 
„Nach der Reichsgründung nahm sie 
einen enormen wirtschaftlichen Auf-
schwung und bestimmte damit wesent-
lich und zunehmend die weitere Ent-
wicklung Deutschlands (Arpo 4/2014, 
S. 20).“ Im politischen Überbau aber 
war der preußische Adel weiterhin 
die bestimmende und gesellschaftlich 
tonangebende Macht. Es handelte 
sich hier um ein Erbe der geschei-
terten bürgerlichen Revolution von 
1848. Damals hatte die Bourgeoisie 
aus Furcht vor den ersten Regungen 
einer Arbeiterbewegung (1844 We-
beraufstand in Schlesien, 1848 Berli-
ner Märzunruhen und Juniaufstand 
des Proletariats in Paris) ihre eigene 
Existenz als gefährdet gesehen und 
sich schnell mit der feudalen Reak-
tion geeinigt. Nur deshalb war das 
Junkertum die regierende Macht 
in Preußen/Deutschland geblieben, 
obwohl seine materielle Basis – die 
spätfeudale Gutsherrschaft – durch 
den Kapitalismus des 19. Jahrhun-
derts weitgehend zerstört worden 
war. Diesen Kurs behielten die nach 
der gewaltsamen Bismarck‘schen 
Reichsgründung in ihrem gemeinsa-
men Interesse, aber auch mit internen 
Widersprüchen herrschenden Klas-
sen bei. Zur Niederhaltung der Arbei-
terbewegung dienten Strukturen und 
Maßnahmen wie das Dreiklassen-
wahlrecht in Preußen, die polizeiliche 
und militärische Unterdrückung von 
Streiks und zeitweise das Sozialisten-
gesetz. Ein wirklich demokratisches 
Wahlrecht, das also allen Personen 
gleiches Stimmgewicht garantierte 
und die Frauen einschloss, gab es da-
mals nirgends in Europa. Insgesamt 
war aber ein Gefälle festzustellen von 
den weiter entwickelten bürgerli-
chen Demokratien des Westens über 
die konstitutionellen Monarchien in 
Mitteleuropa bis zum autokratischen 
Zarenregime im Osten.

Zu Entwicklungsstand und Lage 
der Arbeiterklasse

Um den Entwicklungsstand und 
die Lage der Arbeiterklasse in der ge-
botenen Kürze wenigstens umreißen 
zu können, bringen wir im folgenden 
zwei Zitate aus der Illustrierten Ge-
schichte der deutschen Revolution (Au-
torenkollektiv, Original Berlin 1929, 
Reprint Frankfurt 1970, S. 56 – 58):

„Nach dem Fall des Ausnahmegeset-
zes 1890 setzt dann ein starker Aufstieg 
ein, der mit Schwankungen bis zum Welt-
krieg anhält. Das ist die Zeit der mäch-
tigen Entwicklung der Gewerkschaften, 
der etwa bis zum Jahre 1906 immer mehr 
anschwellenden Streikbewegungen, der 
immer günstigeren und nur kurz un-
terbrochenen Hochkonjunkturen. Die 
Zahlen über die (tendenziell steigenden, 
Anm. d. Red.) Löhne ergeben aber ein fal-
sches Bild, wenn man sie als Grundlage 
für die Gestaltung der Lebenshaltung der 
Arbeiterklasse nehmen wollte. Hier sind 
die notwendigen Ausgaben der Arbeiter-
familie, namentlich die Lebensmittelprei-
se, in den jeweiligen Epochen zu berück-
sichtigen, und da zeigt sich, wie weit die 
Arbeiterklasse hinter der Entwicklung 
des Reichtums zurückgeblieben ist, wie 
diese Reichtumsentwicklung sich auf 
Kosten der Arbeiterklasse vollzogen hat. 
Bis in die neunziger Jahre hinein haben 
wir ein fast ununterbrochenes Sinken 
der Weltmarktpreise für Getreide, Fleisch 
usw., hervorgerufen durch die amerika-
nische und russische Konkurrenz. Dann 
aber folgt mit der Industrialisierung ein 
noch rascheres Steigen aller Lebensmit-
telpreise, das seit 1906 durch den Zollta-
rif in Deutschland noch gefördert wird. 
Dazu kommt mit der Erweiterung der 
Großstädte ein ebenso unaufhaltsames 
Steigen der Wohnungsmieten, ferner 
das Anwachsen der Steuern und vieles 
andere, das den Arbeiterhaushalt stär-
ker belastet.“

Über die Entwicklung von Un-
terschieden und Widersprüchen in-
nerhalb der Klasse heißt es: „Noch 
am Anfang der neunziger Jahre sind die 
Unterschiede in der Arbeiterschaft in Be-
zug auf Lohn und Lebenshaltung gering-
fügig, es ist eine einheitliche graue Masse. 
Mit der Entwicklung der Großindustrie 
wachsen die Unterschiede einmal, weil 
die verschiedenen Berufe mit der kompli-
zierteren Technik eine ganz verschiedene 
Vorbildung verlangen, zweitens, weil die 
Unternehmer in ihren Betrieben eine im-
mer weiter verfeinerte Organisation mit 

hierarchischer Gliederung der Arbeiter-
masse durchführen müssen und die Zahl 
der Angestellten in immer schnellerem 
Tempo wächst. So bildet sich aus den 
Angehörigen bestimmter bevorzugter Be-
rufe, aus Kolonnenführern, Vorarbeitern, 
Meistern, kaufmännischen und techni-
schen Angestellten eine Arbeiteraristo-
kratie heraus, deren Lebenshaltung weit 
über dem Durchschnitt der Arbeitermas-
se steht, die auch ihrer sozialen Funktion 
nach den Massen übergeordnet ist, eine 
relativ gesicherte Existenz und andere 
Interessen hat als das Massenheer der 
Proletarier. Diese Arbeiteraristokratie 
wird ein konservatives Element. Und sie 
bildet gerade das geistig beweglichste, 
einflussreichste Element in der Arbeiter-
klasse. Sie bestimmt in hohem Maße das 
gesamte Denken der Masse und bildet 
auch in den Arbeiterorganisationen eine 
führende Schicht. Zwischen der Klas-
senlage des Proletariats und ihrem ge-
sellschaftlichen Denken und politischen 
Handeln entwickelte sich so in der Zeit 
vor dem Weltkriege ein immer größerer 
Widerspruch.“

Insgesamt ging es der Masse der 
Arbeiterklasse besser, aber der zuletzt 
beschriebenen Schicht besonders. Es 
ist mit Sicherheit eine falsche Glei-
chung, die sogenannten Arbeiteraris-
tokraten schlichtweg mit den Sozial-
demokraten ineinszusetzen. Aus den 
Reihen der besser bezahlten, qualifi-
zierten und betrieblich schwer ersetz-
baren Fachkräfte entwickelten sich 
schließlich auch viele KommunistIn-
nen. Aber im Großen und Ganzen 
lässt sich ein Trend beobachten, dass 
die ArbeiterInnen und Angestellten 
nicht mehr nur ihre Ketten zu ver-
lieren hatten. Andererseits aber war 
die Gesellschaft des Kaiserreiches 
noch nicht mit der bürgerlichen von 
heute gleichzusetzen. Die Arbeiter-
klasse war in vielem noch diskrimi-
niert und stand quasi außerhalb der 
„guten“ Gesellschaft. Dies zeigte sich 
im Wahlrecht, in der Koalitionsfrei-
heit und dem Streikrecht (bei Streiks 
rückten vielfach Polizei und Militär 
an), im öffentlichen Bildungssystem, 
in der Infrastruktur etc.

Dies alles zusammengenommen 
ist die materielle Grundlage bei der 
Entstehung der drei Strömungen in 
der Arbeiterbewegung des wilhel-
minischen Deutschlands, die wir als 
Mittelgruppe „Marxistisches Zentrum“ 
mit Karl Kautsky als „Cheftheoreti-
ker“, als rechte „Revisionisten/ Refor-
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misten“ mit Georg von Vollmar und 
Eduard Bernstein als Hauptvertreter 
und als fast verschwindend kleine 
radikale Linke mit Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht als Führungs-
persönlichkeiten zu unterteilen ge-
wöhnt sind. Wie sich diese erste Dif-
ferenzierung der alten Partei in der 
Julikrise zum Ersten Weltkrieg und 
der Zustimmung zu den Kriegskre-
diten auswirkte, haben wir ausführ-
lich in Arpo 4/2014, S. 22 beschrieben. 
Die dann auch formale Spaltung der 
SPD in Mehrheit (SPD), Unabhängi-
ge (USPD) und die zunächst in der 
USPD wirkenden, ab Jahreswende 
1918/19 in der KPD organisierten 
Spartakisten, Bremer Linksradikalen 
u. a. zog neue Linien, die sich in den 
ersten Jahren der Weimarer Republik 
noch mehrmals verschoben.

Voraussetzungen der Revolution

Der Ausgangspunkt für die Re-
volution war natürlich die Kriegs-
niederlage des kaiserlichen Regimes. 
Schon in den Kriegsjahren zuvor 
führten die rapide Verschlechterung 
der Versorgungslage und die unge-
heuren Verluste an Menschenleben 
zu großen Streiks wie dem gegen 
die Inhaftierung Liebknechts 1916, 
dem der Munitionsarbeiter im März/

April 1917 und dem Generalstreik 
im Januar 1918. Um solchen „Un-
ruhen“ vorzubeugen und das Pro-
letariat an der „Heimatfront“ unter 
Kontrolle zu halten, war das „Hilfs-
dienstgesetz“ (1916) beschlossen 
worden, mit dem die Arbeitskraft 
unter strengen Regulationszwang 
genommen wurde und für das die 
Gewerkschaften mit ihrer Zustim-
mung die Mithaftung übernahmen. 
Führende Sozialdemokraten wie 
Ebert und Scheidemann waren zur 
Stelle, um den Streiks die Spitze ab-
zubiegen. In der Streikentwicklung 
1917/18 war aber schon die Fern-
wirkung der russischen Revolution 
spürbar; die Streikenden bildeten 
Arbeiterräte und erhoben politische 
Forderungen. Umso nachhaltiger 
war dann die Explosion, als die mi-
litärische Niederlage nicht mehr 
zu verheimlichen war. Die Oberste 
Heeresleitung (OHL) riet zum Waf-
fenstillstand, zur Abdankung des 
Kaisers und zur Einrichtung eines 
parlamentarischen Regimes, in dem 
dann die führenden Sozialdemokra-
ten beteiligt waren. Denen schoben 
die Generäle die Verantwortung zu 
und schlossen mit ihnen ein Bünd-
nis (den Ebert-Gröner-Pakt, benannt 
nach dem Vorsitzenden der SPD und 
dem stellvertretenden Vorsitzenden 
der Obersten Heeresleitung, General 

Gröner), die erste Stufe der Konter-
revolution.

Wäre es nach Ebert gegangen, hät-
te sich außer der Auswechslung der 
diskreditierten Person an der Spitze, 
Wilhelm II., und einigen sozialen und 
politischen Reformen nichts ändern 
sollen. Die Ausgangsposition war 
nun die, dass die rechten Sozialde-
mokraten (SPD) mit den Unabhängi-
gen (USPD) eine Koalitionsregierung 
(Rat der Volkbeauftragten) bildeten, 
die nur diese beiden Arbeiterparteien 
umfasste. Sie erweckte nach außen 
den Anschein, dass die Arbeiterklas-
se nun die Macht habe, der Frieden 
mit den Alliierten erträglich gestaltet 
werden könne und die Sozialisierung 
„marschiere“. Doch dahinter stand 
für die Ebert-Scheidemann-Noske 
(Noske, SPD, war Volksbeauftragter 
für Heer und Marine) ihr eigenes po-
litisches Kalkül. Die Linksradikalen 
wurden ausgeschlossen, nur zögernd 
aus den Gefängnissen entlassen und 
im weiteren Verlauf blutig bekämpft. 
Wie zerrissen die Arbeiterbewegung 
wirklich war, kam darin zum Aus-
druck, dass am 9. November die 
Republik ausgerufen wurde, aber 
nahezu gleichzeitig die bürgerliche 
(Scheidemann) und die sozialistische 
(Liebknecht). Die Revolution trug 
von Beginn an ihr Gegenteil – die 
Konterrevolution – in sich.

Wohnverhältnisse in Berliner Mietskasernen um 1905
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Zum Verlauf der Revolution

Wir haben hier nicht den Raum, 
die Revolutionsereignisse nachzu-
zeichnen, können nur die wichtigsten 
Phasen benennen. Es begann mit dem 
Aufstand der Matrosen auf Kriegs-
schiff en der kaiserlichen Marine, die 
in einer großen, widerlichen Pose des 
preußischen Militarismus in einer 
letz ten sinnlosen Schlacht geopfert 
werden sollten. Sie ließen sich das 
nicht gefallen, rissen die Feuer un-
ter den Kesseln weg, meuterten und 
übernahmen die Kontrolle in den 
zentralen Kriegshäfen. Sie schickten 
Delegierte ins Reichsgebiet, die den 
Funken der Revolution weitertrugen. 
Überall wurden Arbeiter- und Sol-
datenräte gebildete. Kronen rollten 
dutz endweise in den Staub, zuerst die 
von Bayern, Braunschweig und Würt-
temberg, dann die des Deutschen Kai-
sers und Königs von Preußen selbst 
und alle anderen.

Mit dem Übergang der letzten 
kaiserlichen Regierung auf Ebert-
Scheidemann etablierte sich eine 
Doppelherrschaft im Verhältnis zu 
den Arbeiter- und Soldatenräten, die 
sich eine Zeitlang hielt, aber recht 
früh schon in die parlamentarische 
Schiene der Nationalversammlung 
einschwenkte, ohne dass – wie in 
Russland – eine entschlossene und 
allgemein anerkannte revolutionäre 
Führung der Arbeiterklasse sich he-
rausbilden konnte. Von Beginn an – 
so muss man im Rückblick erkennen 
– erwies sich das Bündnis SPD-OHL 
als zu stark und festgefügt. Es stütz te 
sich auf „treu“ gebliebene Truppen-
teile, die staatliche Verwaltung und 
nicht zuletz t auf die organisatorische 
Schwäche der Revolutionäre. Zwar 
waren die ins Reichsgebiet zurück-
kehrenden Feldtruppen in großem 
Ausmaß zur Unterdrückung der Re-
volution nicht geeignet, wendeten 
vielmehr ihre Waff en gegen die bis-
herige Obrigkeit. Doch es wurden 
fi eberhaft neue Verbände aufgestellt: 
von kaiserlichen Offi  zieren geführte 
Freikorps, bürgerliche Einwohner-
wehren und Einheiten sozialdemo-
kratisch gesinnter Arbeiter wie die 
Republikanische Soldatenwehr, die 
Volksmarinedivision und das Regi-
ment Reichstag, deren Zuverlässig-
keit im Sinne des Rates der Volksbe-
auftragten jedoch nicht außer Frage 
stand und die deshalb mehr und 
mehr den Freikorpstruppen weichen 
mussten.

Am 15. November wurde das 
Stinnes-Legien-Abkommen (Stin-
nes Großindustrie, Legien Gewerk-
schaftsführer) zur Kooperation zwi-
schen Industrie und Gewerkschaften 
geschlossen, das die Linie des Hilfs-
dienstgesetzes an die veränderten 
Umstände anpasste. Es regelte die 
Anerkennung der Gewerkschaften 
als Tarifpartner, die Einrichtung von 
Arbeiterausschüssen in den Betrieben 
(Vorläufer der späteren Betriebsräte), 
die Einführung des Achtstundenta-
ges und die Organe der Arbeitsge-
meinschaft (Zentralvorstand, Zen-
tralausschuss, Fachgruppen). Das 
Agreement war klar: „Die Großindu-
striellen waren in schwerster Sorge vor 
einer kommenden Sozialisierung. … Sie 
waren zu allem bereit, wenn sie nur ihr 
Eigentum behielten.“ (Arthur Rosen-
berg, Geschichte der Weimarer Republik, 
Frankfurt 1961, S. 8) Für die Gewerk-

schaften war es ein Vertragswerk von 
grundsätz licher Bedeutung für den 
Wandel im Verhältnis zwischen Ka-
pital und Arbeit und Ausdruck ihrer 
ordnungspolitischen Anerkennung. 
Damit war es für sie die erste Pha-
se auf dem reformistischen Weg zur 
friedlichen „Sozialisierung“.

Mit﻿t e Dezember wurde ein Reichs-
kongress der Arbeiter- und Soldaten-
räte einberufen, der über die weitere 
Richtung der Revolution beschließen 
sollte (auch dieser Vorgang hat﻿t e sein 
analoges Vorbild in den Abläufen der 
russischen Revolution, in deren zen-
tralen Versammlungen der Sowjets 
des ganzen Landes). Bis dahin hat﻿t e 
der Vollzugsrat der Berliner Arbei-
terräte eine Kontrolle der Regierung 
auszuüben versucht. Die Arbeiterräte 
im Reichsgebiet waren politisch sehr 
unterschiedlich aufgestellt, beson-
ders in ländlichen Gebieten oft alles 
andere als revolutionär eingestellt. 
Neben Sozialdemokraten, Unabhän-
gigen und dem einen oder anderen 
Linksradikalen konnten sich auch 
Bürgerlich-Liberale oder Klerikale 
in diesen Gremien befi nden. Die Zu-
sammensetz ung des Reichskongres-
ses wies 291 von der SPD, 90 von der 
USPD (darunter – vor der Gründung 
der KPD – 11 Spartakisten) aus, dazu 
kamen einige Demokraten, Syndika-
listen und Parteilose. Trotz  dieser si-
cheren Mehrheit versuchte Ebert, das 
Militär zu veranlassen, den Kongress 
auseinanderzujagen, weil ihm die 
ganze Richtung nicht passte.

Charakteristisch ist das Urteil des 
führenden Kopfes der Revolutionä-
ren Obleute, Richard Müller: „Dieser 
Zentralkongress war das erste revoluti-
onäre Tribunal Deutschlands, aber von 
revolutionärer Luft war da nichts zu mer-
ken. Ich habe vorher meine Erwartungen 
nicht allzu hoch gestellt, aber dass dieser 
Kongress zu einem politischen Selbst-
mörderklub werden würde, das habe ich 
nicht geglaubt.“ (Ralf Hoff rogge, Richard 
Müller – Der Mann hinter der Novem-
berrevolution, Berlin 2008, S. 94; die 
Revolutionären Obleute hat﻿t en ihre 
zentrale Basis in den Berliner Metall-
betrieben und gehörten großenteils 
der USPD an.) Zur Debatte stand 
(ähnlich wie in Russland, aber mit 
entgegengesetz tem Ergebnis), ob die 
gesellschaftliche, wirtschaftliche und 
politische Ordnung in Deutschland 
eine sozialistische sein solle. Dazu ge-
hörte nach dem Verständnis der Spar-
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takisten, der Revolutionären Obleute 
und einer Minderheit in der USPD 
unmittelbar ein Rätesystem, dessen 
Delegierte nicht Mitglieder einer ab-
gehobenen Politikerkaste, sondern 
direkte zeitweilige Beauftragte ihrer 
Wählerschaft sein sollten. In dieser 
Frage gab es eine deutliche Nieder-
lage von 98 zu 344 Stimmen. Das 
wiederholte sich in der Abstimmung 
über eine Nationalversammlung, die 
über die Verfassung zu befinden hät-
te. Das Ergebnis war letztlich eine Be-
stätigung der Position des Rates der 
Volksbeauftragten in den zentralen 
Fragen. Die USPD trat nun aus der 
Regierung aus, so dass die Rechts-
sozialdemokraten unter sich waren. 
Wenn die Mehrheit des Kongresses 
zugestand, dass auch die Räte in die 
kommende Verfassung einzubauen 
wären, war das ein unsicherer und 
nichtssagender Wechsel auf die Zu-
kunft.

Die Gründung der KPD

Zum Jahreswechsel zog der Spar-
takusbund die Konsequenz, endlich 
die eigenständige KPD zu gründen. 
Der Gründungsparteitag zeigte aber 
auch hier die wahren Machtver-
hältnisse auf. Es waren (nach unter-

schiedlichen Angaben) 83 bis 127 De-
legierte aus rund 50 Orten anwesend. 
Es dürfte also damals nicht mehr als 
ein paar tausend Kommunisten gege-
ben haben – sicher viel im Vergleich 
zu heute, aber wenig im Verhältnis zu 
den Anforderungen der Revolution 
(die Bolschewiki hatten im Oktober 
1917 300.000 bis 400.000 Mitglieder). 
Darin eingeschlossen waren auch 
linkssektiererische Tendenzen, die 
sich z. B. im Gründungsparteitag mit 
der Ablehnung der Beteiligung an 
den Wahlen zur Nationalversamm-
lung durchsetzten. Die Partei bot, 
trotz solcher Persönlichkeiten wie 
Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht 
und vieler anderer, in der Gesamtheit 
noch ein Bild der organisatorischen, 
zahlenmäßigen und politischen Un-
reife.

Die Januarkämpfe

Den Beschlüssen über die Macht-
frage folgten die Kämpfe zu deren 
endgültiger Klärung. Als erstes wur-
de noch im Dezember die Volksma-
rinedivision ausgeschaltet (Anlass 
waren Soldfragen). Am 4. Januar 
setzte der Rat der Volksbeauftrag-
ten den Berliner Polizeipräsidenten 
Eichhorn (USPD) ab. Er widersetzte 

sich. Eichhorn hatte sich für die Re-
gierung als unzuverlässig erwiesen, 
sich geweigert, auf revolutionäre 
Arbeiter schießen zu lassen, diesen 
sogar geholfen. Folgerichtig emp-
fand das Berliner Proletariat seine 
Absetzung als konterrevolutionären 
Akt. Hunderttausende demonstrier-
ten am 5. Januar. Daraus entwickelten 
sich die Januarkämpfe. Sie werden in 
der bürgerlichen Publizistik griffig, 
aber falsch als „Spartakusaufstand“ 
bezeichnet. Tatsächlich waren es die 
Provokationen der Herrschenden, die 
zu Aktionen im Reich führten.

Die KPD ging vielmehr zunächst 
davon aus, dass die Chance einer re-
volutionären Machteroberung nicht 
gegeben sei. Eine revolutionäre Ar-
beiterregierung werde sich keine 
zwei Wochen halten können. In ei-
nem Treffen am Abend des 5. Januar 
wurde zu einer Demonstration in Ber-
lin aufgerufen. Es handelte sich um 
einen Kreis, in dem von 90 Leuten ins-
gesamt allein 70 aus den Reihen der 
Obleute kamen, „die politisch zu 4/5 auf 
dem linken Flügel der USPD und zu 1/5 
bei der KPD standen“ (Richard Müller, 
Eine Geschichte der Novemberrevolution, 
hrsg. von Gester, Hoffrogge, Knirsch, 
Berlin 2011, S. 546). Der Rest verteilte 
sich auf Personen aus den Zentralen 
von USPD (darunter Ledebour) und 

Bewaffnete Matrosen patroulieren auf der Friedrichstraße in Berlin
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KPD (darunter Liebknecht). Die Ob-
leute drängten jetzt zur Offensive. 
Der Erfolg der Demonstration vom 
5. Januar, die Besetzung des Vorwärts 
(Zeitung der SPD) und Nachrichten 
über die Solidarisierung von Militär-
einheiten veranlassten die Versamm-
lung, einen Revolutionsausschuss 
(Ledebour, Liebknecht, Scholze) zu 
wählen und den Rat der Volksbe-
auftragten für abgesetzt zu erklären.

Was dann geschah, beschrieb die 
Rote Fahne in einem Artikel ein Jahr 
später so: „Was am Montag (6. Januar 
1919) in Berlin sich zeigte, war vielleicht 
die größte Massentat, die die Geschichte 
je gesehen hat. Wir glauben nicht, dass 
in Russland Massendemonstrationen 
dieses Umfanges stattgefunden haben. 
Vom Roland zur Viktoria standen die 
Proletarier Kopf an Kopf. Bis weit hinein 
in den Tiergarten standen sie. Sie hatten 
ihre Waffen mitgebracht, sie ließen ihre 
roten Banner wehen. Sie waren bereit, 
alles zu tun, alles zu geben, das Leben 
selbst. Eine Armee von 200.000 Mann. 
…Und da geschah das Unerhörte. Die 
Massen standen von früh um 9 Uhr in 
Kälte und Nebel. Und irgendwo saßen 
die Führer und berieten. Der Nebel stieg, 
und die Massen standen weiter. Aber die 
Führer berieten. Der Mittag kam ... Und 

die Führer berieten. Die Massen fieberten 
... (D)ie Führer berieten ... (Es kam) die 
Dämmerung. Traurig gingen die Massen 
nach Hause: Sie hatten Großes gewollt 
und nichts getan. Denn die Führer berie-
ten. Im Marstall hatten sie beraten, dann 
gingen sie weiter ins Polizeipräsidium 
und berieten weiter. (...) Sie berieten, 
berieten, berieten.“ (Georg Ledebour, die 
Revolution und die Anderen, Rote Fahne 
14.1.1920; Annelies Laschitza meint, 
dass der Autor dieses Artikels Paul 
Levi sei: Laschitza, Die Liebknechts, 
Berlin 2009, S. 427)

Eine scharfe Kritik hatte auch Rosa 
Luxemburg formuliert, die sich vor 
allem gegen die Untätigkeit der Füh-
rungen der Revolutionären Obleute 
und der USPD wandte. Sie drängte 
zu raschem Handeln und dringlichen 
Maßnahmen wie: „Die Gegenrevolu-
tion entwaffnen, die Massen bewaffnen, 
alle Machtpositionen besetzen. Rasch 
handeln! Die Revolution verpflichtet!“ 
(Illustrierte Geschichte, S. 284).

Es war jedoch nur teilweise die 
Unfähigkeit der Führer zu entschlos-
senem Handeln, sondern vielmehr 
wohl die vorangegangene Fehlein-
schätzung der Kräfteverhältnisse, 
die jetzt die Entscheidungen lähmte. 
Die Entlassung des Berliner Polizei-

präsidenten wurde ebenso wie die 
Besetzung des Vorwärts im übrigen 
Reichsgebiet eher als lokaler Kon-
flikt gewertet. Zwar gab es im gan-
zen Reichsgebiet Solidaritätsaktionen 
und Besetzungen von Zeitungsverla-
gen. Doch reichten diese begrenzten 
Aktionen nicht für einen revolutio-
nären Sturz der Regierung. Die SPD 
hatte in Berlin zu einer „Demonstra-
tion gegen Spartakus“ aufgerufen, 
und auch die wurde eine Massenver-
anstaltung.

Die Offensive der Regierungs-
truppen begann am 8. Januar. Berli-
ner Bahnhöfe, die Reichsdruckerei, 
der Vorwärts wurden erobert. Die 
Konterrevolution wütete entsetzlich. 
Wie schon in der Pariser Kommune, 
deren Vertretern allerhand Grausam-
keiten angedichtet wurden, um die 
Bevölkerung gegen sie aufzuhetzen, 
verhielt es sich in der Realität genau 
umgekehrt: „Die weiße Bestie war losge-
lassen, ungehemmt und ungezügelt tobte 
sie sich aus. Der Mord war freigegeben. 
Die Bourgeoisie hetzte zu ihm auf, und 
die Soldateska übte ihn aus tierischer 
Blutgier. Unschuldige, am Kampf Un-
beteiligte fielen dem Rasen zum Opfer. 
Sanitäter wurden bei ihrem Hilfswerk 
mit Kolben niedergeschlagen und er-

Das Demokratieverständnis in 
Deutschland ist in weiten Teilen der 
Bevölkerung nicht von der Emanzi-
pation des Menschen von obrigkeits-
staatlichen Zwängen und der Beteili-
gung an der Gestaltung gesellschaft-
lichen Lebens geprägt, sondern von 
der Einhaltung vorgegebener Regeln, 
der Aufforderung an alle (auch die 
Zugewanderten), dies ebenso zu tun, 
und der Einforderung von Interes-
senvertretung und fairer Behandlung 
durch „die Politik“. Im Folgenden 
stellen wir in Stichworten dar, worin 
wir die geschichtlichen Wurzeln die-
ser Grundhaltung sehen.
• Die erste – frühbürgerliche – Re-

volution in Deutschland entwi-
ckelte sich im Zusammenhang mit 
kirchlicher Reformation und Bau-
ernaufständen im 16. Jahrhundert. 
Die Höhepunkte waren der große 
Bauernkrieg 1525 und die Gemein-
schaft der Täufer in Münster in den 
1530er Jahren. Sie wurden von der 

Wie kam die bürgerliche Demokratie nach Deutschland?

Feudalmacht blutig unterdrückt, 
was Deutschland endgültig im 
Zustand feudaler Zersplitterung in 
mehr als 300 Territorien hinterließ.

• Die bürgerliche Revolution von 
1848 entsprach in ihrem Beginn 
den Bedürfnissen der Bourgeoisie 
nach nationalstaatlicher Einheit, 
Gewerbefreiheit und demokrati-
scher Mitbestimmung. Die poli-
tische Schwäche des Bürgertums 
sowie die Furcht vor den ersten 
Regungen einer Arbeiterbewegung 
führten aber zur Unterwerfung 
unter die wiedererstarkte Reakti-
on gegen begrenzte parlamenta-
rische Zugeständnisse in den Ein-
zelstaaten.

• Im weiteren Verlauf wurden nati-
onale Einheit und bürgerliche De-
mokratie getrennt. Bismarck als 
genialem Vertreter seiner Standes-
interessen gelang es, die Reichs-
gründung von oben als Anpas-
sung des preußischen Regimes an 

die kapitalistische Realität seiner 
Zeit durchzusetzen. Das bürger-
liche Parlament (Reichstag) hatte 
nur einen geringen Einfluss auf 
die Staatsgeschäfte im Kaiserreich.

• In der durch Revolution und Kon-
terrevolution durchgesetzten Wei-
marer Republik hatte das Bürger-
tum erstmals die volle Verfügung 
über die Staatsgewalt, aufgeteilt 
zwischen dem Parlament (Reichs-
tag) und dem „Ersatzmonarchen “ 
(Reichspräsident), der gegebenen-
falls durch Notstandsmaßnahmen 
(Artikel 48) das Funktionieren bür-
gerlicher Demokratie aushebeln 
konnte. Die früheren Träger des 
Feudalregimes (ostelbische Groß-
grundbesitzer, kaiserliche Militärs) 
waren weiterhin präsent und mit 
Teilen der Bourgeoisie (Schwerin-
dustrie) verbündet. Der Reaktion 
stand als Gegenpol die organisier-
te, aber politisch gespaltene Arbei-
terbewegung gegenüber.
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schossen.“ (Illustrierte Geschichte der 
deutschen Revolution, S. 292)

Mit der Januarniederlage hatte die 
Revolution ihren Zenit überschritten. 
Aber allein der Rachedurst der Sieger 
sorgte dafür, dass die Verhältnisse 
nicht zur Ruhe kamen. Revolutionäre 
Vorstöße gab es immer noch. Es ging 
weiter mit der Bremer Räterepublik 
(10. Januar bis 4. Februar), General-
streik in Berlin (März), im Ruhrgebiet, 
in Mitteldeutschland, Münchener Rä-
terepublik (April), alles im Jahre 1919. 
Schon vorher hatte die Wahl vom 19. 
Januar zur Nationalversammlung 
die Kräfteverhältnisse in Zahlen ge-
fasst: Die SPD erhielt reichsweit von 
insgesamt 421 Sitzen 163 (37, 9 Pro-
zent), die USPD 22 (7,6 Prozent). Die 
KPD hatte gemäß der Entscheidung 
auf dem Gründungsparteitag nicht 
teilgenommen. In Berlin sah es nicht 
ganz so ungünstig, aber ebenfalls 
deutlich aus: SPD 36,4 Prozent, USPD 
27,6 Prozent.

Kritik der Januarkämpfe

Zu den Januarkämpfen findet 
sich eine interessante Einschätzung 
von Karl Radek (Vertreter der Bol-

schewiki und der im März 1919 
gegründeten Kommunistischen 
Internationale in Deutschland) in 
Illustrierte Geschichte der deutschen 
Revolution auf Seite 282. Er schrieb 
am 9. Januar einen Brief an das Zen-
tralkomitee der KPD, in dem er den 
Beschluss des Revolutionsausschus-
ses vom 5./6. Januar, die politische 
Macht zu erobern, kritisierte: „In 
Ihrer Programmbroschüre ‚Was will 
der Spartakus-Bund?‘ erklären Sie, die 
Regierung erst dann übernehmen zu 
wollen, wenn Sie die Mehrheit der Ar-
beiterklasse hinter sich haben. Dieser 
vollkommen richtige Standpunkt findet 
seine Erklärung in der einfachen Tat-
sache, dass die Arbeiterregierung ohne 
Massenorganisation der Arbeiterklasse 
undenkbar ist. Nun sind die einzig in 
Betracht kommenden Massenorganisati-
onen, die Arbeiterräte, fast nur nominell 
vorhanden. Sie haben noch keine Kämp-
fe geführt, die Massenkräfte auslösen 
könnten. Und dementsprechend hat in 
ihnen nicht die Partei des Kampfes die 
Oberhand, sondern die Sozialpatrioten 
oder die Unabhängigen. In dieser Si-
tuation ist an die Machtergreifung des 
Proletariats gar nicht zu denken. Würde 
sie, die Regierung, durch einen Putsch 
in eure Hände fallen, sie würde in ein 

paar Tagen von der Provinz abgeschnürt 
und erdrosselt werden.“

Natürlich ergibt sich sofort der 
Gedanke an die Situation der russi-
schen Oktoberrevolution ein Jahr zu-
vor. Radek zog im selben Brief diesen 
Vergleich. Er schrieb: „Nichts verbietet 
einem Schwächeren, sich vor der Über-
macht zurückzuziehen. Wir haben im Juli 
1917, obwohl wir damals stärker waren 
als ihr jetzt, die Massen mit allen Kräften 
zurückgehalten, und als dies nicht ge-
lang, sie durch rücksichtsloses Eingreifen 
aus einer bevorstehenden aussichtslosen 
Schlacht herausgezogen.“ Er argumen-
tierte, dass die Bolschewiki im Okto-
ber 1917 im Petrograder Sowjet die 
Mehrheit hatten, während die Spar-
takisten im Januar 1919 nichts hatten, 
nicht einmal eine handlungsfähige 
Organisation und eine Planung. Er 
empfahl deshalb eine Aufforderung 
an die Revolutionären Obleute, den 
Beschluss zurückzunehmen, den 
Kampf mit möglichst geringen Ver-
lusten abzubrechen, eine Neuwahl 
der Arbeiterräte anzustreben. Sollte 
dies nicht angenommen werden oder 
nicht möglich sein, sei den Massen 
Klarheit über die Lage zu vermitteln, 
und das sei Aufgabe der kommunis-
tischen Partei.

• Der Faschismus war eine bürger-
liche Bewegung im Klasseninte-
resse des Kapitals. Er zerschlug 
die Arbeiterbewegung, stellte die 
„Volksgemeinschaft“ auf reakti-
onärer Basis her und führte den 
Krieg, dessen Hauptziel in der Ver-
nichtung der Sowjetunion und der 
internationalen kommunistischen 
Bewegung bestand.

• Nach der Befreiung vom Faschis-
mus durch die alliierten Sieger-
mächte begannen diese auf der je-
weiligen Seite mit der Liquidierung 
der faschistischen Herrschafts- und 
Organisationsstrukturen, der „Um-
erziehung“ der Bevölkerung und 
dem Aufbau der neuen Gesell-
schaften in Deutschland. Formal 
setzten sie teilweise an deutschen 
Traditionen (z. B. Föderalismus) 
an, teils schufen sie – besonders 
zeitweise in Ostdeutschland mit 
den verordneten sozialistischen 
Grundlagen – völlig Neues.

• Die Wiederherstellung des gesamt-
deutschen bürgerlichen Staates 
nach dem Untergang des sowjetisch 
geführten sozialistischen Lagers in 
Europa stärkte einerseits die tradi-
tionelle westliche Vorstellung der 
„Überlegenheit“ des bürgerlichen 
Demokratiemodells. Andererseits 
führte die kapitalistische Krisen-
haftigkeit (Wirtschafts- und Finanz-
krise 2007/8, Migrationsbewegung, 
Klimawandel etc.) zu neuer Verun-
sicherung breiter Bevölkerungsteile.
Die bürgerliche Demokratie in 

Deutschland ist kein erkämpftes Ei-
gengewächs des hiesigen Bürgertums, 
aber auch nicht einfach von außen auf-
gedrückt. Die bereitwillige Akzeptanz 
dieser vergleichsweise autoritären Bon-
ner, dann Berliner Demokratie durch 
die große Mehrheit der Bevölkerung 
kommt aus der obrigkeitsstaatlichen 
Tradition, den geschichtlichen Erfah-
rungen mit den selbst verschuldeten 
Katastrophen der Weltkriege und der 

stabilen wirtschaftlichen Nachkriegs-
entwicklung im westlichen Lager unter 
Führung der USA. Der aufkommende 
Rechtspopulismus ist gefährlich, aber 
noch kein Vorbote des Faschismus – 
dazu fehlt die Unterstützung relevan-
ter Teile der Bourgeoisie, weil sie unter 
gegenwärtigen Bedingungen kein Inte-
resse daran haben kann.

In Arbeiterpolitik 4/2018 haben wir 
dargelegt, dass und warum beim 
Fehlen einer kämpferisch orientier-
ten Klassenbewegung auch Gewerk-
schaftsmitglieder in großer Zahl nach 
rechts gehen. Diese reaktionäre Strö-
mung lässt sich nicht allein mit poli-
tisch richtigen Argumenten und an-
tifaschistischen Appellen bekämpfen, 
sondern nur durch Klassenkämpfe 
und soziale Bewegungen, die ihre 
Themen zugunsten der Lohnarbei-
tenden, Erwerbslosen, MigrantInnen, 
RentnerInnen konsequent in den Mit-
telpunkt der gesellschaftlichen Debat-
ten rücken.
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Die angesprochene Stelle im 
Gründungsprogramm der KPD 
(Spartakusbund) lautet: „Der Spar-
takusbund wird nie anders die Regie-
rungsgewalt übernehmen als durch den 
klaren unzweideutigen Willen der großen 
Mehrheit der proletarischen Masse in 
ganz Deutschland, nie anders als kraft 
ihrer bewussten Zustimmung zu den 
Ansichten, Zielen und Kampfmethoden 
des Spartakusbundes“ (Illustrierte Ge-
schichte, S. 263).

Dieser Vergleich zweier Revoluti-
onsverläufe und ihrer unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen gibt uns 
wichtige Hinweise zur Beurteilung 
der Voraussetz ungen, des Verlaufs 
und der Ergebnisse der November-
revolution. Nach Radeks Auff assung 
hät﻿t e die Machtfrage nicht gestellt 
werden dürfen bzw. scheiterte im 
Endeff ekt, weil die vom Spartakus-
bund selbst formulierte Grundbe-
dingung, die Einigkeit der Arbeiter-
klasse „zu den Ansichten, Zielen und 
Kampfmethoden“, nicht gegeben war. 
Das allgemein anerkannte große Ziel 
bestand in der Frage der Sozialisie-
rung. Die konkreten Ansichten dar-
über waren allerdings sehr heterogen.

Das Dilemma der KPD

Schon kurz nach den Januar-
kämpfen gab es Hinweise aus mehre-
ren Richtungen, dass die Absetz ung 
des Berliner Polizeipräsidenten von 
den regierenden Sozialdemokraten 
bewusst als Provokation geplant 
und durchgezogen worden war, um 
Spartakus ins off ene Messer laufen 
zu lassen. Der Nachfolger Eich-
horns, Eugen Ernst (SPD), gab dies 
in einem Interview mit der Zeitung 
der italienischen Sozialdemokraten, 
Avanti, triumphierend zum Besten: 
„Ein Erfolg der Spartakusleute war von 
vornherein ausgeschlossen, da wir sie 
durch unsere Vorbereitungen zum frü-
heren Zuschlagen genötigt haben. Ihre 
Karten wurden früher aufgedeckt, als 
sie es wünschten, und wir waren daher 
in der Lage, ihnen entgegenzutreten.“ 
(deutsch in Rote Fahne vom 2. April 
1919) Weitere Ausführungen in die-
ser Richtung fi nden sich in der Illust-
rierten Geschichte … auf Seite 271 oder 
in Paul Frölichs Biografi e Rosa Luxem-
burg – Gedanke und Tat, in der es heißt: 
„Die Wahrheit ist, dass die Januarkämpfe 
von der Leitung der Konterrevolution 

mit Umsicht und Entschlossenheit vor-
bereitet und mit Tücke herausgefordert 
worden sind. Sie entsprangen einem so 
teufl ischen Plan, wie er in der modernen 
Geschichte ohne Beispiel war und erst in 
den politischen Künsten des Faschismus 
seinesgleichen gefunden hat.“ (Ausga-
be Berlin 1990, S. 357) Ferner heißt 
es dort, „... dass alle diese Zeitungsbe-
setz ungen unter Führung von Spitz eln 
der Berliner Kommandantur oder höchst 
zweifelhafter Elemente vollbracht wur-
den“ (S. 361).

Man sollte den Aspekt der „Pro-
vokation“ aber nicht zu hoch hängen, 
denn real steckt doch folgendes da-
hinter: Die Position des Polizeichefs 
in der Hauptstadt war in diesen be-
wegten Zeiten für die Regierung viel 
zu wichtig. Die Absetz ung Eichhorns 
war nicht nur Provokation, sondern 
tatsächlicher Machtkampf. Umge-
kehrt konnte diese Maßnahme von 
den Spartakisten nicht hingenom-
men werden. Sie war aber von ihrer 
Dimension her nicht einschneidend 
genug, um eine wirksame Solidari-
sierung der Arbeiterbewegung im 
ganzen Reich hervorzurufen.

Das Dilemma der KPD wird auch 
in folgendem zeitgenössischen Zitat 
deutlich: „Der von Rosa Luxemburg ge-
führten jungen Kommunistischen Partei 
erwuchs aus dieser Lage eine schwierige, 
konfl iktreiche Aufgabe. Sie konnte das 
Ziel der Massenaktion – Sturz der Re-
gierung – nicht zu dem ihren machen, 
sie musste es ablehnen, aber sie durfte 
gleichzeitig sich nicht von den Massen 
loslösen, die den Kampf aufgenommen 
hatt en. Trotz  des Gegensätz lichen muss-
te sie bei den Massen, unter den Massen 
bleiben, um sie in ihrem Ringen mit der 
Gegenrevolution zu stärken, und den 
Prozess ihres revolutionären Reifens 
während der Aktion zu fördern,indem sie 
ihnen die Bedingungen ihres Vorstoßes 
zum Bewusstsein brachte. Zu diesem 
Zwecke musste die Kommunistische 
Partei ihr eigenes Gesicht zeigen, ihre 
Wertung der Situation scharf umrissen 
herausarbeiten, ohne die proletarische, 
die revolutionäre Solidarität zu verlet-
zen, die sie den Kämpfenden schuldete. 
Ihr Anteil an dem Kampfe musste also 
negativ-kritisch und positiv-vorwärts-
treibend zugleich sein.“ (Clara Zetkin, 
Um Rosa Luxemburgs Stellung zur Rus-
sischen Revolution, Hamburg 1922, S. 
84, in: Dies., Ausgewählte Reden und 
Schriften, Band II, Berlin/DDR 1960, 
S. 445 f.)
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Unklare Vorstellungen von 
Sozialisierung

Der Sozialismus war die große 
Hoffnung der Massen in der Arbei-
terklasse. Sie erhofften damit ein 
Ende von Ausbeutung, Armut und 
gesellschaftlicher Ausgrenzung. Doch 
im Kaiserreich war noch viel vorka-
pitalistischer und vorbürgerlicher 
Ballast abzuräumen, vor allem die 
preußische Militärmonarchie und 
die Junkerherrschaft auf dem Lan-
de, im Staatsapparat und im Militär 
(vgl. Abschnitt Zur allgemeinen Lage in 
Deutschland). Für die Arbeiterklasse 
bestand die gesellschaftliche Aus-
grenzung vor allem in den Formen 
der kapitalistischen Ausbeutung der 
damaligen Zeit und den sich daraus 
ergebenden Lebensverhältnissen, 
den Repressionen gegen Streiks und 
gewerkschaftliche Organisation, der 
besonders scharfen Diskriminierung 
der Landarbeiter (Gesindeordnung), 
den Benachteiligungen im Bildungs- 
und Gesundheitssystem, den schlech-
ten Wohnverhältnissen in den Arbei-
tersiedlungen usw.

Diese Zustände machten die Klas-
senunterschiede an der Oberfläche 
sehr viel deutlicher sicht- und fühlbar 
als heute. Für viele Arbeiter, gerade 
solche, denen es als Facharbeiter in 
gefragten Berufen schon besser ging, 
und für Angestellte mit ihren kleinen 
innerbetrieblichen „Privilegien“ er-

schien es daher schon erstrebenswert 
und als großer Erfolg, diese Über-
bleibsel der feudalen Ständeordnung 
und die Hohenzollernmonarchie zu 
stürzen, einzelne wichtige Fortschrit-
te wie den Achtstundentag, die An-
erkennung der Gewerkschaften und 
das Frauenwahlrecht durchzusetzen 
und von ihren Vertretern im Rat der 
Volksbeauftragten das Versprechen 
zu bekommen: „Die Sozialisierung 
marschiert!“ Sie nahmen allzu bereit-
willig hin, dass die Sozialisierung 
nicht auf einen Schlag kommen kön-
ne. Sie glaubten ferner den führenden 
Theoretikern der alten SPD, dass der 
Sozialismus nicht auf dem Boden ei-
ner vom Krieg zerrütteten Mangel-
wirtschaft errichtet werden könne, 
sondern dass erst einmal „die Produk-
tion in Gang gesetzt“ werden müsse. So 
war ein Kampf um die Schaltstellen 
der Macht und die Enteignung der 
Kapitalisten (Marx: Expropriation 
der Expropriateure) von vornherein 
gehemmt, weil der einheitliche Wille 
und die politische Klarheit fehlten. 
Spartakusbund und andere kommu-
nistische Gruppen befanden sich in 
einer klar unterlegenen Minderheit.

Von den regionalen Kämpfen um 
die Sozialisierung ist der im Ruhrge-
biet im Januar/Februar 1919 der be-
deutendste. Am 11. Januar wurden 
Büros des Rheinisch-Westfälischen 
Kohlensyndikats besetzt. Durch den 
Druck der streikenden Arbeiter wur-

de die Einrichtung der sogenannten 
Neunerkommission erzwungen, die 
die Sozialisierung des Ruhrbergbaus 
anpacken sollte. Sie bestand aus je 
drei Vertretern von SPD, USPD und 
KPD. In der Beurteilung der nach-
folgenden Vorgänge gehen die Mei-
nungen der Historiker auseinander. 
Auf der einen Seite wird in der Dar-
stellung der Schwerpunkt auf die 
Chance gelegt, die vertan wurde 
(Klaus Gietinger, November 1918. Der 
verpasste Frühling des 20. Jahrhunderts, 
Hamburg 2018, S. 142f.). Die Illustrier-
te Geschichte der deutschen Revolution 
(S. 316ff.) nimmt jedoch gerade auch 
diesen Konflikt als Beleg für die hin-
haltende Taktik der Regierung, die 
Sozialisierung zu verhindern. Insbe-
sondere die Wahl von Zechenräten 
(ohne Trennung von Arbeitern und 
Angestellten) und deren Ausstat-
tung mit wirklich Befugnissen wur-
de abgelehnt, ebenso die Forderung 
nach Rückzug der einmarschberei-
ten Truppen des Freikorps‘ Watter. 
180.000 Bergleute standen im Streik. 
Doch sogar die sozialdemokratische 
Gewerkschaft (der Bergbauverband) 
forderte nun militärisches Eingrei-
fen. Freikorps- und reguläre Reichs-
wehrtruppen schlugen den Streik in 
blutigen Kämpfen bis zum 22./23. 
Februar nieder. Auch dieses kämp-
ferische Beispiel konnte – wie viele 
andere – die entscheidende Schwäche 
der sozialistischen Strömung in der 



40 Sommer 2019Arbeiterstimme Nr. 204

Revolution nicht aufh eben: Es man-
gelte letz tlich reichsweit an durchset-
zungsfähiger Stärke, Geschlossenheit 
und koordinierter Organisation in 
Führungsfragen.

Die Spaltung der Arbeiterparteien

Die drei großen Richtungen der 
Arbeiterparteien in der November-
revolution kristallisierten sich schon 
während des Krieges heraus: SPD 
(Mehrheitssozialdemokratie), USPD 
(die Unabhängigen), KPD (Sparta-
kusbund). SPD und USPD bildeten 
gemeinsam den ersten Rat der Volks-
beauftragten als vorläufi ge „Revoluti-
onsregierung“, bis der Verlauf der Er-
eignisse die „unentschlossen schwan-
kenden“ Unabhängigen zwang, den 
Ebert-Noske-Leuten die Drecksarbeit 
der Konterrevolution allein zu über-
lassen. Auf die Frage, warum die 
rebellierende Arbeiterschaft solche 
Leute in der Führung duldete, die sie 
in den viereinhalb Jahren des Krieges 
schon betrogen hat﻿t en, sind wir schon 
teilweise eingegangen: Es waren die 
in den verschiedenen Schichten des 
Proletariats real vorhandenen (Teil-) 
Interessen, die eine einheitliche Wil-
lensbildung verhindert hat﻿t en. Hinzu 
kam am Ende des Massenmordens 
auf den Schlachtfeldern der dringen-
de Wunsch, dass endlich Schluss ge-

macht würde, (fast) egal wie. Doch 
die Hoff nungen des Teils der Arbei-
terklasse, der auf die alte SPD gesetz t 
hatte, mussten enttäuscht werden. 
Den Ebert-Noske-Leuten gelang es, 
die demokratischen Illusionen auf sich 
selbst zu lenken, obwohl es ihnen nur 
darum ging, das System zu erhalten 
und so wenig wie möglich davon zu 
opfern. Heraus kam eine bürgerliche 
Verfassung mit kapitalistischer Wirt-
schaftsordnung und einem starken 
Reichspräsidenten als Ersatz monar-
chen, der im Bedarfsfall für „Ruhe und 
Ordnung“ sorgen konnte. Der erste 
war der Sozialdemokrat Ebert, der 
zweite der kaiserliche General Hin-
denburg, der später die Gallionsfi gur 
abgab für die Machtübergabe an den 
NS-Faschismus, die Zerschlagung der 
Arbeiterbewegung, die umfassende 
Diktatur und die Kriegsvorbereitung.

Gegenüber der klaren konterre-
volutionären Einstellung und Funk-
tionsweise der SPD sowie den Halb-
heiten der Unabhängigen der USPD, 
aber auch den Intrigen und Rang-
kämpfen in dieser Partei, vertraten 
allein der Spartakusbund und einige 
andere kleine Gruppen eine revolu-
tionäre Linie. Aber diese lit﻿t  unter 
Beschränkungen und Hemmnissen, 
die in der kurzen Zeit nicht aufzu-
heben waren: der geringen Zahl und 
Organisationskraft, der mangelnden 
Erfahrung, auch Tatkraft, und der 
Ermordung ihrer wichtigsten Füh-
rungspersönlichkeiten Rosa Luxem-
burg und Karl Liebknecht am 15. Ja-
nuar, am 10. März auch Leo Jogiches.

Zwei Revolutionen im Vergleich

Der Ausgang der russischen Re-
volution 1917 einerseits, der deut-
schen 1919 andererseits fordert zum 
Vergleich heraus. Es gab ja oberfl äch-
liche Parallelen wie die Arbeiterrä-
te, den Streit um die Konstituante/
Nationalversammlung, die Rollen 
von Kerenski/Ebert, von Lenin/
Liebknecht. Doch die Ergebnisse 
waren gegensätz lich – die russische 
Revolution führte zum Aufb au des 
Sozialismus, die deutsche zum bür-
gerlich-parlamentarischen Regime 
im Kapitalismus. Wir beschränken 
uns hier auf Stichworte, weil eine 
genauere Darstellung der Oktober-
revolution an dieser Stelle unseren 
Rahmen sprengen würde (Ausfüh-

rungen dazu bietet unsere Broschüre 
Weiße Flecken).

Der qualitative Unterschied liegt 
zunächst und vor allem in der gesell-
schaftlichen Entwicklung. Der Kapi-
talismus war in Russland landesweit 
kaum entwickelt, die Landwirtschaft 
nach einigen Reformversuchen ste-
ckengeblieben, so dass es nicht zur 
Ausbildung einer breiten bäuerlichen 
Mit﻿t elschicht wie in Westeuropa kam. 
Die armen Bauern stellten aber die gro-
ße Masse der Bevölkerung. Die Arbei-
terklasse war hochkonzentriert, aber 
gesellschaftlich derart marginalisiert 
und ausgegrenzt, dass reformistische 
Positionen sich nicht entfalten konn-
ten. Zwar hat﻿t e die Bourgeoisie in der 
ersten Revolution 1905 einen Klassen-
kompromiss mit dem Feudalregime 
gesucht, doch eine Grundlage dafür 
war kaum vorhanden. Die bolschewis-
tische Partei hat﻿t e hier beste Vorausset-
zungen, mit radikalen Forderungen, 
die systemsprengenden, aber vorerst 
noch nicht sozialistischen Charakter 
hatten, Massen zu mobilisieren. In 
Russland hat﻿t en Adel und Bürgertum 
dem Bündnis von Arbeitern und Bau-
ern nichts entgegenzusetz en. Die Wei-
terführung des Krieges und die Ent-
wicklung kapitalistischer Verhältnisse 
wie im Westen war unmöglich. Die 
objektiven Bedingungen und die Poli-
tik der Kerenski-Regierung erzwangen 
den Sturz des Regimes, die Bolschewiki 
führten ihn durch.

In Deutschland dagegen war die 
Bourgeoisie ökonomisch so stark, 
dass sie das durch den Krieg endgül-
tig diskreditierte Feudalregime in der 
Herrschaft ablösen konnte. Die Lage in 
der Arbeiterbewegung, insbesondere 
die Rolle der SPD, war für sie günstig. 
Zwar entstand auch die deutsche Re-
volution aus Forderungen nach Frie-
den und führte zur Konfrontation zwi-
schen Proletariat und Bourgeoisie (die 
Bauern sind hier zu vernachlässigen: 
In der Novemberrevolution spielten 
sie keine besondere Rolle). Aber an-
ders als die russischen Menschewiki 
hat﻿t e die SPD eine starke Stellung, die 
sie nutz te, um ihre Vorstellung eines 
demokratisch gebändigten Kapitalis-
mus umzusetz en. Dabei trat sie nach 
außen durchaus revolutionär auf, so 
dass es den Linken in der USPD und 
Spartakus in der Kürze der Zeit nicht 
gelingen konnte, der alten Partei ihre 
Anhängerschaft und ihren organisa-
torischen Vorsprung abzunehmen. 

 An zei ge

Nachdruck mit einem Vorwort 
der Gruppe Arbeiterpolitik, 
August 1950. 32 Seiten, 1,50 €.
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T. Gradl, Postfach 910307
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Au gust Thalheimer:
Die Potsdamer Beschlüsse
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In der unmittelbaren Revolutionszeit 
(also bis zu den Januarkämpfen) blieb 
Spartakus bzw. die KPD zahlenmäßig 
eine Sekte („50 in Berlin und im Reich 
ein paar tausend“, Flechtheim, Die KPD 
in der Weimarer Republik, Frankfurt 
1976, S. 129), in der Gründungsphase 
zudem unterhalb der Führungsgrup-
pe noch ein „wirrer Haufen“, der die 
Orientierung noch suchte. Von dem 
Postulat, dass Spartakus nur „durch 
den klaren unzweideutigen Willen der 
großen Mehrheit der proletarischen Masse 
in ganz Deutschland“ die Macht über-
nehmen werde, war sie in der Realität 
weit entfernt.

Ebert, Noske und der ganze SPD-
Vorstand machten sich zum Werk-
zeug der herrschenden Klasse. Die 
Ursachen des Scheiterns der Revolu-
tion liegen nicht einfach in den Perso-
nen der SPD-Führung. Die objektiven 
ökonomischen Verhältnisse zwangen 
noch nicht zu einer Überwindung der 
kapitalistischen Produktionsweise. 
Das Entwicklungspotenzial des Kapi-
talismus war noch nicht ausgeschöpft.

Die Novemberrevolution in der 
Gesamteinschätzung

Die Novemberrevolution hatte 
einen Doppelcharakter als von der 
Arbeiterklasse begonnene, bürger-

lich beendete Revolution. Im Resü-
mee der Illustrierten Geschichte der 
deutschen Revolution (S. 511) steht 
folgende interessante Einschätzung: 
„Die Schaffung und Festigung der bür-
gerlichen Republik war also das vorläu-
fige Ergebnis der deutschen Revolution. 
Was frühere bürgerliche Revolutionen 
im ersten kühnen Ansturm gegen den 
Absolutismus durchsetzten – die volle 
Inbesitznahme und Beherrschung des 
Staatsapparates – erreichte das deutsche 
Bürgertum erst als Konterrevolution.“ 
Das Ergebnis war also die „Schaffung 
und Festigung der bürgerlichen Repu-
blik“. Es wurde im weiteren histori-
schen Verlauf nicht mehr in Frage ge-
stellt durch die Rückkehr zu Hohern-
zollernmonarchie und Junkerregime 
– die landeten auf dem Müllhaufen 
der Geschichte. Damit hatte sich die 
bürgerliche Demokratie erstmals in 
Deutschland – jedoch nicht dauerhaft 
– etabliert (s. Kasten S. 36-37).

Das Proletariat hat also zunächst 
seine eigene Revolution begonnen. 
Es hat sie aber nicht vorangetrieben, 
sondern ist auf halber Strecke stehen 
geblieben, nachdem es die politische 
Macht schon fast in den Händen ge-
habt hatte. Die Arbeiterräte wurden 
spontan, heterogen, teils chaotisch, 
teils von oben organisiert. Sie fühlten 
sich meist als Sachwalter einer Revo-
lution, die sie kaum verstanden. Sie 

durchschauten nicht das Spiel, das 
SPD und Teile der USPD mit ihnen 
trieben, längst bevor sie die Macht 
an die bürgerliche Nationalversamm-
lung abgaben.

Damit erhielt die bürgerliche Kon-
terrevolution im Bündnis mit rechter 
Sozialdemokratie und junkerlich ge-
prägtem Militär die Möglichkeiten, 
die sie konsequent nutzte. Sie stellte 
die Kommandogewalt der Offiziere 
wieder her, sicherte sich das Gewalt-
monopol und unterdrückte rigoros 
die Bildung roter Garden. Allein für 
die Zeit von November 1918 bis Mit-
te 1920 wird von mindestens 5000 
Toten durch die Konterrevolution 
unter Mitverantwortung der SPD-
Führung ausgegangen. Die Gewalt 
setzte sich fort in den Konflikten der 
Weimarer Republik (Kapp-Putsch, 
Hitler-Putsch etc.) und wurde zu ei-
nem entscheidenden Geburtshelfer 
des Faschismus.

Das andere zentrale Ergebnis der 
Revolution ist die Verselbständigung 
der kommunistischen Bewegung in 
Deutschland durch Gründung der 
KPD. Deren weitere Entwicklung 
durch die Geschichte der Weimarer 
Zeit, des Faschismus und der Nach-
kriegszeit bis heute zu würdigen, 
kann aber nur besonderen Artikeln 
vorbehalten bleiben.

9.9.2018
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K. H. Tjaden: Struktur und Funktion der KPD-Oppostion eine Untersuchung zur 
„Rechtsopposition“ im deutschen Kommunismus zur Zeit der Weimarer Republik, SOAK-Verlag

Die Bremer Linksradikalen

Isaac Abusch: Erinnerungen und Gedanken eines oppositionellen Kommunisten (Hrsg. Achim 
Kowalczyk)

Immer noch Kommunist? Erinnerungen von Paul Elflein

Theodor Bergmann: Gegen den Strom, Die Geschichte der KPD-Opposition (KPO) (Neuauf﻿lage)

Jens Becker: Heinrich Brandler – Eine politische Biographie

Herausgegeben von der Gruppe Arbeiterpolitik: Einführung in den dialektischen Materialismus 
Vorträge an der Sun-Yat-Sen-Universität Moskau (August Thalheimer)

Zurück in die Eierschalen des Marxismus? Zum Existentialismus als bürgerliche Philosophie 
(August Thalheimer)

1923, eine verpaßte Revolution? Die deutsche Oktoberlegende und die wirkliche Geschichte von 
1923 (August Thalheimer)

Um was geht es? Zur Krise der KPD (August Thalheimer)

Plattform der Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposition)

Wie schafft die Arbeiterklasse die Einheitsfront gegen den Faschismus? Eine kritische Unter-
suchung der Fragen: 1. Warum sind reformistische Methoden untauglich zum Kampf gegen den 
Faschismus? 2. Warum hat die bisherige kommunistische Taktik im Kampf gegen den Faschismus 
versagt, und wie muß sie geändert werden? (August Thalheimer)

Der Zusammenbruch der Weimarer Republik - und was weiter?

Volksfrontpolitik, ihre Ursachen und Folgen am Beispiel Frankreichs und Spaniens. Artikel aus 
dem „Internationalen Klassenkampf“ von 1935 - 1939. Eingeleitet von der Gruppe Arbeiterpolitik

Fluchtpunkte, Nürnberg und Bremen – Zwei Hochburgen der deutschen Arbeiterbewegung

Die Potsdamer Beschlüsse, Eine marxistische Untersuchung der Deutschlandpolitik der Groß-
mächte nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Grundlinien und Grundbegrif﻿fe der Weltpolitik nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Weiße Flecken, Über die Geschichte der Sowjetunion, u. a. Neue Ökonomische Politik, Industri-
alisierung, Kollektivierung, Opposition und Prozesse, Massensäuberungen, Belagerte Festung

August Thalheimer and German Communism – Revolutionary History

Grundlagen der Einschätzung der Sowjetunion (August Thalheimer)

Die Sowjetunion und die sozialistische Revolution (Heinrich Brandler)

Revolutionäre oder konterrevolutionäre Kritik an der Sowjetunion, Auseinanderset﻿zung mit 
der Kritik Kravchenkos und Solschenizyns an der SU

Über die sogenannte Wirtschaftsdemokratie (August Thalheimer)

Der Weg der Gewerkschaften, Um eine richtige kommunistische Politik nach dem 2. Weltkrieg 
(Waldemar Bolze) 

Ostblock - Westblock, Internationale monatliche Übersichten 1945 - 48 (August Thalheimer)

Der Faschismus in Deutschland, Analysen und Berichte der KPD-Opposition
(z.Z. leider nicht Lieferbar)
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Der spanische Bürgerkrieg

Die Nie der la ge der spa ni schen Re-
 pu b lik 1939 war eine Nie der la ge für die 
spa ni sche und in ter na tio na le Ar bei ter be we-
 gung und ist bis heu te The ma un ge zähl ter 
Bü cher. 

Die Aufsätze in dem vor lie gen den Buch 
sind erst ma lig in der Ar bei ter stim me in 
den Aus ga ben Sep tem ber 1986 bis Ok to-

240 Seiten, Paperback, 12,– 
ISBN 3-00-010296-5
Herausgegeben von der
Gruppe Arbeiterstimme

510 Seiten, Paperback, 
20,– €
ISBN 3-87975-767-4

624 Seiten, Paperback, 
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 ber 1987 ver öf fent licht und spä ter in ei ner 
Bro schü re zu sam men ge fasst wor den.

Uns war es wichtig die se längst ver grif-
 fe ne Bro schü re mit einigen Er gän zun gen 
neu auf zu le gen.

Denn es handelt sich um eine der 
sel te nen Dar stel lun gen der Er eig nis se in 
Spa ni en aus der Sicht der KPO (Kom mu-
 ni sti sche Par tei – Op po si ti on), bzw. der 
sich in die se Tra di ti on stel len den Grup pe. 
Die Po si ti on die ses Teils der Ar bei ter be-
 we gung wird in der bis heu te an dau ern den 
Dis kus si on kaum zur Kennt nis ge nom men. 
Im An hang wer den ei ni ge Dis kus si ons bei-
 trä ge aus un se rer Zeit do ku men tiert. Die 
Kämp fe in Bar ce lo na im Mai 1937, und die 
Kon tro ver se um den „Fall Maurin„ wer den 
un ter Ver wen dung erst jetzt zu gäng li cher 
Ma te ri a lien dar ge stellt.

Wir se hen die ses Buch auch als ei nen 
Bei trag zur Dis kus si on über eine der Ur-
 sa chen, die zur welt wei ten Nie der la ge der 
Ar bei ter be we gung und der An sät ze zum 
So zia lis mus ge führt ha ben.

Silke Makowski

„Helft den Gefangenen in Hitlers Kerkern„
Die Rote Hilfe Deutschlands in der Illegalität ab 1933

Der antifaschistische Widerstand der 
Roten Hilfe Deutschlands (RHD) ist bis-
her weitgehend unbekannt, obwohl sich 
Zehntausende AktivistInnen aus ver-
schiedenen sozialistischen Strömungen 
daran beteiligten. Spendensammlungen 
für die politischen Gefangenen, interner 

Zeitungsverkauf sowie Flugblattverteilun-
gen gegen den NS-Terror fanden selbst in 
kleineren Orten statt, während in größeren 
Städten noch über Jahre hinweg ein gut 
organisierter illegaler Apparat existierte, 
der die Arbeit der Basiszellen koordinier-
te. Durch internationale Kontakte konnten 
weltweite Freilassungskampagnen initiiert 
und die Flucht von Verfolgten organisiert 
werden. Zahllose Rote HelferInnen wurden 
für ihren Widerstand zu hohen Strafen ver-
urteilt, und viele von ihnen wurdenvon den 
Nazis ermordet.

Die Broschüre zeigt die Bandbreite 
des Widerstands der Roten Hilfe gegen 
den NS-Terror auf und regt durch vie-
le Beispiele aus verschiedenen Städten 
und Regionen zur eigenen Spurensuche 
vor Ort an.

Schriftenreihe des Hans-Litten-Archivs
zur Geschichte der Roten Hilfe – Band I
DIN A 4, 120 Seiten, 7,– Euro
ISBN 3-9809970-4-9


